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Mitteilung
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Beratende AuBlerung des Rechnungshofs ,,Krisenmanagement
in der Landesverwaltung*

Schreiben des Ministeriums des Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen vom
18. Mirz 2024, Az. IM6-0451-16/1:

In der Anlage iibersende ich lhnen in Abstimmung mit dem Rechnungshof
Baden-Wiirttemberg die Beratende AuBlerung des Rechnungshofs zum Krisen-
management in der Landesverwaltung.

Der Rechnungshof hat in den vergangenen Monaten das Krisenmanagement in
der Landesverwaltung in einer breit angelegten Priifung untersucht. Hierzu hat
der Rechnungshof vorhandene Unterlagen analysiert und Gesprache mit relevan-
ten Akteuren des Krisenmanagements, wie etwa den Ministerien, verschiedenen
weiteren Dienststellen der Landesverwaltung, den Kommunalen Landesverbin-
den, den Kommunen und auch mit der Bundeswehr, gefiihrt. Auf Wunsch des
Rechnungshofs wird der Landtag iiber die Beratende Auflerung, die sich an die
Landesregierung richtet, informiert.

Um ein moglichst umfassendes Bild zu erhalten, hat er zudem verschiedene
Online-Umfragen bei allen Dienststellen der Landesverwaltung und bei allen
Kommunen durchgefiihrt.

Aus seinen Erhebungen und Analysen hat der Rechnungshof in dem nun vorge-
legten Bericht an die Landeregierung insgesamt 37 Empfehlungen zur weiteren
Optimierung des Krisenmanagements in der Landesverwaltung ausgesprochen.

Dem Rechnungshof gebiihrt ausdriicklicher Dank dafiir, dass er das Krisenmanage-
ment einer vertieften Priifung unterzogen hat. Dieser wichtige Blick ,,von auf3en*
unterstlitzt uns in unserem Bestreben, unser Krisenmanagement stetig weiterzuent-
wickeln. Der Bericht wird nun einer detaillierten Auswertung unterzogen.

Mit Blick auf die wichtige Arbeit der Enquetekommission ,,Krisenfeste Gesell-
schaft® ist er sicherlich von Interesse.
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Ministerialdirektor
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Zusammenfassung

Die Landesverwaltung hat im Verlauf der Corona-Pandemie bewiesen, dass sie die organi-
satorischen Herausforderungen einer Krisensituation bewiltigen kann. Sie hat wihrend
der Krise laufend dazugelernt; Koordination und Kommunikation als zentrale Elemente
einer Krisenbewiltigung sind im Lauf der Krise besser geworden.

Allerdings war die Landesverwaltung zu Beginn der Pandemie organisatorisch nicht so auf-
gestellt, dass sie unmittelbar und mit voller Kraft in einen Modus der Krisenbewiltigung
umschalten konnte. Strukturen mussten neu geschaffen werden; Prozesse mussten sich ein-
spielen. Dies hat Ressourcen - Zeit und Personal - gebunden, die besonders in Krisenzeiten
knapp sind.

Nach der Krise ist vor der Krise. Es gilt, die Erfahrungen der Krisensituation aufzuarbei-
ten, zu bewerten und fiir die organisatorische Vorbereitung auf kiinftige Krisen zu nutzen.
Jede Krise ist anders - die Verwaltung kann sich nicht bis ins Detail auf jede denkbare Kri-
sensituation vorbereiten. Aber es gibt typische Herausforderungen, die charakteristisch fiir
alle moglichen Arten von Krisen sind. Dazu gehoren beispielsweise verinderte Fiihrungs-
und Steuerungserfordernisse, erhohte Personalbedarfe fiir krisenrelevante Aufgaben oder
besondere Anforderungen an Koordination und Kommunikation.

Die Landesverwaltung sollte sich schon aulerhalb konkreter Lagen mit Strukturen und
Prozessen befassen, um besser auf kiinftige Krisen vorbereitet zu sein. Dadurch konnte die
Anlaufphase der Krisenbewiiltigung verkiirzt, konfliktirmer gestaltet und Ressourcen effi-
zienter eingesetzt werden. Dies konnte auch die Fiahigkeit der Landesverwaltung stéirken,
Krisensituationen aus eigener Kraft zu meistern. Die Beratende AuBerung gibt hierzu kon-
krete Empfehlungen.

L. Gegenstand und Ablauf der Priifung

Der Rechnungshof hat das Krisenmanagement der Landesverwaltung untersucht. Basis der Ana-
lyse sind die Erfahrungen aus der Corona-Pandemie. Es geht aber nicht darum, pandemiespezifi-
sche Ergebnisse abzuleiten. Die Bewertungen und Empfehlungen des Rechnungshofs stellen viel-
mehr abstrakt auf verschiedene denkbare Krisensituationen ab.

Er hat hierzu Strukturen und Prozesse beleuchtet: Welche rechtlichen Regelungen gibt es fiir das
Krisenmanagement? Wie sind die Zusténdigkeiten verteilt? Welche organisatorischen Rahmen-
bedingungen gelten, und welche Ressourcen werden fiir das Krisenmanagement eingesetzt? Wie
hat die Landesverwaltung organisatorisch auf die Krisensituation reagiert, welche Strukturen und
Prozesse hat sie gewihlt?

In der Priifung geht es ausschlieBlich um den organisatorisch-administrativen Umgang mit der
Krise. Es geht ausdriicklich nicht um fachliche Aspekte und um die inhaltliche Bewertung einzel-
ner MaBinahmen der Pandemiebewéltigung. Im Mittelpunkt stehen Strukturen (einschlieSlich
Gremien) und Prozesse, die bereits vor der konkreten Krisensituation eingerichtet bzw. etabliert
waren, und jene, die zu Beginn oder im Verlauf der Krise neu aufgesetzt wurden.
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Hierzu hat der Rechnungshof vorhandene Unterlagen analysiert. Er hat Gespriache mit relevanten
Akteuren des Krisenmanagements gefiihrt: mit Ministerien, verschiedenen weiteren Dienststellen
der Landesverwaltung, mit den Kommunalen Landesverbdanden, mit Kommunen und auch mit
der Bundeswehr. Um ein moglichst umfassendes Bild zu erhalten, hat der Rechnungshof zudem
verschiedene Online-Umfragen bei allen Dienststellen der Landesverwaltung und bei allen Kom-
munen durchgefiihrt. Dabei wurden zum einen objektive Aspekte abgefragt - etwa zum Ressour-
ceneinsatz. Zum anderen ging es aber auch darum, subjektive Aussagen und Bewertungen zum
Zusammenspiel der verschiedenen Akteure beim Krisenmanagement zu erhalten. Ziel war es, die
Erfahrungen aller Beteiligten fiir kiinftige Krisensituationen nutzbar zu machen.

IL. Umgang mit Krisenpotenzialen

Wie kann sich eine Verwaltung auf Krisensituationen vorbereiten? Grundlage fiir eine konzeptio-
nelle Vorbereitung ist die Auseinandersetzung mit moglichen Krisenszenarien. Die Untersuchung
zeigt, dass sich gerade Kommunen durchaus mit solchen Szenarien beschéftigen: Dies gilt
schwerpunktméaBig fiir Naturereignisse wie Hochwasser oder Starkregen, aber auch fiir techni-
sche Risiken wie einen linger andauernden Stromausfall oder Stérungen der Wasserversorgung.
Auch in der Landesverwaltung gibt es - oft im Zusammenhang mit fachlichen Zusténdigkeiten -
zahlreiche Beispiele, dass sich Dienststellen intensiv mit solchen Risiken beschéftigen. Zudem
hat die Bereitschaft, sich mit Krisenpotenzialen zu befassen, im Verlauf der Krise deutlich zuge-
nommen. Eine systematische Befassung mit potenziellen Krisenarten ist aber weder in der Lan-
desverwaltung noch in den Kommunen durchgehend iiblich. Der Rechnungshof empfiehlt, die
Krisenpotenziale fiir alle Dienststellen strukturiert zu analysieren (Empfehlung 1, siehe

Punkt 2.1.1).

Viele Dienststellen haben sich vorgenommen, ihre Erfahrungen aus der Pandemie zu evaluieren,
um die Ergebnisse fiir kiinftige Krisen nutzbar machen. Dies ist aber bislang erst teilweise er-
folgt. Mit zunehmendem zeitlichen Abstand zur konkreten Krisensituation wird es aber schwieri-
ger, die Krisenerfahrungen auszuwerten. Hier sollten die Ressorts dafiir Sorge tragen, dass ent-
sprechende Evaluationen angesto3en und die Ergebnisse beispielsweise in Krisenkonzepten be-
riicksichtigt werden (Empfehlung 2, siehe Punkt 2.1.2).

Die Verantwortung fiir eine ausreichende Krisenvorsorge liegt nicht nur beim Staat. Die 6ffentli-
che Hand hélt zwar verschiedene Ressourcen fiir Krisen, Gefahrenlagen und Katastrophen vor.
Gerade in Krisenzeiten steigen die Erwartungen an diese staatlichen Leistungen an. Nicht ausrei-
chende Eigenvorsorge von Biirgerinnen und Biirgern, von Unternehmen und anderen gesell-
schaftlichen Akteuren wird dann gegebenenfalls auch der Verwaltung als Versaumnis vorgehal-
ten. Dabei gerit allerdings leicht aus dem Blick, dass eine Zustindigkeit staatlicher Stellen fiir
alle Arten von Krisenvorsorge weder realistisch noch sachgerecht ist. Staatliche Stellen konnen
eine eigene Vorsorge der Gesellschaft, insbesondere der Bevolkerung und von Unternehmen
nicht ersetzen. Die Sensibilisierung fiir deren eigene Verantwortung zur Krisenvorsorge sollte
verstarkt werden (Empfehlung 3, siche Punkt 2.1.3).

II. Organisatorischer Rahmen des Krisenmanagements

Wie ist das Krisenmanagement in der Landesverwaltung organisatorisch aufgestellt? Nach dem
Ressortprinzip leiten die Ministerien ihren Geschéftsbereich innerhalb des festgelegten politi-
schen Rahmens selbststéndig und eigenverantwortlich - auch in Krisenzeiten. Dennoch werden
Aufgaben des Krisenmanagements - etwa die Erstellung von Notfallkonzepten - in den einzelnen
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Ministerien und Dienststellen unterschiedlich intensiv wahrgenommen. Mit Blick auf eine ange-
messene Krisenpriavention sollte aber in jedem Ressort ein Mindestmal an krisenmanagementbe-
zogenen Aufgaben wahrgenommen werden (Empfehlungen 4 und 5, siche Punkt 2.2.1).

Seit einigen Jahren befasst sich ein Netzwerk der Verantwortlichen in den Ressorts mit ressort-
iibergreifenden Fragen des Krisenmanagements. Diesem Netzwerk gehoren ausschlielich Ver-
treter der Ministerien an. Gleichzeitig gibt fast die Hélfte der Landesdienststellen an, auf Landes-
ebene keine Ansprechpartner fiir Fragen zu Krisensituationen zu kennen. Bei den Kommunen ist
der Anteil noch deutlich hoher. Aufgaben und Ziele des Netzwerks sollten festgelegt und dahin-
gehend erweitert werden, dass auch die Schnittstellen zum nachgeordneten sowie zum kommuna-
len Bereich bedient werden konnen (Empfehlungen 6 und 7, siche Punkt 2.2.2).

Zu den Aufgaben des Innenministeriums gehort es zu beraten, den Aufbau von Krisenmanage-
ment-Strukturen in den Ressorts zu unterstiitzen sowie die Rahmenbedingungen und Grundlagen
fiir die Bewiltigung von Krisenlagen zu schaffen. Angesichts der grundsétzlich ressortbezogenen
Verantwortung fiir das Krisenmanagement stellt sich die Frage der Zustidndigkeitsabgrenzung:
Wann wird das Innenministerium titig und welche Unterstiitzungsleistungen kann es erbringen?
Die Gespriache im Rahmen der Priifung haben gezeigt, dass die Ansichten und Erwartungen
hierzu zwischen den Ressorts nicht vollstdndig deckungsgleich sind. Der Rechnungshof hélt die
(geltende) Regelung fiir sachgerecht, die Zustandigkeit auch in Krisensituationen grundsétzlich
beim fachlich betroffenen Ressort zu belassen; sie sollte beibehalten werden (Empfehlung 8,
sieche Punkt 2.2.3).

Die uneinheitlichen Aussagen zur Rolle bzw. Zustiandigkeit des Innenministeriums hiangen auch
damit zusammen, dass ungeklért ist, ab wann eine Krisensituation fiir die Landesverwaltung vor-
liegt. Anders als der Katastrophenfall wird eine Krise nicht formell festgestellt. Entsprechend hat
die ,,Krise* kein eigenes Regelwerk. Zwar hatte die Verwaltungsvorschrift Stabsarbeit, die aller-
dings seit Ende 2018 auller Kraft ist, einen Bezug zum Krisenmanagement. Sie sollte die Arbeit
von Verwaltungsstiben auch in Krisensituationen regeln. Allerdings galt sie origindr nur fiir die
Katastrophenschutzbehorden und ist deshalb bei anderen Dienststellen kaum bekannt.

In Krisensituationen bedarf es klarer Regelungen hinsichtlich der Zustdndigkeiten und der zu ak-
tivierenden oder aufzubauenden Strukturen bzw. Prozesse. Es bedarf aber auch eines gemeinsa-
men Verstdndnisses der gesamten Landesverwaltung, dass zumindest Teile der Verwaltung sich
in einem Krisenmodus befinden. Dies ist auch deshalb wichtig, weil die Betroffenheit durch eine
Krise von Ressort zu Ressort hochst unterschiedlich sein kann und damit auch das Verstindnis
fiir die Sondersituation anderer Bereiche nicht von vornherein unterstellt werden kann.

Nach Uberzeugung des Rechnungshofs bedarf es einer klaren Festlegung, ab wann sich die Ver-
waltung im Krisenmodus befindet und welche Konsequenzen damit verbunden sind. Ohne eine
solche Festlegung besteht zum einen die Gefahr, dass wegen ungeklarter Verantwortlichkeiten
notwendige Mafnahmen nicht oder zu spét ergriffen werden - schlieBlich ist die Zustandigkeit
trotz des Ressortprinzips nicht immer eindeutig. Zum anderen kdnnen vorab festgelegte Struktu-
ren und Prozesse im Ereignisfall nicht aufgebaut oder ausgelost werden, weil unklar ist, ob die
Voraussetzungen fiir eine Krise gegeben sind. Ein gemeinsames Verstdndnis dient auch der Ak-
zeptanz fiir zu ergreifende MaBBnahmen.

Der rechtliche Charakter dieser Festlegung ist dabei nicht entscheidend; es kann sich auch um ei-
nen einfachen Ministerratsbeschluss handeln. Wichtig ist die Bindungswirkung nach innen: sie
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muss die gesamte Landesverwaltung erfassen. Die Verwaltung hétte einen klaren Ausloser, um
ihr Handeln zielgerichtet auf die Krisensituation zu priorisieren und Krisenmechanismen - also
strukturelle und prozessuale Konsequenzen - in Gang zu setzen. Dies gilt beispielsweise fiir die
Bildung von Gremien, aber auch fiir personelle oder finanzielle Unterstiitzungsleistungen anderer
Ressorts. Letztere lassen sich schneller und konfliktdrmer durchsetzen, wenn die Rahmenbedin-
gung . Krise“ einheitlich fiir die gesamte Landesverwaltung festgestellt wird und damit alle Res-
sorts in die Verantwortung genommen werden. Der Rechnungshof empfiehlt deshalb, einen Pro-
zess zu definieren, mit dem die Landesverwaltung in Situationen, die nicht das AusmaB einer Ka-
tastrophe erreichen, in einen ,,Krisenmodus® versetzt werden kann (Empfehlung 9, siche

Punkt 2.2.4).

Der Wechsel in einen Krisenmodus setzt aber auch voraus, dass die betroffenen Dienststellen
iiber angemessene und aktuelle Informationen zum Thema Krisenmanagement verfiigen. Die Prii-
fung hat gezeigt, dass solche Informationen - soweit sie den Dienststellen iiberhaupt bekannt und
zugénglich sind - teilweise veraltet sind. Regelungen und Informationen zum Krisenmanagement
sollten aktuell gehalten, zentral zur Verfiigung gestellt und aktiv beworben werden (Empfeh-
lung 10, siche Punkt 2.2.4).

IV. Fiihrung und Steuerung: ressortiibergreifende Koordination und Kommunikation

Ressortiibergreifend wurden zu Beginn der Corona-Pandemie verschiedene Gremien gebildet, um
das Verwaltungshandeln zu koordinieren und die notwendige Kommunikation sicherzustellen.
Eine feste Regelung, welche ressortiibergreifenden Gremien durch eine Krise leiten sollen, gibt
es nicht. Die Entscheidungen hierzu trifft die Landesregierung ad hoc. Mit der Aktivierung einer
ressortiibergreifenden Stabsarbeit in Form des Interministeriellen Verwaltungsstabs (IVwS) hat
das Land rasch auf die neue Krisensituation reagiert: Stabsarbeit dient dazu, in Krisensituationen
ein zielgerichtetes Verwaltungshandeln durch Informationsbiindelung, schnelle Verwaltungsab-
laufe und unter Beteiligung aller zustéindigen Stellen zu gewihrleisten. Die Einrichtung einer dem
Ministerrat vorgelagerten (politischen) Lenkungsgruppe bereits kurz nach Einberufung des IVwS
zeigt aber, dass ein Bedarf flir ein weiteres Gremium zur ressortiibergreifenden Koordination ge-
sehen wurde.

Es diirfte weder sinnvoll noch mdéglich sein, fiir alle Details des Krisenmanagements vorab Rege-
lungen zu treffen. Insbesondere die Zusammensetzung der entsprechenden Gremien wird je nach
Krisensituation unterschiedlich sein. Der Rechnungshof hélt aber - auch gestiitzt auf die Bewer-
tungen durch die Ressorts - die wihrend der Pandemie gewéhlte zweigleisige Gremienstruktur
aus Interministeriellem Verwaltungsstab und (politischer) Lenkungsgruppe fiir sachgerecht. Sie
sollte als Regelfall bei der Krisenbewiltigung vorgesehen werden (Empfehlung 11, siche

Punkt 2.3.1.1).

Der ressortiibergreifende Informationsaustausch hat ungeachtet von Anlaufschwierigkeiten und
verschiedenen Herausforderungen grundsétzlich gut funktioniert. Um einen der Situation ange-
messenen Informationsfluss zu gewéhrleisten, bedarf es deshalb keiner neuen Strukturen und
Prozesse. Allerdings gibt es Verbesserungspotenziale. Manche Hemmnisse, wie etwa haufige
personelle Wechsel, lassen sich nur bedingt beeinflussen bzw. vermeiden. Andere Méngel hinge-
gen hitten bei guter Vorbereitung oder Pflege der vorhandenen Strukturen vermieden werden
kénnen. Wenn Zusténdigkeiten nicht geregelt, Anlaufstellen nicht bekannt oder nicht erreichbar
sind, drohen Verzdgerungen im Verfahren und Informationsverluste. Der Rechnungshof emp-
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fiehlt, einheitliche Kommunikationsstrukturen und -prozesse einzurichten und die Kommunika-
tion nicht personen-, sondern funktionenbezogen auszurichten (Empfehlung 12, siche
Punkt 2.3.1).

V. Fithrung und Steuerung: ressortinterne Koordination und Kommunikation

Die Ministerien und weite Teile der nachgeordneten Bereiche der Landesverwaltung haben kri-
senbedingte Aufgaben intern gebiindelt, um auf die Corona-Pandemie zu reagieren. Nicht immer
wurde hierfiir eigens ein Verwaltungsstab einberufen. Die Relevanz und Notwendigkeit von
Stabsarbeit wird zwischen den Ressorts sehr unterschiedlich gesehen. Gemein haben die Reaktio-
nen der Landesverwaltung jedoch, dass Aufgaben nach vorheriger Biindelung und Koordination
in der Regelorganisation bearbeitet werden. Das entspricht der Kernidee von Stabsarbeit.

Stabsarbeit sollte nicht zum Selbstzweck betrieben werden, sie soll handelnde Akteure auch nicht
in ihrer Flexibilitdt einschrinken. Sie bietet aber ein organisatorisches Geriist, um im Krisenfall
gut und schnell reagieren zu konnen. Wann die Einberufung eines Verwaltungsstabs sinnvoll ist,
kann nicht pauschal beantwortet werden. Der Rechnungshof hilt es aber fiir sinnvoll, dass haupt-
betroffene Dienststellen in Krisensituationen ihre Arbeitsweisen nach den Prinzipien der Stabsar-
beit organisieren (Empfehlung 13, siche Punkt 2.3.2.1). Ob die betreffende Einheit ,,Stab®,

,» Lask-Force* oder anders benannt wird, ist dabei nachrangig.

Fiir die Kommunikation mit dem jeweils nachgeordneten Bereich haben die Ressorts unterschied-
liche Wege gewihlt. Der Anteil der Dienststellen, die mit dem Informationsaustausch und der In-
formationsbereitstellung zufrieden waren, nimmt im Verlauf der Krise zwar deutlich zu. Die
iiberwiegende Zahl hilt den Informationsfluss von der {ibergeordneten Behorde fiir angemessen.
Allerdings gibt es einen signifikanten Anteil an Dienststellen, die sich - in einer Gesamtbewer-
tung - nicht klar, umfassend oder rechtzeitig informiert fiihlten. Die Kommunikation mit dem
nachgeordneten Bereich ist deshalb ein Aspekt, dem bei der Aufarbeitung der Krisenerfahrungen
besonderes Augenmerk geschenkt werden sollte. Die Ministerien sollten die gewéhlte ressortin-
terne Kommunikationsstrategie kritisch evaluieren. Grundsétzlich sollte auch in einer Krisensitu-
ation die Kommunikation iiber den iiblichen Dienstweg erfolgen (Empfehlungen 14 und 15, siehe
Punkt 2.3.2.2).

Auch mit der organisatorischen Unterstiitzung durch die iibergeordnete Behorde waren die nach-
geordneten Dienststellen tendenziell zufrieden. Betont wird aber das Bediirfnis, dass organisatori-
sche Hinweise, Entscheidungshilfen, Vordrucke oder Musterschreiben von iibergeordneter Stelle
zur Verfiigung gestellt werden. Damit sich nicht jede Dienststelle mit Fragen auseinandersetzen
muss, die sich auch bei anderen stellen und fiir die es moglicherweise bereits Losungen gibt, soll-
ten solche Unterstiitzungsleistungen in kiinftigen Krisensituationen zentral erarbeitet und bereit-
gestellt werden (Empfehlung 16, Punkt 2.3.2).

VI. Einbindung und Unterstiitzung der Kommunen

Die Umsetzung von MafBnahmen zur Krisenbewiltigung obliegt hdufig den Kommunen. Die Ko-
ordination und Kommunikation mit den Kommunen sind deshalb wesentliche Bestandteile eines
funktionierenden Krisenmanagements der Landesverwaltung. Im Verhéltnis zum kommunalen
Bereich nehmen die Regierungsprésidien eine zentrale Rolle ein. Auf kommunaler Seite kommt
den Kommunalen Landesverbdnden besondere Bedeutung bei der Koordination und Kommuni-
kation zu.
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Als Schaltstelle zwischen Landesregierung und Kommunen wurden die Regierungsprésidien,
noch mehr jedoch die Kommunalen Landesverbédnde in verschiedene, auch ressortiibergreifende
Gremien des Landes integriert. Damit waren die wichtigsten Akteure im Verhiltnis Land/Kom-
munen zumindest grundsétzlich in die Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse des Landes zur
Bewiltigung der Corona-Pandemie eingebunden. In der Praxis zeigte sich aber, dass die Regie-
rungsprasidien nicht immer {iber den aktuellsten Stand der Diskussion und der geplanten MaB-
nahmen informiert waren. Dazu trug insbesondere bei, dass ergénzend zu den Gremienberatun-
gen teils auch bilaterale Diskussions- und Informationskanéle zwischen Ministerien und Kommu-
nalen Landesverbanden aufgebaut und genutzt wurden. Mit Blick auf eine schnelle Entschei-
dungsfindung liegt ein solches pragmatisches Verfahren des ,kurzen Drahts* zwar nahe. Es birgt
aber das Risiko, dass die dort erzielten Ergebnisse und geteilten Informationen an anderen wichti-
gen Akteuren - wie den Regierungsprisidien - vorbeigehen.

Der Rechnungshof hélt es deshalb in Krisensituationen mit starker Betroffenheit der Kommunen
fiir geboten, die Kommunalen Landesverbénde und die Regierungsprisidien moglichst von Be-
ginn an in angemessener Weise in die Arbeit der relevanten Gremien einzubinden. Das bedeutet
nicht zwingend eine unmittelbare Vertretung in den jeweiligen Gremien. Das gewihlte Verfahren
muss aber sicherstellen, dass beide Akteure moglichst tiber denselben Kenntnisstand verfiigen;
die Einbindung bzw. die Informationsprozesse sollten deshalb symmetrisch angelegt sein (Emp-
fehlung 17, siehe Punkt 2.3.3.1).

Was fiir die Koordination gilt, gilt vergleichbar auch fiir die Kommunikation. Die Kommunika-
tion lief in den meisten Ressorts auch in der Krisensituation iiber den klassischen Dienstweg. Ein-
zelne Ministerien haben aber auch direkte Informationswege in den kommunalen Bereich aufge-
baut, ohne gleichrangige Nutzung des Dienstwegs. Die Kommunikation lief dann hauptsichlich
iiber die Kommunalen Landesverbande, wiahrend ein Informationsfluss iiber die Regierungsprasi-
dien - so die Bewertung der Empfanger - kaum oder allenfalls verzogert erfolgte. Obwohl die
Rolle der Kommunalen Landesverbidnde im Verfahren nicht definiert war, haben sie in der Kom-
munikation zwischen Land und Kommunen faktisch eine Biindelungsfunktion eingenommen.

Der Weg iiber die Kommunalen Landesverbinde hat die Kommunikation beschleunigt; entspre-
chend positiv bewerten die Kommunen deren Beitrag im Prozess. Gleichzeitig sehen sie die
Kommunikationsstrukturen und die Informationsbereitstellung seitens des Landes wéhrend der
Krise tendenziell kritisch. So wird hiufig beméngelt, dass die Kommunikationswege nicht klar
definiert gewesen seien; insbesondere die Nichteinhaltung des Dienstwegs stof3t bei den Kommu-
nen auf Kritik. Informationen seien nicht rechtzeitig oder nicht umfassend bei den Kommunen
angekommen.

In dieser Bewertung schlégt sich unter anderem nieder, dass die Praxis der Kommunikation iiber
die Kommunalen Landesverbdnde ohne gleichrangige Einbindung der Regierungsprésidien zu
negativen Effekten in der anschlieBenden Kommunikation zwischen Kommunen und Land ge-
fiihrt hat. Fiir Fragen und Riickmeldungen seitens der Kommunen wurden zwar auch die Kom-
munalen Landesverbande genutzt, mehr noch aber der Weg iiber die bekannten Kanéle und An-
sprechpartner. Dort sind die Kommunen auf Dienststellen gesto3en, die selbst nicht ausreichend
oder nur zeitlich verzogert in das Verfahren eingebunden waren. Ein solcher Prozess flihrt unwei-
gerlich zu unbefriedigenden Ergebnissen.
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Der Rechnungshof kritisiert den Aufbau mehrerer Kommunikationsstrange nicht. Die Nutzung
verschiedener Kanéle kann in Krisensituationen durchaus sachgerecht sein, um den Informations-
fluss zu beschleunigen und zu verbreitern. Dadurch sollte aber der klassische Dienstweg nicht er-
setzt werden. Problematisch flir die Praxis war, dass die verschiedenen Kommunikationsstringe
nicht koordiniert, d. h. insbesondere nicht alle relevanten Akteure gleichermafen und mit klarem
Auftrag eingebunden wurden.

Fiir die Kommunikation sollte auch in Krisenzeiten der klassische Dienstweg genutzt werden
(Empfehlung 18, siche Punkt 2.3.3.2). Werden zusitzliche Kommunikationswege, etwa iiber die
Kommunalen Landesverbédnde, genutzt, steigt der Koordinationsbedarf an. Es muss sichergestellt
werden, dass alle relevanten Akteure moglichst gleichzeitig mit denselben und vollstdndigen In-
formationen versorgt werden. Die Beteiligten miissen wissen, liber welche Kanéle sie eingebun-
den werden und wer welche Aufgaben im Kommunikationsprozess iibernimmt. Die Regierungs-
prasidien sollten auch bei Nutzung weiterer Kanéle ihrer Funktion als Schaltstelle zu den Kom-
munen gerecht werden konnen (Empfehlung 19, sieche Punkt 2.3.3.2). Auch die Kommunikation
mit dem kommunalen Bereich sollte nicht personen-, sondern funktionenbezogen erfolgen (Emp-
fehlung 20, siche Punkt 2.3.3.2).

Die kritische Sicht des Kommunikationsprozesses durch die Kommunen setzt sich bei der Bewer-
tung der organisatorischen Unterstiitzung durch das Land fort. Wahrend die Landesverwaltung
auf zahlreiche Malinahmen bzw. Hilfestellungen verweist, ist nur ein kleiner Teil der Kommunen
der Auffassung, von der Landesverwaltung bei der Bewiltigung der Corona-Pandemie gut unter-
stiitzt worden zu sein. Eine Ursache fiir die unterschiedliche Bewertung kdnnte sein, dass es sich
bei den Unterstiitzungsleistungen haufig um EinzelmaBnahmen des jeweiligen Ressorts oder ei-
ner Dienststelle handelte. Hier sollte gepriift werden, ob eine stirkere Koordinierung der organi-
satorischen Unterstlitzung der Kommunen erfolgen kann (Empfehlung 21, siche Punkt 2.3.3.3).

VII. Personal

Die Bewiltigung einer Krisensituation verursacht in den hauptbetroffenen Dienststellen typi-
scherweise einen personellen Mehrbedarf. Es gibt unterschiedliche Moglichkeiten, diesen Bedarf
zu decken. Mehrarbeit ist eine naheliegende und geeignete Reaktion auf den zusétzlichen Ar-
beitsanfall und war auch das am intensivsten genutzte Instrument. Abhéngig von Ausmaf und
Dauer der Krisensituation stof3t Mehrarbeit allerdings an ihre Grenzen.

Gerade die Landes- und kommunalen Dienststellen mit der hochsten Belastung durch die Krise
haben parallel zur Mehrarbeit ihre Aufgaben intern priorisiert. Um zusétzliche Kapazitéten fiir
die Krisenbewiéltigung frei zu bekommen, wurde die Aufgabenwahrnehmung in anderen Berei-
chen heruntergefahren. Diese Priorisierung erfolgte in der Regel ad hoc. Eine systematische Er-
fassung der Aufgaben und ihre Einteilung in wichtig bis weniger wichtig gab es nur in Einzelfal-
len.

Konnte der personelle Mehrbedarf fiir die Krisenbewiltigung nicht oder nicht mehr durch interne
MaBnahmen gedeckt werden, wurde Unterstiitzung von auf3en in Anspruch genommen. Dabei
handelte es sich in der Landesverwaltung meist um Abordnungen aus anderen Bereichen oder um
ehemalige Beschiftigte. Vor allem bei den Kommunen unterstiitzten Hilfsorganisationen, Ver-
eine und Ehrenamtliche. Auch zusétzlich eingestelltes Personal, gegebenenfalls auch iiber Perso-
naldienstleister, wurde genutzt. Wichtige Unterstiitzung fiir Land und Kommunen leistete auch
die Bundeswehr.
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Die Unterstiitzung von dritter Seite setzt voraus, dass dort zum einen die Bereitschaft zur Mitwir-
kung besteht und zum anderen ausreichende freie Kapazititen zur Verfligung stehen. Beides ist
nicht selbstverstindlich. Die Landesverwaltung sollte sich darauf einrichten, in Krisenzeiten in
signifikantem Umfang eigene Ressourcen ,,umschichten zu kénnen und die Deckung personeller
Mehrbedarfe in erster Linie aus eigener Kraft sicherzustellen.

Bei personellen Mehrbedarfen in einzelnen Bereichen waren in der Vergangenheit regelméBig
Abfragen bei anderen Dienststellen und Aufrufe das Mittel der Wahl, um Verstarkung von auf3er-
halb der eigenen Behorde zu erhalten. Das war auch in der Pandemie so. Allerdings hat das Ver-
fahren Nachteile; es ist aufwendig und fiihrt nicht immer zum gewiinschten Erfolg.

Auch hier hilt es der Rechnungshof fiir sinnvoll, die Prozesse zeitlich ,,vor die Krise* zu verla-
gern und sich mit der Gewinnung personeller Ressourcen fiir Krisensituationen bereits voraus-
schauend zu befassen. Einen Ansatzpunkt hierfiir bieten die Aufgabenpriorisierungen, die in vie-
len Dienststellen - wenngleich notgedrungen - vorgenommen wurden. An diese Praxis konnte ein
kiinftiges ressortweites, regelgebundenes Verfahren ankniipfen. Jedes Ressort sollte, fiir das Mi-
nisterium wie flir den nachgeordneten Bereich, seine Aufgaben priorisieren. Aufgabenbereiche,
Aufgaben und/oder einzelne Tétigkeiten konnten Kategorien von ,,hoch prioritdr bis ,,wenig pri-
oritdr zugeordnet werden. Dies sollte nicht erst in der Krise, sondern vorausschauend erfolgen.
In einer konkreten Krisensituation kdnnte dann - orientiert an dieser Aufgabenpriorisierung und
entlang der spezifischen Bedarfe der Krise - entschieden werden, welche Aufgaben zuriickgefah-
ren werden sollen (Empfehlungen 22 und 23, siehe Punkt 2.4.1). Dadurch kénnte in der Anlauf-
phase der Krisenbewaltigung wertvolle Zeit und Personalkapazitit gespart werden.

Um im Bedarfsfall innerhalb der Landesverwaltung schnell Personal bereitstellen zu konnen,
sollten auch die hierzu konkret erforderlichen Prozesse im Vorfeld geklart und festgelegt werden.
Dies betrifft unter anderem das Verfahren der Personalgestellung, das mdglichst effizient ausge-
staltet werden sollte (Empfehlungen 24 und 25, siehe Punkt 2.4.1). Der konkrete Prozess der re-
duzierten Aufgabenwahrnehmung wiirde dann ausgelost, wenn die Landesregierung entscheidet,
in den Krisenmodus zu wechseln und entsprechende Unterstiitzungsbedarfe krisenbetroffener
Dienststellen anerkennt. Ab diesem Zeitpunkt wire es dann moglich, sukzessive Personalbedarfe
geltend zu machen bzw. zu bedienen (Empfehlung 26, siehe Punkt 2.4.1). Auch im Verhiltnis zu
den Kommunen sollten Prozesse zur Personalgewinnung und -gestellung festgelegt werden
(Empfehlung 27, siehe Punkt 2.4.1).

Fiir eine erfolgreiche Krisenbewiltigung kommt es nicht allein auf eine ausreichende personelle
Ausstattung an. Das eingesetzte Personal muss auch iiber die erforderlichen fachlichen und orga-
nisatorischen Kenntnisse verfiigen. Das notwendige theoretische Wissen kann durch Schulungen
erworben und gesichert werden; Ubungen erméglichen es, dieses Wissen in der Praxis anzuwen-
den. Gerade bei den nachgeordneten Dienststellen der Landesverwaltung und bei den Kommunen
sind Schulungen und Ubungen aber kaum iiblich.

Der Rechnungshof empfiehlt, Basiskompetenzen fiir Krisenlagen zu definieren, entsprechende
Schulungen anzubieten und diese fiir bestimmte Funktionen auch verbindlich zu machen (Emp-
fehlungen 28 und 29, siehe Punkt 2.4.2). Der Umgang mit Krisensituationen sollte regelméfig
gelibt werden (Empfehlungen 30 und 31, siche Punkt 2.4.2). Um gezielt Fiihrungspersonal und
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den Fiihrungsnachwuchs zu sensibilisieren, sollten Themen des Krisenmanagements in die Ange-
bote der Aus- und Fortbildungseinrichtungen eingebaut werden (Empfehlung 32, siche
Punkt 2.4.2).

VIII. Sachressourcen

Fiir eine erfolgreiche Krisenbewiltigung miissen neben personellen Ressourcen auch die notwen-
digen Sachmittel zur Verfiigung stehen. Dabei geht es zum einen um bauliche und technische Inf-
rastruktur, zum anderen um ereignisspezifische Sachmittel. Die konkreten Bedarfe sind je nach
Art der Krise unterschiedlich. Nicht alle potenziellen Sachmittelbedarfe zur Krisenbewiéltigung
konnen sinnvoll und wirtschaftlich ,,auf Vorrat™ gehalten werden. Aber es gibt typische Bedarfe
im Krisenfall, die unabhingig vom konkreten Szenario vorausschauend geplant und vorgehalten
werden konnten.

Zur baulichen und technischen Infrastruktur gehort die technische Ausstattung von Dienstgebdu-
den und Arbeitsplédtzen. Gerade in der Pandemie hat sich die technische Ausstattung fiir die Ar-
beit von zuhause als wichtiger Faktor fiir die Aufgabenerfiillung wiahrend der Krisensituation er-
wiesen. Hier hat die Landesverwaltung in der Krise rasch und tiberwiegend auch zur Zufrieden-
heit der Dienststellen entsprechende Infrastruktur und Ausstattung aufbauen bzw. beschaffen
konnen.

Die Umfragen haben aber auch ergeben, dass die Voraussetzungen fiir ein Arbeiten im Krisen-
modus in den Dienststellen oft unzureichend sind. Dies betrifft beispielsweise geeignete Stabs-
rdume mit entsprechenden Kommunikationsmoglichkeiten. Allerdings gibt es auch keine Vorga-
ben bzw. Normen zu den baulichen Anforderungen und zur Ausstattung, die eine ,,krisenresili-
ente* Dienststelle erfiillen sollte. Lediglich fiir einzelne Merkmale gibt es Empfehlungen.

Die Landesregierung sollte verbindliche Vorgaben fiir Sachressourcen erarbeiten, die fiir den Kri-
senfall vorzuhalten sind. Dabei sollte ein Schwerpunkt auf eine kompatible und ausfallsichere
Kommunikations-Infrastruktur und die Sicherung der Energieversorgung gelegt werden (Emp-
fehlung 33, siehe Punkt 2.5.1).

Um auch ebeneniibergreifende Kompatibilitdt zu sichern, sollte den Kommunen - soweit rele-
vant - die Umsetzung der fiir die Landesverwaltung verbindlichen Standards empfohlen werden
(Empfehlung 34, siehe Punkt 2.5.1). Zudem sollte die Digitalisierung des Informations- und Da-
tenaustauschs vorangetrieben werden (Empfehlung 35, siche Punkt 2.5.2).

Die Beschaffungsstrukturen und -prozesse im Land sind heterogen organisiert. Teilweise werden
Beschaffungsvorgéinge dezentral abgewickelt, d. h. von der jeweiligen Dienststelle selbst. Viele
Sachressourcen werden aber auch zentral eingekauft. Die Corona-Pandemie war auch hinsichtlich
der Beschaffung erforderlicher Sachressourcen eine Sondersituation fiir die Landesverwaltung.
Angesichts der Marktlage, der Vielzahl an Bedarfstrdgern und der hohen Bedeutung fiir den
Schutz der Bevolkerung war die Beschaffung - unabhéngig davon, ob zentral oder dezentral - ein
komplexer und schwieriger Prozess, der sich nur mit hohem Aufwand bewiltigen lie3. Dabei war
das Zusammenspiel innerhalb der Landesverwaltung nicht frei von Spannungen und Friktionen.

Die Riickmeldungen aus den Interviews und Umfragen legen nahe, dass Beschaffungsentschei-
dungen getroffen wurden, die riickblickend nicht erforderlich oder nicht wirtschaftlich erschei-
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nen. Der Rechnungshof kritisiert dies nicht. Zum einen waren nicht die singuldren Beschaffungs-
entscheidungen, sondern Strukturen und Prozesse Gegenstand der Priifung; schon deshalb kann
der Rechnungshof keine Bewertungen im Einzelfall abgeben. Zum anderen ist zu beriicksichti-
gen, dass Beschaffungsentscheidungen - etwa zu medizinischem Bedarf oder Schutzausstattung -
unter hohem Handlungs- und Zeitdruck, mit dem jeweils aktuellen Wissen iiber akute oder per-
spektivische Bedarfe und auf Basis der von einem weltweiten Wettbewerb um knappe Giiter ge-
pragten Marktlage getroffen werden mussten. Eine Verwaltung im Krisenmodus trifft dabei
zwangsldufig auch Entscheidungen, die sich im Nachgang als falsch erweisen. Im Sinne einer po-
sitiven Fehlerkultur sollten die Erfahrungen genutzt werden, um kiinftige Krisensituationen bes-
ser zu gestalten.

Die Aussagen der Ressorts und der nachgeordneten Dienststellen gegeniiber dem Rechnungshof
zeigen, dass selbst in der Nachbetrachtung kein gemeinsames Verstindnis hinsichtlich der grund-
sétzlichen Vorgehensweisen bei der Beschaffung besteht. Es wird aber auch deutlich, dass ein
Bedarf gesehen wird, Beschaffungsstrukturen und -prozesse fiir kiinftige Krisensituationen mog-
lichst vorab zu kldren. Der Rechnungshof empfiehlt, in Krisensituationen die eingespielten Struk-
turen und Prozesse des Beschaffungswesens grundsitzlich beizubehalten (Empfehlung 36, siche
Punkt 2.5.3). Lésst sich eine Beschaffungsaufgabe in einer Krisensituation nicht in den bestehen-
den Strukturen bewiltigen, sollte die Entscheidung iiber organisatorische Anderungen vom Inter-
ministeriellen Verwaltungsstab getroffen und klar kommuniziert werden (Empfehlung 37, siehe
Punkt 2.5.3).

Alle Empfehlungen sind in der Anlage zusammenfassend dargestellt.
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1 Ausgangslage
Priifungsgegenstand
Begriffsbestimmung der Krise und Abgrenzung zu anderen Gefahrenlagen

Umgangssprachlich wird der Begriff ,,Krise* fiir verschiedenste Gefahrenlagen verwendet. Auch
in der Literatur ist der Begriff nicht einheitlich definiert. Das Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK) definiert eine Krise als eine ,,vom Normalzustand abweichende Si-
tuation mit dem Potenzial fiir oder mit bereits eingetretenen Schéden an Schutzgiitern, die mit der
normalen Aufbau- und Ablauforganisation nicht mehr bewaltigt werden kann, so dass eine ,Be-
sondere Aufbauorganisation'‘ (BAO) erforderlich ist.* Fiir die vorliegende Priifung orientiert sich
der Rechnungshof an dieser Definition. Krise ist demnach ein Zustand, bei dem - abrupt oder mit
schleichendem Beginn - Rechtsgiiter wie Leben, Gesundheit, Vermdgenswerte, Eigentum oder
die Umwelt in groBem Umfang bedroht sind. Zur Bewaltigung dieses Zustandes reichen alltégli-
che Mittel und MaBnahmen nicht mehr aus, so dass insbesondere an die Krisensituation ange-
passte Prozesse eingefiihrt werden miissen.

Anders als der Begriff , Krise* ist die ,,Katastrophe* gesetzlich definiert. Laut Landeskatastro-
phenschutzgesetz (LKatSG) ist sie ,,ein Geschehen, das Leben oder Gesundheit zahlreicher Men-
schen oder Tiere, die Umwelt, erhebliche Sachwerte oder die lebensnotwendige Versorgung der
Bevolkerung in so ungewohnlichem Mal3e gefahrdet oder schidigt, dass es geboten erscheint, ein
zu seiner Abwehr und Bekdmpfung erforderliches Zusammenwirken von Behorden, Stellen und
Organisationen unter die einheitliche Leitung der Katastrophenschutzbehérde zu stellen.“? Die
Krise unterscheidet sich also von einer Katastrophe weniger durch die betroffenen Schutzgiiter
wie Leben oder Gesundheit, sondern dadurch, wie organisatorisch auf diese Lage zu reagieren ist.
Ist eine Besondere Aufbauorganisation erforderlich, handelt es sich (noch) um eine Krise, bedarf
es einer einheitlichen Leitung zur Lagebewiltigung, liegt eine Katastrophe im Sinne des LKatSG
Vor.

Der im Zusammenhang mit Krisensituationen hédufig genannte Zivilschutz bezieht sich auf den
Schutz der Bevdlkerung vor Kriegseinwirkungen und ist im Zivilschutz- und Katastrophenhilfe-
gesetz geregelt.

Die Corona-Pandemie war fiir die Landesverwaltung eine Krise im Sinne der oben genannten De-
finition. Sie war in jeder Hinsicht ein neuartiges Ereignis: wahrend frithere Krisen einzelne bzw.
begrenzte Bereiche betrafen, beriihrte Corona alle Lebensbereiche und stellte Staat und Gesell-
schaft damit vor besonders grofle Herausforderungen. Der Umfang der zu ergreifenden Malinah-
men war so grof3, dass sie nicht in der Regelorganisation getroffen werden konnten. Die Landes-
verwaltung musste hierfiir besondere organisatorische MaBnahmen ergreifen. Im Zuge der Pande-
mie wurden beispielsweise besondere Einrichtungen wie Impfzentren oder mobile Impfteams neu
geschaffen. Zudem waren neue oder angepasste Prozesse erforderlich, da Maflnahmen teilweise
in deutlich groBerem Umfang als bei bisherigen Infektionskrankheiten anfielen. Zu nennen ist
hier beispielsweise die Kontaktpersonennachverfolgung oder die kurzfristige Auszahlung von

' Eine Besondere Aufbauorganisation (BAO) ist laut BBK eine zeitlich begrenzte Organisationsform fiir umfang-
reiche und komplexe Aufgaben, insbesondere Maflnahmen aus besonderen Anldssen, die im Rahmen der {ibli-
chen Aufbauorganisation nicht bewéltigt werden kénnen.

2§ 1 Absatz 2 LKatSG.
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Fordermitteln. Zudem bildete die Landesverwaltung mit der Lenkungsgruppe und dem IVwS be-
sondere Gremien, die sich mit der Krisenbewéltigung befassten.

Der Katastrophenfall wurde fiir die Bewiltigung der Corona-Pandemie in Baden-Wiirttemberg
nicht ausgerufen. Allerdings galt vom 31. Dezember 2020 bis zum 1. Januar 2023 die sogenannte
»AuBergewohnliche Einsatzlage®. Dieses Instrument wurde durch das ,,Gesetz zur Starkung der
Rechte der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer im Bevolkerungsschutz Baden-Wiirttemberg™
wihrend der Corona-Pandemie neu eingefiihrt und im Katastrophenschutzgesetz ergénzt. Die Ge-
setzesdnderung bezweckt in erster Linie die Starkung der Ehrenamtlichen im Bevdlkerungs-
schutz. Deren Einsatz sollte auch in Lagen, die zwar den Einsatz von ehrenamtlichen Kréften er-
fordern, aber keine Katastrophe sind, rechtssicher geklart werden.

Abgrenzung des Priifungsthemas und Gliederung

Der Rechnungshof hat das Krisenmanagement in der Landesverwaltung néher betrachtet. Polizei-
liche Gefahrenlagen, Katastrophenschutz und Zivile Verteidigung waren nicht Priifungsthema.
Ebenfalls nicht erfasst wurden Aspekte des Krisenmanagements, die sich aus der landeriibergrei-
fenden Zusammenarbeit und der Verschrankung mit der Bundesebene oder europédischen Themen
ergeben (z. B. Bund-Lénder-Vereinbarungen, Gemeinsames Kompetenzzentrum Bevdlkerungs-
schutz, deutsch-franzosischer Dialog zur Starkung der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit
im Kontext von COVID-19).

Die Priifung widmet sich zwar dem abstrakten Thema des Krisenmanagements, kniipft dabei aber
insbesondere an die im Priifungszeitraum akute Lage der Corona-Pandemie an. Dabei stehen
keine Einzelmafinahmen im Fokus. Es wird vielmehr betrachtet, welche Strukturen und Prozesse
in der Landesverwaltung zur Pandemiebewéltigung gewihlt und welche Gremien eingerichtet
wurden. Diese sollen beispielhaft der Illustration dienen, wie die Landesverwaltung auf eine kon-
krete Krisensituation reagiert. Die Priifung soll dazu beitragen, die Erfahrungen aus der Pandemie
fiir kiinftige Krisen nutzbar zu machen.

Diesen Ansatz verfolgt auch die Enquetekommission ,,Krisenfeste Gesellschaft”. Um die Folgen
der Corona-Pandemie in Baden-Wiirttemberg aufzuarbeiten, hat der Landtag am 9. Mérz 2022
beschlossen, eine Enquetekommission einzusetzen. Ihr Ziel ist es, konkrete Handlungsempfeh-
lungen zu erarbeiten, die geeignet sind, das Gemeinweisen in Baden-Wiirttemberg krisenfester
aufzustellen. Die Enquetekommission betrachtet hierzu vier Handlungsfelder:

o Gesundheitsversorgung,

o staatliche Krisenvorsorge (Fritherkennung und Bekdmpfung von Krisen unter Einbeziechung
von Wissenschaft und Zivilgesellschaft),

e Schutz vulnerabler Bevolkerungsgruppen und Starkung des gesellschaftlichen Zusammenbhalts,

o Stiarkung der Widerstandsfahigkeit der Wirtschaft und Nutzung ihrer Potenziale zur Krisenvor-
sorge und Krisenbewiltigung.

3 Gesetzblatt fiir Baden-Wiirttemberg, Ausgabe 2020, Nr. 46.
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Die Handlungsfelder der Enquetekommission sind wesentlich weiter gesteckt als das Priifungs-
feld des Rechnungshofs. Diese Priifung bezieht sich allein auf das Krisenmanagement in der Lan-
desverwaltung. Hier hat der Rechnungshof zunichst gepriift, wie die Landesverwaltung auf Kri-
senszenarien vorbereitet ist. Dazu zahlt die Frage, ob Krisenpotenziale betrachtet werden und
hierfiir Vorsorge getroffen wird (siehe Punkt 2.1). Anschlieend hat der Rechnungshof die orga-
nisatorischen Rahmenbedingungen fiir die Krisenbewailtigung erhoben. Hierzu zihlt insbesondere
die Frage, wer in der Landesverwaltung fiir die Krisenbewaltigung zustindig ist und welche orga-
nisatorischen Strukturen bestehen (siche Punkt 2.2). Die Landesverwaltung kann in Krisen meist
nicht allein agieren. Fiir die Umsetzung von MaBBnahmen sind héufig die Ortspolizeibehdrden und
damit die Kommunen zustdndig. Der Rechnungshof hat deshalb auch die Schnittstellen zwischen
Land und Kommunen betrachtet (siche Punkt 2.3). Ebenfalls betrachtet werden die interne Steue-
rung der nachgeordneten Dienststellen und die Kommunikation als zentrales Element bei der Kri-
senbewdltigung. Ressourcen, die fiir ein Krisenmanagement vorliegen miissen, sind zum einen
qualifiziertes Personal (siche Punkt 2.4) und passgenaue Sachressourcen (siche Punkt 2.5). Bei-
des hat der Rechnungshof in die Priifung einbezogen.

Priifungsmethodik

Neben der Landesverwaltung wurden auch die Kommunen (Gemeinden, Stadt- und Landkreise)
in die Priifung einbezogen.

Die Landesverwaltung ist von Krisenereignissen in zweierlei Hinsicht betroffen. Zum einen ist
sie zustindig fiir den Regelungsrahmen, um Krisen vorzubeugen oder um ihnen effektiv und effi-
zient zu begegnen. Zum anderen kann sie selbst in ihrer Leistungsfihigkeit als Organisation von
Krisen betroffen sein. Dies hat sich insbesondere wéhrend der Corona-Pandemie gezeigt: Hier hat
die Landesverwaltung zum einen Regelungen erlassen, um die Ausbreitung der Infektion einzu-
ddmmen. Zudem hat sie {iber zahlreiche Forderansétze die Folgen der Corona-Pandemie fiir Un-
ternehmen sowie Biirgerinnen und Biirger abgefedert. Zum anderen war die Landesverwaltung
aber auch selbst in ihrer Aufgabenerfiillung betroffen und musste den Dienstbetrieb pandemiege-
recht organisieren.

Bei der Bewiltigung der Corona-Pandemie haben die Kommunen eine besondere Rolle einge-
nommen. Thre Aufgabe war es u. a., die Regelungen der Corona-Verordnungen umzusetzen und
der Bevdlkerung zu vermitteln. Fiir die Priifung wurde insbesondere erhoben, wie Kommunen die
Bewiltigung der Corona-Pandemie wahrgenommen haben. Die Kommunen wurden als wesentli-
che Akteure im Krisenmanagement in die Datenerhebung miteinbezogen, waren aber nicht Prii-
fungsgegenstand im engeren Sinne.

Methodisch gliederte sich die Priifung in zwei Schritte. Zunichst wurden Datenerhebungen mit-
tels webbasierten Umfragen bei den Landesdienststellen und den Kommunen durchgefiihrt
(quantitative Datenerhebung). In einem zweiten Schritt hat der Rechnungshof Interviews mit
Akteuren einzelner Landesdienststellen und Kommunen gefiihrt. Diese dienten insbesondere
dazu, die quantitativen Daten durch Erfahrungswerte der Interviewpartner weiter zu vertiefen
bzw. zu ergdnzen (qualitative Datenerhebung).

Quantitative Datenerhebung (webbasierte Datenerhebung)

Die webbasierte Datenerhebung umfasste insgesamt 479 Landesdienststellen. Einbezogen wur-
den sowohl die Ministerien als auch der ihnen jeweils nachgeordnete Bereich (Vollerhebung).
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Insgesamt haben 474 Dienststellen an der Erhebung teilgenommen, was einer Riicklaufquote von
rund 99 Prozent entspricht. Damit konnte der Rechnungshof einen belastbaren Datensatz erzeu-
gen.

Bei den Kommunen hat der Rechnungshof sdmtliche Gemeinden, Stadt- und Landkreise in die
Online-Datenerhebung einbezogen. Im Vorfeld hat der Rechnungshof die Kommunalen Landes-
verbinde liber die geplante Priifung und die Datenerhebung bei den Kommunen informiert. Von
den insgesamt 1.136 angeschriebenen Kommunen beteiligten sich 458 an der Datenerhebung. Die
Riicklaufquote lag somit bei rund 40 Prozent.

Fiir beide Datenerhebungen wurden spezifische Fragenkataloge verwendet, die inhaltlich aufei-
nander abgestimmt waren. Erhoben wurden insbesondere die fiir das Krisenmanagement zur Ver-
fiigung stehenden (organisatorischen) Ressourcen, die Informations- und Kommunikationswege
sowie die Zufriedenheit mit der Steuerung in der Corona-Pandemie. Abschlieend hatten die
Teilnehmenden die Moglichkeit, eine Einschitzung abzugeben, wie kiinftige Krisen besser und
schneller bewidltigt werden konnen.

Methodischer Hinweis zur Darstellung der ausgewerteten Daten

Die Dienststellen und Kommunen konnten in den Datenerhebungen bei Skalenfragen ihre Ein-
schitzungen und Bewertungen auf siebenstufigen Skalen differenzieren, von der Antwortkatego-
rie 1 (,,stimme iiberhaupt nicht zu“) bis 7 (,,stimme voll und ganz zu*). Um die deskriptive Dar-
stellung iibersichtlich zu gestalten, werden die (ablehnenden) Auspriagungen 1 ,,stimme iiberhaupt
nicht zu“, 2 ,,stimme liberwiegend nicht zu“ und 3 ,,stimme eher nicht zu“ in den Auswertungen
zusammengefasst. Gleiches gilt fiir die (zustimmenden) Auspragungen 5 ,,stimme eher zu®, 6
»stimme tiberwiegend zu‘“ und 7 “stimme voll und ganz zu“. Der Wert 4 ,teils / teils* bleibt als
Mittelkategorie erhalten. Berechnete Mittelwerte (MW) und Standardabweichungen/standard de-
viation (SD) beziehen sich jedoch immer auf die urspriinglichen siebenstufigen Skalen. Die MW
sind das arithmetische Mittel der einbezogenen Werte. Die Standardabweichung ist ein MaB fiir
die Streuung der Werte; sie gibt deren durchschnittliche Entfernung vom arithmetischen Mittel
an.

Qualitative Datenerhebung (Interviews)

Um vertiefende Erkenntnisse zum Krisenmanagement, insbesondere zu Organisationsfragen, zu
gewinnen, hat der Rechnungshof iiber 30 Interviews gefiihrt. Gesprachspartner waren samtliche
Ministerien sowie ausgewahlte nachgeordnete Dienststellen, in deren Aufgabenbereich die Be-
wiltigung von besonderen Krisenlagen féllt. Dazu gehorten die Regierungsprisidien, die Landes-
feuerwehrschule (LFS), die Landesoberbehdrde IT Baden-Wiirttemberg (BITBW) und die Cyber-
sicherheitsagentur. Um die Besonderheiten verschiedener Ressortbereiche und Dienststellengro-
Ben zu erfassen, wurden ergénzend Interviews in einem Landesbetrieb und einer kleineren
Dienststelle gefiihrt. Weitere Gesprachspartner waren die Kommunalen Landesverbédnde, ein
Landratsamt sowie das Landeskommando der Bundeswehr.
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Dokumentenanalyse

Bei ausgewihlten Dienststellen hat der Rechnungshof Dokumente zum Krisenmanagement ange-
fordert, beispielsweise Konzepte fiir verschiedene Krisenszenarien sowie Alarmierungs- und Ein-
satzpline, aus denen sich Erkenntnisse iiber die Organisation des Krisenmanagements gewinnen
lieBen.

2 Priifungsergebnisse
Umgang mit Krisenpotenzialen

Um kiinftige Krisenlagen gut zu bewiltigen, ist eine konzeptionelle Vorbereitung erforderlich:
welche Risiken bestehen fiir die Arbeitsfahigkeit der Dienststellen und der Kommunen und wie
soll auf diese reagiert werden? Auch die Erfahrungen aus iliberstandenen Krisen tragen dazu bei,
auf kiinftige Lagen vorbereitet zu sein.

Das Kapitel stellt dar, ob und wie sich die Landesverwaltung und die Kommunen auf Krisen vor-
bereitet haben. Dabei wird auch beleuchtet, welche Dienststellen zuriickliegende Krisenerfahrun-
gen, insbesondere aus der Corona-Pandemie ausgewertet haben. Die Vorbereitung auf kiinftige
Krisen betrifft nicht nur die Landesverwaltung. Auch andere Akteure - die Bevolkerung, Unter-
nehmen, aber auch Verbinde sind hinsichtlich ihrer spezifischen Bediirfnisse gefordert. Private
und staatliche Vorsorge miissen ineinandergreifen und sich ergénzen. AbschlieBend zeigt das Ka-
pitel, wer aus Sicht der Landesverwaltung und der Kommunen die Sensibilisierung der Bevolke-
rung und der Unternehmen {ibernehmen sollte.

Konzeptionelle Vorbereitung auf kiinftige Krisen

Die Risikovorsorge hat im Krisenmanagement eine besondere Relevanz, um im Krisenfall mog-
lichst schnell ,,vor die Lage zu kommen*®. So wird es im Krisenfall mdglich, aktiv zu agieren, an-
statt durch situative Gegebenheiten zu kurzfristigen Reaktionen gezwungen zu sein.

Voraussetzung fiir eine sachgerechte Vorbereitung auf kiinftige Krisensituationen ist eine Ana-
lyse moglicher Krisenpotenziale. Der Rechnungshof hat daher erhoben, ob die Kommunen und
die Landesdienststellen Krisenpotenziale analysiert haben. Dafiir wurden verschiedene Katego-
rien vorgegeben:

o Naturereignisse (z. B. Unwetter, Hochwasser, Starkregen, Schneechaos, Trockenheit, Wald-
/Flurbrand, Erdbeben),

e Technologische Risiken (z. B. Ausfall von Infrastruktur wie Strom, Gas, Wasser, Kanalisation,
Verkehr, Informations- und Kommunikationstechnik),

¢ Gesundheitliche Krisen (z. B. Massenanfall von Verletzten und Erkrankten, Epidemien, Pande-
mien),
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o Sonstige Krisenszenarien (z. B. Amok-Lagen, Schadstoff-Freisetzung, kerntechnische Stor-
fille, Tierseuchen).

Kommunen
Rund 25 Prozent der Kommunen teilten in der Datenerhebung mit, keine Krisenpotenziale analy-

siert zu haben. Fiir die librigen Kommunen stellen sich die Schwerpunkte der analysierten Kri-
senpotenziale wie folgt dar:*

Tabelle 1: Schwerpunkte analysierter Krisenpotenziale (Kommunen)

Kommunen (insgesamt 458)

Anzahl Prozentanteil an Gesamtzahl
der Umfrageteilnehmer
Naturereignisse 318 69
Technologische Risiken 225 49
Gesundheitliche Krisen 97 21
Sonstige Krisenszenarien 134 29

Die Kommunen legen ihren Schwerpunkt auf die Analyse von kritischen Naturereignissen; rund
69 Prozent der Umfrageteilnehmer haben sich mit dieser Kategorie befasst. Wesentliche Aspekte
sind hier die Themenbereiche Hochwasser und Starkregen sowie Unwetter, Sturm und witte-
rungsbedingte Notlagen. Bei den technologischen Krisenpotenzialen liegt der Fokus der Kommu-
nen auf Risiken durch Stromausfille, gefolgt von Stérungen der Wasserversorgung und -entsor-
gung. Hinsichtlich der gesundheitlichen Krisen werden ansteckende Krankheiten, Epidemien und
Pandemien sowie der Massenanfall von Verletzten am haufigsten genannt. Unter sonstigen Kri-
senszenarien teilten die Kommunen mit, iiberwiegend Krisenpotenziale beziiglich Amok-Lagen,
Terroranschldgen oder Geiselnahmen, kerntechnischer Storfille und Tierseuchen zu analysieren.

Dienststellen der Landesverwaltung

In der Landesverwaltung haben zwei Ministerien sowie rund 36 Prozent der nachgeordneten
Dienststellen zum Umfragezeitpunkt keine Krisenpotenziale analysiert. Darunter befinden sich
auch Dienststellen, die kiinftig Risiken betrachten wollen, dies aber noch nicht etabliert hatten.
Einige Dienststellen haben begriindet, weshalb keine Krisenpotenziale analysiert werden. So
schitzt eine Dienststelle die Eintrittswahrscheinlichkeit kiinftiger Krisen als zu gering ein, um
sich bereits im Vorfeld damit zu beschiftigen, eine andere Dienststelle weist darauf hin, dass es
keine entsprechenden Vorgaben durch die libergeordnete Dienstbehorde gebe. Teilweise gehen
auch die Auffassungen iiber die Zustidndigkeit auseinander: Eine Dienststelle teilte mit, Krisenpo-
tenziale wiirden durch die {ibergeordnete Dienststelle analysiert. Diese wiederum fiihrte auf, die
Bearbeitung der aufgefiihrten Krisenszenarien liege nicht in ihrer Zustdndigkeit.

4 Bei der webbasierten Datenerhebung waren Mehrfachnennungen moglich, sodass die Gesamtzahl der Antworten
die Anzahl der Kommunen iibersteigt.
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Bei der Analyse von Krisenpotenzialen sind in der Landesverwaltung verschiedene Schwer-
punkte erkennbar. Diese sind in der folgenden Tabelle aufgefiihrt.

Tabelle 2: Schwerpunkte analysierter Krisenpotenziale (Landesverwaltung)
Ministerien Nachgeordnete Dienststellen
(insgesamt 12) (insgesamt 462)
Anzahl Anzahl Prozentanteil an Gesamt-
zahl der nachgeordneten
Dienststellen
Naturereignisse 7 65 14
Technologische Ri- 9 169 37
siken
Gesundheitliche 5 133 29
Krisen
Sonstige Krisensze- 9 199 43
narien

Drei Viertel der Ministerien und rund 43 Prozent der nachgeordneten Dienststellen befassen sich
mit ,,sonstigen* Krisenszenarien. Inhaltliche Schwerpunkte sind hier Amok-Lagen und Objekt-
schutz (z. B. verdichtige Postsendungen); die Regierungsprésidien nannten zusétzlich kerntechni-
sche Storfille und Tierseuchen. Schwerpunkte bei der Analyse von Krisenpotenzialen aus Natur-
ereignissen waren Hochwasser, Unwetter, Sturm und witterungsbedingte Notlagen sowie Starkre-
gen. Im Zusammenhang mit technologischen Risiken betrachtete die Landesverwaltung iiberwie-
gend Storungen der Informations- und Kommunikationstechnik sowie Stromausfille. Bei den
mdoglichen gesundheitlichen Krisen standen der Umgang mit ansteckenden Krankheiten sowie
Epidemien und Pandemien im Fokus. Zudem befassten sich die Dienststellen mit einem umfas-
senden Personalausfall durch Erkrankungen.

Ferner hat der Rechnungshof erhoben, ob fiir die Zukunft geplant ist, Konzepte fiir Krisenszena-
rien vorzubereiten. Die folgende Tabelle zeigt die diesbeziiglichen Planungen der Landesverwal-
tung.

5 Bei der webbasierten Datenerhebung waren Mehrfachnennungen moglich, sodass die Gesamtzahl der Antworten

die Anzahl der jeweiligen Dienststellen iibersteigt. Die aufgefiihrte Anzahl der Dienststellen entspricht den Um-
frageteilnehmern.
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Tabelle 3: Zukiinftige Konzepte fiir Krisenszenarien in der Landesverwaltung
Ministerien Nachgeordnete Dienststellen
(insgesamt 12) (insgesamt 462)
Anzahl Anzahl Prozentanteil an Ge-

samtzahl der nachgeord-
neten Dienststellen

Nein, es ist nicht vorgesehen, 0 69 15
Konzepte zu erarbeiten.

Nein, da bereits sachgerechte 4 66 14
Konzepte existieren.

Ja, Konzepte werden erarbeitet. 7 68 15
Frage ist noch nicht entschie- 1 259 56
den.

Auf Ministerialebene ist mehrheitlich vorgesehen, interne Konzepte zu erarbeiten. Bei den nach-
geordneten Dienststellen beabsichtigen dies nur 15 Prozent, bei weiteren 14 Prozent liegen nach
eigener Einschétzung bereits sachgerechte Konzepte vor. Bei rund 70 Prozent der nachgeordne-
ten Dienststellen ist damit derzeit nicht sichergestellt, dass Konzeptionen fiir den Umgang mit
Krisensituationen vorbereitet sind oder werden.

Beim Aspekt der kiinftigen Konzepte fiir Krisensituationen zeigen sich Unterschiede nach der
Ressortzugehdrigkeit. Demnach sehen rund 59 Prozent der Dienststellen im Bereich des Innenmi-
nisteriums ihre aktuellen Konzepte als sachgerecht an. Dies ist landesweit der hochste Wert. Wei-
tere rund 22 Prozent der dortigen Dienststellen planen fiir die Zukunft, interne Konzepte zu er-
stellen. An zweiter Stelle folgen die Dienststellen aus dem Bereich des Wissenschaftsministeri-
ums. Hier sehen rund 23 Prozent die existierenden Konzepte als sachgerecht, rund 39 Prozent
mochten kiinftig Konzeptionen erarbeiten. Der hochste Anteil an Dienststellen, die diese Frage
noch nicht entschieden haben, findet sich im Justizbereich. Hier war zum Umfragezeitpunkt bei
rund 69 Prozent der Dienststellen noch offen, ob Konzeptionen erstellt werden.

Nachgeordnete Dienststellen kdnnen je nach Aufgabenspektrum von Krisensituationen in unter-
schiedlichem Ausmaf betroffen sein. Gibt es gleichgelagerte Dienststellen mit dhnlichen Krisen
potenzialen, bietet es sich an, diese durch die iibergeordnete Behorde zu analysieren oder die
Analyse dort zu koordinieren. Entsprechend kénnten auch zentral Mainahmen zur Bewiéltigung
von (gleichgelagerten) Krisensituationen im nachgeordneten Bereich festgelegt werden. Die fol-
gende Tabelle zeigt, bei welchen Risikokategorien die Ministerien Konzepte fiir den nachgeord-
neten Bereich vorbereitet haben.
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Tabelle 4: Von Ministerien fiir den nachgeordneten Bereich vorbereitete Konzepte
Keine Konzepte Beispiele
Konzepte | vorbereitet
vorberei-
tet

Naturereignisse 8 4 Sturmschéden im Wald, Erndhrungsnotfallvorsorge
Technologische Risi- 7 5 IT-Notfille, Stromausfall, Notfallplan Gasmangellage
ken
Gesundheitliche Kri- 9 3 Handreichungen zum Umgang mit der Corona-Pandemie
sen
Sonstige Krisensze- 5 7 Sicherheitskonzept der Justiz, Amok-Lagen an Schulen
narien

Fiir viele Krisenszenarien liegen keine zentralen Konzepte vor. Hier miissten die nachgeordneten
Dienststellen jeweils selbst titig werden, um fiir kiinftige Krisen vorbereitet zu sein.

Bewertung und Empfehlung:

Grundlage fiir die konzeptionelle Vorbereitung auf kiinftige Krisen ist die Analyse potenzieller
Krisenszenarien. Zwei von zwolf Ministerien und mehr als ein Drittel der nachgeordneten Dienst-
stellen fithren bislang keine Analysen moglicher Krisenszenarien durch. Bei jenen Dienststellen,
die Krisen grundsétzlich im Blick haben, sind wichtige Bereiche nicht umfasst. So analysieren
nur rund 36 Prozent der nachgeordneten Dienststellen Krisenpotenziale aus technologischen Risi-
ken. Hierzu gehdrt insbesondere ein Ausfall der Informations- und Kommunikationstechnologie.
Gerade auf diese Technologie ist die Landesverwaltung durch die fortschreitende Digitalisierung
in ihrer Aufgabenerfiillung angewiesen. Damit fehlen zahlreichen Organisationseinheiten in we-
sentlichen Bereichen die Grundlagen dafiir, effektive und effiziente Reaktionsmdoglichkeiten auf
kiinftige Krisen zu erarbeiten.

Grundsitzlich ist jeder Behdrdenleiter dafiir verantwortlich, Risiken in Bezug auf die eigene
Dienststelle zu identifizieren und fiir deren Minimierung zu sorgen. Einige Risiken sind abhingig
von der jeweiligen Aufgabengestaltung der Dienststelle und den 6rtlichen und baulichen Gege-
benheiten. Hier wire jede Dienststelle in Eigenverantwortung fiir die Analyse der Krisenpotenzi-
ale zustéindig. Andere Risikofaktoren konnen in libergeordneten Behdrden oder in Ministerien ge-
biindelt fiir den jeweiligen nachgeordneten Bereich analysiert werden.

(E1) Die strukturierte Analyse moglicher Krisenpotenziale sollte fiir alle Bereiche der Lan-
desverwaltung verbindlich werden. Die Ministerien sollten jeweils fiir ihren Geschéfts-
bereich und auf Basis der jeweiligen Ressortspezifika bestimmen, welche Kategorien
von Krisen zwingend zu analysieren sind und die Zusténdigkeiten fiir die Analyse festle-
gen. Bei mehreren Dienststellen mit gleich gelagerten Risikostrukturen sollten tiberge-
ordnete Behorden den Prozess koordinieren bzw. biindeln.

Aus Krisen lernen

Krisen sind dadurch gekennzeichnet, dass sie die Regelorganisation {iberfordern, so dass - meist
mit nur kurzer Vorlaufzeit - besondere organisatorische MaBnahmen ergriffen werden miissen.
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Um auf Krisen besser vorbereitet zu sein und gegebenenfalls die Vorlaufzeit bis zu einer effekti-
ven Reaktion zu verkiirzen, sollten Erfahrungen aus zuriickliegenden Krisen zielgerichtet ausge-
wertet werden.

Ein Lernen aus fritheren Krisenlagen findet durchaus statt. In der Datenerhebung berichten Kom-
munen, dass die Erfahrungen mit den hohen Fliichtlingszahlen aus 2015 und 2016 dazu beitragen,
den Zustrom von Fliichtlingen aus der Ukraine besser zu bewiéltigen. Allerdings haben fiinf Mini-
sterien und rund 62 Prozent der nachgeordneten Dienststellen bislang noch keine Maflnahmen
evaluiert, die sie wahrend einer Krise, einschlieBlich der Corona-Pandemie, getroffen haben. Drei
Ministerien und rund 27 Prozent der nachgeordneten Dienststellen haben noch vor, die Erfahrun-
gen der Corona-Pandemie aufzuarbeiten. Zwei Ministerien und rund 62 Prozent der nachgeordne-
ten Dienststellen legten sich noch nicht fest.

Bewertung und Empfehlung:

In der Landesverwaltung hat bislang weniger als die Hélfte der nachgeordneten Dienststellen Er-
fahrungen aus einer Krise evaluiert. Viele lassen offen, ob eine Evaluation der Corona-Pandemie
noch stattfinden wird.

Ein Grund fiir die Zuriickhaltung bei strukturierten Evaluationen, insbesondere bei kleineren
Dienststellen, diirfte der damit verbundene Personalaufwand sein. Der Prozess erfordert perso-
nelle Ressourcen, die entweder zusétzlich bereitgestellt oder aber - dies wird der Regelfall sein -
vom vorhandenen Personal abgedeckt werden miissten. Dann miissten gegebenenfalls intern Auf-
gaben priorisiert und Aufgabenerledigungen geschoben werden. Hinzu kommt, dass die Aufgabe
vorrangig jene Mitarbeiter betreffen diirfte, die bei der Bewéltigung der Krise ohnehin stark ge-
fordert waren.

Der Rechnungshof kann vor diesem Hintergrund nachvollziehen, dass die Aufarbeitung der Er-
fahrungen der Krise angesichts des weiterlaufenden ,,Tagesgeschéfts” und der Erledigung liegen
gebliebener Aufgaben bei den Dienststellen in den Hintergrund riicken kann. Dies gilt erst recht,
wenn Krisenlagen fiir die Dienststelle nur selten vorkommen und kiinftige Krisenlagen auch nicht
als wahrscheinlich eingeschitzt werden. Fiir die Gesamtorganisation geht jedoch wertvolles Er-
fahrungswissen verloren, wenn Erfahrungen nicht ausgewertet werden.

Es liegt auch im Interesse iibergeordneter Behorden, die Krisenerfahrungen fiir die Zukunft aus-
zuwerten und nutzbar zu machen. Daher bietet sich eine zentrale Reflexion an, welche Mafinah-
men in der Krise positiv wirkten und was fiir kiinftige Krisen zu verbessern wére.

Aus Sicht des Rechnungshofs muss die Landesverwaltung in allen Bereichen die Chance wahr-
nehmen, die Erfahrungen aus der iiberstandenen Pandemie fiir die Zukunft nutzbar zu machen.
Verwaltungsintern konnten sich durch Evaluationen Lerneffekte ergeben, die nicht nur fiir kiinf-
tige Krisen wertvoll sind, sondern sich auch auf die Regelorganisation auswirken. Beispielhaft zu
nennen sind hier Videokonferenzen oder mobiles Arbeiten. Wenngleich verstandlich ist, dass
auch die handelnden Personen in der Verwaltung die Pandemie moglichst schnell hinter sich las-
sen mochten, ist ein (schnelles) Zuriick zum alten Normalzustand nicht immer erstrebenswert und
in vielen Bereichen auch gar nicht moglich:

»otatt einem ‘Weiter wie friither sollte deshalb die Gelegenheit fiir eine grundlegende Bi-
lanzierung der bisherigen Entwicklung und fiir strategische Neuiiberlegungen genutzt
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werden, zumal aufgrund des schnellen Wandels der Technologie die relative Ineffizienz
der ‘alten Normalitét® schnell zunimmt.*

Voraussetzung flir ein erfolgreiches Lernen ist eine Verwaltungskultur, die einen offenen Um-
gang mit positiven wie negativen Erfahrungen zuldsst. Gerade in Situationen, zu denen es im
Vorfeld keine Regularien oder Erfahrungswerte gibt, sind Fehlentscheidungen und Unsicherhei-
ten im Umgang mit der Krise zu erwarten. Eine positive Fehlerkultur unterstiitzt dabei, die Erfah-
rungen in Krisenlagen ergebnisoffen aufzuarbeiten.

(E2) Die Erfahrungen aus Krisenlagen wie der Corona-Pandemie sollten strukturiert ausge-
wertet und in bestehende Dokumente (etwa Alarmpline) oder in neue Krisenkonzepte
eingearbeitet werden. Um diese Erfahrungen zu sichern, sollten die Ministerien entspre-
chende Evaluationen in ihren Zustéindigkeitsbereichen anstolen und koordinieren.

Eigenverantwortung von Bevilkerung und Unternehmen

Eine angemessene Vorbereitung auf Krisensituationen ist nicht nur fiir den &ffentlichen Bereich
sinnvoll. Gesellschaftliche Regelstrukturen sollten so ausgerichtet sein, dass sie auch in der Krise
funktionieren. Beispiele aus den Gespriachen des Rechnungshofs zeigen aber, dass es hdufig an
eigener Vorsorge mangelt und sich die Erwartungen zur Krisenbewailtigung dann an die Verwal-
tung richten. So sei bei einem Landratsamt nach Treibstoff flir die hausarztliche Versorgung
nachgefragt worden - das dafiir aber weder zustdndig ist noch eine solche Rolle iibernehmen
kann. Ein anderes Beispiel war die Vorsorge bei Stromausfallen in Pflegeheimen. Es sei Aufgabe
der Betreiber, die Stromversorgung zu sichern. Manche Betreiber verlieen sich aber darauf, dass
in Krisenfillen die Feuerwehr oder Katastrophenschutzeinheiten aushelfen.

Vor diesem Hintergrund sehen sowohl die Landesverwaltung als auch die Kommunen in den
Umfragen einen Bedarf fiir die Sensibilisierung von Bevolkerung und Unternehmen, was die ei-
genverantwortliche Vorbereitung auf Krisensituationen angeht. Die Einschitzungen, wer diese
Sensibilisierung ibernehmen sollte, weichen jedoch bei den befragten Ministerien und den Kom-
munen voneinander ab. Die Ministerien sehen zunéchst sich selbst als auch die Stadtkreise,
Stiadte und Gemeinden in der Pflicht, die Bevolkerung zu sensibilisieren. Die Kommunen sehen
die Zustindigkeit iiberwiegend bei den Landkreisen und anschlieBend auf der Ministerialebene.
Bei der Sensibilisierung der Unternehmen liegt die Zustdndigkeit nach Auffassung der meisten
Ministerien auf der Ministerialebene. Die Kommunen sehen auch hier die Landkreise an erster
Stelle, gefolgt von der Ministerialebene.

Die Frage nach der mdglichen bzw. sachgerechten Zusténdigkeit wurde nicht von allen Befragten
beantwortet. Ein Ministerium verwies beispiclsweise darauf, dass diese Fragestellung au3erhalb
des eigenen Zustindigkeitsbereichs liege. Ergdnzend war ein Ministerium der Auffassung, jede
Verwaltungsebene miisste gemal der ihr eigenen Zusténdigkeit die Sensibilisierung der Bevdlke-
rung und der Unternehmen {ibernehmen. Auch manche Kommunen gaben im Freitext der Daten-
erhebung an, dass am ehesten eine Kombination der verschiedenen Verwaltungsebenen eine Sen-
sibilisierung tibernehmen sollte.

6 Riedl und Stember in Innovative Verwaltung Ausgabe 12, 2021: Seite 20.
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Bewertung und Empfehlung:

Wihrend sédmtliche Befragten eine Sensibilisierung von Bevolkerung und Unternehmen fiir sinn-
voll erachten, weicht die Einschitzung, wer diese iibernehmen sollte, voneinander ab. Dies kann
zur Folge haben, dass eine als wichtig erachtete Aufgabe mangels festgelegter Zustdandigkeit
nicht bzw. nicht im erforderlichen Umfang wahrgenommen wird.

Die offentliche Hand hélt Ressourcen fiir Krisen, Gefahrenlagen und Katastrophen vor. Aller-
dings steigen in Krisenzeiten die Erwartungen an diese staatlichen Leistungen an. Nicht ausrei-
chende Eigenvorsorge wird dann auch gerne der Verwaltung als Versdumnis vorgehalten. Dabei
gerit allerdings aus dem Blick, dass eine weitgehende Zusténdigkeit staatlicher Stellen fiir alle
Arten von Krisenvorsorge weder realistisch noch sachgerecht ist. Staatliche Stellen kdnnen eine
eigene Vorsorge der Gesellschaft, insbesondere der Bevolkerung und von Unternehmen nicht er-
setzen - staatliche und private Vorsorge ergénzen sich. Damit Bevolkerung und Unternehmen
ihre Eigenverantwortung wirksam wahrnehmen kdnnen, miissen sie iber ein entsprechendes Wis-
sen zu den relevanten Risiken, den Mdglichkeiten und Grenzen staatlicher Ressourcen verfiigen.
Staatliche Stellen sollten daher die Bevolkerung und die Unternehmen stérker als bisher fiir den
notwendigen Selbstschutz sensibilisieren.

(E3) Die Sensibilisierung von Bevolkerung und Unternehmen hinsichtlich ihrer Eigenverant-
wortung fiir die Krisenvorsorge sollte verstarkt werden. Das Innenministerium und die
anderen Ressorts sollten im Dialog mit den Kommunalen Landesverbidnden den hierzu
erforderlichen Prozess strukturieren und die Zusténdigkeiten entlang der vorhandenen
(Ressort-) Expertise regeln. Dabei konnen auch geeignete Multiplikatoren wie Verbénde
und Interessenvereinigungen eingebunden werden.

Organisatorischer Rahmen des Krisenmanagements

Um Krisen gut bewiltigen zu konnen, bedarf es geeigneter organisatorischer Rahmenbedingun-
gen. Diese Strukturen finden sich in der Aufbauorganisation von Organisationen wieder. Das Ka-
pitel stellt dar, welche organisatorischen Rahmenbedingungen fiir das Krisenmanagement des
Landes vorliegen. Es fiihrt die Haupt- und Teilaufgaben des Krisenmanagements auf (Aufgaben-
analyse) und zeigt, welche Organisationseinheiten sich mit diesen Aufgaben befassen (Aufgaben-
synthese). Ferner gibt es einen Uberblick zur Vernetzung der zentralen Akteure in den Ressorts
sowie zur Bekanntheit der Strukturen in der Landesverwaltung. Es wird auflerdem gezeigt, wie
die Zustindigkeiten beim Aufkommen einer Krise geregelt sind. Zum Abschluss befasst sich das
Kapitel mit aktuellen Konzepten des Krisenmanagements in der Landesverwaltung.

Aufgabenanalyse und -synthese des Krisenmanagements

Die Abteilung 6 des Innenministeriums ist u. a. zustindig fiir Bevolkerungsschutz und Krisenma-
nagement. Die Aufgaben des Krisenmanagements sind in Referat 65 angesiedelt. Dabei wird das
Ziel verfolgt, dass das Land auf Krisen vorbereitet ist sowie in Krisensituationen handlungs- und
entscheidungsfahig bleibt. Die Aufgaben sind im Organigramm, im Geschéftsverteilungsplan so-
wie im Internetauftritt des Innenministeriums aufgefiihrt:

Das Referat 65 soll in Abstimmung mit anderen Ministerien und den Regierungsprésidien die
Rahmenbedingungen und Grundlagen fiir die Bewéltigung von Krisenlagen schaffen. Nach An-
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gaben des Innenministeriums stehen fiir das allgemeine Krisenmanagement im Referat 5,5 Voll-
zeitiquivalente (VZA) zur Verfiigung. Das Referat soll priventiv und vorausschauend titig wer-
den, indem es die Ressorts, Regierungsprisidien und Sonderbehérden des Landes beim Aufbau
einer dauerhaften Krisenmanagementstruktur unterstiitzt. Teil der Aufgabe ist dabei, Konzepte
und Empfehlungen fiir die staatliche Krisenvorsorge, -fritherkennung und -bewéltigung zu erar-
beiten und entsprechende ressortiibergreifende Ubungen zu planen, durchzufiihren oder zu be-
gleiten.

Zudem widmet sich das Referat 65 allgemeinen Fragen der Risiko- und Krisenkommunikation.
Dazu zihlen Warn- und Informationsdienste fiir die Bevélkerung sowie Offentlichkeitsarbeit,
u. a. in Sozialen Medien.

Eine weitere Aufgabe des Referats 65 ist es, ein Lagebild zu erzeugen, d. h. die Entwicklung po-
tenzieller bzw. anwachsender Krisensituationen zu beobachten und zu analysieren. Diese Auf-
gabe ist mit 0,5 VZA hinterlegt. Dazu zihlt, die jeweils zustindigen Stellen im Krisenfall mog-
lichst frithzeitig zu informieren, sodass diese praventiv entgegensteuern konnen. Ein eigenes fun-
diertes Krisenmonitoring findet im Innenministerium nicht statt. Dies sei zum einen mit den per-
sonellen Ressourcen nicht zu leisten. Zum anderen sei es wegen der Breite moglicher Krisen-
spektren fachlich auch nicht sinnvoll, da die entsprechende Expertise im Innenministerium nicht
vorhanden sei. Allerdings wiirden Meldungen der Deutschen Presse-Agentur (dpa) und des Deut-
schen Wetterdienstes (dwd) sowie interne Meldungen des Landesbranddirektors bzw. der Polizei
als Informationsquellen genutzt. Das Innenministerium sei in der Lage, in Krisensituationen
schnell zu handeln. Dies sei auch bei der Corona-Pandemie der Fall gewesen; hier habe das In-
nenministerium durch eine frithzeitige Beobachtung und Analyse der Lage nahtlos in den Krisen-
modus wechseln kdnnen.

Das Referat 65 bereitet Malnahmen der Landesregierung fiir ressortiibergreifende Krisenlagen
vor. Im Krisenfall kann es auBlerdem die originér zustdndigen Stellen bei der konkreten Bewalti-
gung der Situation insbesondere im Fiihrungsbereich unterstiitzen. Das Referat 65 ist somit
Dienstleister fiir alle Ressorts, wenn in deren Zustdndigkeit {iber die gewohnten Ablaufe hinaus
lageorientiertes Handeln gegebenenfalls im Stabsmodus erforderlich ist. Es betont allerdings
auch, hierbei immer nur ergénzend zu den originér zustindigen Ressorts zu wirken.

AuBerhalb des eigenen Ressorts hat das Innenministerium keinen vollstindigen Uberblick iiber
Organisationseinheiten, die sich dauerhaft mit dem Thema Krisenmanagement im Land befassen.
Die Aufgabe Krisenmanagement findet sich - mit Ausnahme des Staatsministeriums - auch nicht
in den Organigrammen der Ministerien wieder. Allerdings fiihren neben dem Innenministerium
neun weitere Ministerien krisenmanagementbezogene Aufgaben in deren Geschiftsverteilungs-
plénen auf: z. B. Krisenlagen an Schulen im Kultusministerium oder die Teilnahme an Sitzungen
der AG Krisenmanagement im Justizministerium.

Auf Nachfrage des Rechnungshofs geben neben dem Innenministerium weitere acht Ministerien
an, Personal mit Aufgaben des allgemeinen Krisenmanagements betraut zu haben. Als Tatigkei-
ten werden in diesem Zusammenhang genannt:

Konzepte, Hinweise, usw. pflegen (z. B. Notfallplanung, Alarmierungsplan),
Stabsdienstordnung inklusive Personalmatrix erstellen und anpassen,

an Sitzungen der Krisenmanagement-Ansprechpartner teilnehmen und

an (ressortiibergreifenden) Ubungen teilnehmen.
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Allerdings konnten die Ministerien nur eine grobe Angabe zur Aufgabenbeschreibung und zu den
dafiir gebundenen Personalkapazititen machen. Es handelte sich in den meisten Fillen je Minis-
terium um Schitzwerte unter 1,0 VZA. In der Regel sind die Beschiftigten, die sich mit Krisen-
management befassen, in den Organisationsreferaten angesiedelt.

Drei Ministerien geben an, im ,,Normalbetrieb* keine Personalressourcen fiir das allgemeine Kri-
senmanagement einzusetzen. Krisenmanagement werde dort erst dann wahrgenommen, wenn es
zu entsprechenden Lagen kommt.

Unterhalb der Ministerialebene wird allgemeines Krisenmanagement in den Referaten 16 der Re-
gierungsprisidien betrieben. Diese spiegeln die Abteilung 6 des Innenministeriums und stehen so-
wohl in regelméfigem Austausch mit den einzelnen Referaten der Abteilung 6 als auch mit den
unteren Katastrophenschutzbehdrden bzw. den Kreisbrandmeistern sowie den Leitern der Feuer-
wehren der Stadtkreise. Zu den Aufgaben der Referate 16 zéhlen u. a. das Erstellen von Krisen-
und Alarmplénen. Sie iibernehmen auBerdem zur Krisenvorbereitung Biindelungsaufgaben bei der
Organisation der Verwaltungsstibe in den Regierungsprésidien. Nach Angabe der Referate 16 hat
das Krisenmanagement in den vergangenen Jahren zunehmend Kapazititen in Anspruch genom-
men.

Daneben fiihren einige Organisationseinheiten in der Landesverwaltung - in Wahrnehmung einer
Fachaufgabe - ein laufendes Monitoring bestimmter Gefahrenlagen oder Risikoparameter durch.
Dabei handelt es sich zwar nicht ausdriicklich um Mafinahmen des Krisenmonitorings, sie sind
aber inhaltlich vergleichbar. Zu nennen sind dabei beispielsweise das Umweltministerium, das
die Kernenergie iiberwacht, oder das Landwirtschaftsministerium, das die Trinkwasserqualitét
und Tierseuchen beobachtet. Haufig schliet sich an das Monitoring bestimmter Risikoparameter
auch eine konzeptionelle Vorbereitung auf entsprechende Gefahrenlagen an. Ein Beispiel ist die
Hochwasserkonzeption in den Regierungsprisidien.

Bewertung und Empfehlungen:

Ein definierter und geordneter organisatorischer Rahmen ist Voraussetzung fiir eine effektive und
effiziente Aufgabenerledigung. Dies gilt insbesondere fiir komplexe Aufgaben wie das Krisenma-
nagement, bei denen die Aufgabenerledigung durch mehrere Organisationseinheiten auf unter-
schiedlichen Verwaltungsebenen erfolgt.

Das Innenministerium verfiigt iiber einen sachgerechten organisatorischen Rahmen fiir das Kri-
senmanagement. Es gibt Aufgaben, die das Ministerium zentralisiert abbildet. Dazu gehort, den
Aufbau einer Krisenmanagementstruktur in den Ressorts zu unterstiitzen. Das ist zweckmafBig,
weil andere Organisationseinheiten hier von der Expertise des Innenministeriums abhéngig sind
und sich diese Aufgaben besser zentral planen lassen. Das Innenministerium nimmt mit Abtei-
lung 6 bzw. Referat 65 eine Biindelungs- und Beratungsfunktion im Krisenmanagement des Lan-
des ein. Gleiches gilt fiir die Referate 16 in den Regierungsprésidien mit Blick auf die kommu-
nale Seite. In diesen Organisationseinheiten sind die Aufgaben des Krisenmanagements definiert
und aufbauorganisatorisch integriert. Die maBgeblichen Phasen von Krisen werden aufbauorgani-
satorisch abgebildet: vorbereitende Mallnahmen fiir mégliche Krisensituationen (Planungsphase),
die Beobachtung von Lagen und Alarmierung zu Beginn von Krisensituationen (Alarmierungs-
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phase) sowie Mafinahmen, die darauf ausgerichtet sind, Krisen moglichst ziigig zu beenden (Re-
aktionsphase). Unnotige Aufgaben, die die Wirtschaftlichkeit der Aufbauorganisation beeintrich-
tigen, wurden nicht festgestellt.

Die Beobachtung von Risiken und Gefahrenlagen ist in der Landesverwaltung dezentral organi-
siert: je nach fachlicher Zustindigkeit sind verschiedene Ressorts fiir unterschiedliche Risiken zu-
stindig. Parallel hat das Innenministerium den Anspruch, mit 0,5 VZA in Referat 65 ein Lagebild
zu gewihrleisten. Der Rechnungshof hélt es fiir richtig, das fachliche Monitoring von Risiken
weiterhin dezentral durchzufiihren. Da das Innenministerium fiir die Unterstiitzung in méglichen
spateren Krisenlagen zustindig ist, muss aber sichergestellt werden, dass es bei Bedarf vom fach-
lich zusténdigen Ressort {iber den Stand des Monitorings und sich abzeichnende Entwicklungen
informiert wird.

In einer ressortiibergreifenden Gesamtbetrachtung der Aufbauorganisation des Krisenmanage-
ments fallt auf, dass die Aufgaben des allgemeinen Krisenmanagements in den anderen Ministe-
rien strukturell groftenteils nur schwach verankert sind. Die Ministerien haben sich - selbst in In-
terviews - schwer damit getan, dem Rechnungshof valide Daten zum Personaleinsatz fiir krisen-
managementbezogene Aufgaben zu libermitteln. Zudem fehlen Stellenbeschreibungen und die
Einbindung der Aufgaben in Organigramme und Geschéftsverteilungspléne.

Damit fehlt es an Transparenz hinsichtlich Aufgaben und Zusténdigkeiten. Dies kann in Krisensi-
tuationen dazu fithren, dass wichtige Aufgaben wegen unklarer Verantwortlichkeiten nicht bzw.
nicht rechtzeitig wahrgenommen werden. Auch die Suche von Ansprechpartnern in der ressort-
iibergreifenden Kommunikation wird dadurch erschwert.

Der Rechnungshof hélt es fiir erforderlich, dass in jedem Ministerium krisenmanagementbezoge-
nen Aufgaben wahrgenommen werden. Dabei sollten ressortiibergreifend einheitliche Standards
zugrunde gelegt werden, etwa:

zur Entwicklung und Fortschreibung von Konzepten und Plénen,
zu Krisenmanagement-Ansprechpartnern intern wie extern,

zur Vernetzung mit den Funktionstrdgern der anderen Ressorts,
zum Kompetenzaufbau sowie

zum Wissenstransfer.

Die Aufgaben sollten in Stellenbeschreibungen, Geschiftsverteilungsplanen und méglichst auch
in Organigrammen beriicksichtigt werden.

(E4) Die Ministerien sollten ressortiibergreifend festlegen, welche Risiken im Rahmen eines
Krisenmonitorings jeweils laufend beobachtet werden sollen und wer fiir das Monitoring
zustdndig ist. Zudem sollte ein Informationsweg definiert werden, wann und mit wel-
chen Inhalten das Innenministerium iiber aufwachsende Lagen oder plétzlich eintretende
Ereignisse informiert wird.

(E5) Die Ministerien sollten sich iiber Standards fiir krisenmanagementbezogene Aufgaben
verstiandigen, die in jedem Ressort wahrgenommen werden sollen. Diese sollten einheit-
lich in die jeweils eigene Aufbauorganisation integriert und nachvollziehbar dargestellt
werden (z. B. in Geschéftsverteilungsplénen).
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Krisenmanagement-Ansprechpartner der Ressorts

Die Abteilung 6 des Innenministeriums wurde im Zusammenhang mit dem hohen Fliichtlingszu-
gang 2015 neu aufgestellt. Ein zentrales Anliegen war dabei auch, das Thema Krisenmanagement
in den Ressorts auf die Agenda zu setzen. 2016 haben sich die Ministerien darauf verstandigt, die
Verantwortlichen fiir das Krisenmanagement in den Ressorts zu vernetzen. Dieses Netzwerk be-
fasst sich mit ressortiibergreifenden Fragen des Krisenmanagements und wird vom Referat 65 des
Innenministeriums koordiniert und geleitet.

Seit 2017 - mit Ausnahme der Corona-Jahre 2020 und 2021 - treffen sich die Ansprechpartner der
Ressorts zu Besprechungen, die der Vorbereitung auf Krisen, aber auch der Bewiltigung von Kri-
senlagen dienen sollen. Dabei ging es um unterschiedliche Schwerpunkte wie Stromausfall, Gas-
mangellage oder Redundanzkommunikation.

Im Kreis der Krisenmanagement-Ansprechpartner der Ressorts finden sich ausschlieSlich Ak-
teure auf Ministerialebene. Eine Schnittstelle zum nachgeordneten Bereich besteht nicht. Daher
hat der Rechnungshof in seinen Datenerhebungen bei den Kommunen und den Dienststellen des
Landes danach gefragt, ob den Behorden Ansprechpartner in der Landesverwaltung bekannt sind,
an die sie sich bei Fragen zu Krisensituationen wenden kénnen.

Auf der Ministerialebene sind solche Ansprechpartner bekannt. Ein anderes Bild zeigt sich je-
doch auf den anderen Verwaltungsebenen. So geben 43 Prozent der nachgeordneten Dienststellen
an, keine Ansprechpartner in der Landesverwaltung zu kennen, an die sie sich bei Fragen zu Kri-
sensituationen wenden kdnnen. Bei jenen Dienststellen, die einen Ansprechpartner kennen, ver-
weisen die meisten auf die libergeordnete Dienststelle bzw. auf das fachlich zustindige Ministe-
rium. Es sind zudem deutliche Unterschiede zwischen den Ressorts festzustellen: Wahrend im
Innenressort 96 Prozent und im Finanzressort 95 Prozent der Dienststellen mitteilen, solche An-
sprechpartner zu kennen, sind diese in den nachgeordneten Dienststellen des Justizministeriums
nur zu 40 Prozent und des Wissenschaftsministeriums nur zu 43 Prozent bekannt.

Auf kommunaler Seite ist das Bild nicht wesentlich anders. Von den befragten Kommunen geben
rund 58 Prozent an, keine Ansprechpartner in der Landesverwaltung zu kennen, an die sie sich
bei Fragen zu Krisensituationen wenden konnen. Drei Viertel der Kommunen, die einen An-
sprechpartner kennen, nennen das zustidndige Landratsamt.

Bewertung und Empfehlungen:

Die Einrichtung eines Netzwerks aus Ansprechpartnern der Ressorts 2016 war eine wichtige
MaBnahme, um das Krisenmanagement im Land zu verbessern. Allerdings bleiben die Aufgaben,
Ziele und Befugnisse des Netzwerks bis dato vage. Unbefriedigend ist zudem, dass sich der Wir-
kungskreis der Ansprechpartner bislang ausschlieflich auf die Ministerialebene erstreckt. Die
fehlende Verzahnung mit dem nachgeordneten Bereich konnte auch ein Teil der Erkldrung dafiir
sein, dass nahezu die Hélfte der Dienststellen angibt, keine Ansprechpartner fiir Fragen zu Kri-
sensituationen zu kennen.

Der Leitspruch ,,In der Krise Kopfe kennen* driickt aus, worauf es im Krisenfall wesentlich an-

kommt. Die Krisenmanagement-Ansprechpartner der Ministerien kdnnten als Verbindungsperso-
nen sowohl auf dem horizontalen als auch vertikalen Verwaltungsstrang agieren und so die
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Dienststellen untereinander besser vernetzen. Die Ansprechpartner sollten {iber entsprechende
Fach- und Methodenkompetenzen verfligen bzw. sich diese fiir die Aufgabe aneignen.

(E6) Die Ressorts sollten Verbindungspersonen benennen, um eine bessere horizontale und
vertikale Vernetzung der Verwaltung in Fragen des Krisenmanagements zu erreichen.
Diese sollten ebeneniibergreifend bekannt gemacht werden.

(E7) Das Netzwerk der Krisenmanagement-Ansprechpartner sollte starker als bisher dazu ge-
nutzt werden, Themen ressortiibergreifend zu besprechen und Mallnahmen verbindlich
abzustimmen. Das Innenministerium sollte Aufgaben und Ziele des Netzwerks festlegen.

Zustindigkeiten bei einer Krise

Nach dem Ressortprinzip leiten die Ministerien ihren Geschiftsbereich innerhalb des festgelegten
politischen Rahmens selbststindig und eigenverantwortlich. Sie sind auch in Krisensituationen
fiir erforderliche MaBBnahmen zur Krisenbewdéltigung in ihrem Zusténdigkeitsbereich federfiih-
rend.

Von der Corona-Pandemie waren alle Ressorts betroffen. Bei manchen Fragestellungen iiberla-
gerten sich auch die fachlichen Zusténdigkeiten. Beispielsweise betraf die pandemiegerechte
Schiilerbeférderung das Sozialministerium (Gesundheit), das Kultusministerium (Schulen) und
das Verkehrsministerium (Transport). Zwar konnen solche Lagen nicht von einer Fachseite allein
bearbeitet und bewiltigt werden. Dennoch gilt auch hier weiter das Ressortprinzip: Das verant-
wortliche Ressort hat die Federfithrung im Verfahren und zieht gegebenenfalls andere Akteure
zur Problemldsung hinzu.

Vor dem Hintergrund des Ressortprinzips stellt sich die Frage der Zustdndigkeitsabgrenzung zu
dem origindr flir das ,,Krisenmanagement* verantwortlichen Innenministerium.

Die Ressorts sind sich dariiber einig, dass die Kompetenz im Hinblick auf Organisationsfragen
im Krisenmanagement beim Innenministerium liegt. Allerdings gibt es unter den Ressorts unter-
schiedliche Auffassungen dariiber, wann eine Zustindigkeit des Innenministeriums eintritt und
wie weit diese reichen sollen.

e Das Innenministerium selbst vertritt die Auffassung, dass es die Fachressorts in Krisensituatio-
nen dabei unterstiitzen kann, Lagen zu bewéltigen, indem es seine organisatorischen Stirken
einbringt. AuBBerdem verfiige das Ministerium iiber ein gutes Netzwerk zu den Mittelbehdrden
- insbesondere zu den Regierungsprésidien mit ihren Referaten 16. Es betont aber auch, dass
die fachliche Zustiandigkeit im Krisenfall stets beim zustdndigen Ressort verbleibe. Ein gene-
reller Zustandigkeitsiibergang auf das Innenministerium sei wegen fehlender fachlicher Exper-
tise auch nicht sinnvoll. Das Innenministerium konne die fachlich zustdndigen Ressorts in Kri-
sensituationen unterstiitzen, die Inanspruchnahme dieser Unterstiitzung aber nicht beeinflussen.
Trifft ein Ressort die Entscheidung, dass eine Lage nicht mehr in der Regelorganisation bewail-
tigt werden kann (entspricht der Definition einer Krisensituation), wird nach Auskunft des In-
nenministeriums in der Praxis die dortige Abteilung 6 informiert. Ein Geschiftsprozess ist hier-
fiir nicht fixiert. Die Abteilung 6 priift die notwendigen Schritte und kontaktiert gegebenenfalls
die Vertreter der weiteren Ressorts. Sobald die Art der Krise und die Ressortbetroffenheit fest-
stehen, werden die Maflnahmen zur Bewiltigung der Krise in den Ressorts getroffen und gege-
benenfalls der IVWS einberufen.
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o Auch andere Ressorts verweisen darauf, dass grundsétzlich das Ressortprinzip gelte. Dieses
habe sich mit Blick auf die jeweilige fachliche Expertise und im Zusammenspiel mit dem In-
nenministerium in vergangenen Krisen auch bewéhrt. Das Ressortprinzip gebiete allerdings
auch, dass das betreffende Ressort dann auch Losungen bzw. Mafinahmen fiir den eigenen Ge-
schéftsbereich prasentieren miisse.

o An die fachlichen Zustdndigkeiten der Fachressorts in Krisenlagen erinnert auch das Staatsmi-
nisterium, das sich selbst auch in der Krise nicht als Fachressort sieht. Seine Aufgabe sei die
politische Abstimmung bzw. Biindelung sowie gegebenenfalls die Kommunikation nach au-
Ben, z. B. iber den Regierungssprecher.

¢ Andere Ministerien hingegen sind der Ansicht, das Innenministerium sollte bei Krisen grund-
sdtzlich die Federfithrung iibernehmen, weil dort in der Abteilung 6 Strukturen (z. B. Lagezent-
rum) vorhanden seien, die andere Ressorts nicht vorhalten. Zu Fachfragen konnten dann die
Fachressorts hinzugezogen werden. Ein Ministerium ist der Meinung, das Innenministerium
konnte seine Rolle des fiir das Krisenmanagement zustédndigen Ressorts offensiver wahrneh-
men.

¢ Ein weiteres Ministerium merkt an, dass eine abstrakte Kldrung von Zustandigkeiten auflerhalb
konkreter Krisen nur bedingt sinnvoll sei. Die einzelnen in der Krise relevanten Fragestellun-
gen lielen sich in der Regel nicht vorhersehen und damit Zustindigkeiten nicht vorsorglich
kléren.

Aussagekriftig sind in diesem Zusammenhang auch die Erfahrungen im nachgeordneten Bereich.
Nach Ansicht der Regierungsprésidien hat die Corona-Pandemie gezeigt, dass der mit dem drei-
stufigen Verwaltungsaufbau verbundene Dienstweg nicht allen Akteuren der Landesverwaltung
bewusst ist. Die sogenannte ,,Blaulichtfamilie* sei es gewohnt, in hierarchischen Strukturen zu
arbeiten. In anderen Geschéftsbereichen wiirde dieser Aufbau hingegen nicht strikt eingehalten
bzw. sei wihrend der Corona-Pandemie immer wieder umgangen worden. Eine Krisenbewalti-
gung nach dem Ressortprinzip wiirde auch auf anderen Verwaltungsebenen nicht immer gelebt.
Nach Ansicht der Regierungsprésidien besteht in der Landesverwaltung teilweise die Vorstel-
lung, dass Fachaufgaben in Krisenzeiten durch die ,,Krisenmanagement-Referate® bearbeitet wiir-
den. Dies zeige sich auch im kommunalen Bereich, wo die unteren Katastrophenschutzbehdrden
vermehrt als Krisenmanager eingesetzt wiirden.

Weitere - fiir das Krisenmanagement des Landes relevante - Dienststellen aus dem nachgeordne-
ten Bereich berichten, dass bei grolen Krisenlagen nicht immer klar sei, welches Ressorts bzw.
welche Dienststelle wofiir zustéindig ist, da sich oft Uberlappungen ergeben. Gerade zu Beginn
der Corona-Pandemie seien die Zustindigkeiten extern nicht immer eindeutig gewesen. Unabhén-
gig von der Corona-Pandemie bestehe ein Problem darin, dass bislang keine MaBstébe definiert
sind, wann ein Vorfall eine Krise darstellt. Es bestehe eine Regelungsliicke, wann eine Krise fiir
die Landesverwaltung vorliege und wann das Krisenmanagement im Innenministerium einge-
schaltet werden solle. Unklar sei auch, welche weiteren Akteure der nachgeordneten Bereiche im
Krisenfall einbezogen werden. Bislang bestiinden mehrere bilaterale Absprachen zwischen Be-
horden oder Organisationseinheiten, aber kein abgestimmtes Konzept.
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Bewertung und Empfehlung:

Zustandigkeiten miissen eindeutig festgelegt und gegeneinander abgegrenzt werden. Ansonsten
ist eine sachgerechte, ergebnisorientierte Aufgabenerledigung gefahrdet.

Durch das Ressortprinzip sind die fachlichen Zustindigkeiten auch in Krisensituationen klar ge-
regelt. Solange keine abweichende Entscheidung getroffen wird, liegt die Zustdndigkeit beim je-
weils fachlich betroffenen Ressort. Sie bestimmt sich nach der Bekanntmachung der Landesre-
gierung tiber die Abgrenzung der Geschéftsbereiche der Ministerien.

Dies ist aus Sicht des Rechnungshofs sachgerecht. Die eingerichteten Strukturen sind geeignet,
um auf Krisen reagieren zu konnen. Krisenlagen erfordern jeweils spezifische fachliche Exper-
tise. Eine generelle Zustdndigkeit des Innenministeriums wiirde erfordern, dass im Krisenfall je-
weils auch die Personen mit Fachexpertise auf das Innenministerium iibergehen - zumal das In-
nenministerium in Krisensituationen kein Weisungsrecht gegeniiber den anderen Ressorts hat.
Die Zustindigkeitsregelung entlang der fachlichen Zustandigkeit ermdglicht, dass Zusammen-
hiange fachlich umfassend bewertet werden kdnnen. Das Innenministerium kann bei fachlicher
Zustindigkeit eines anderen Ressorts daher ausschlieBlich dabei unterstiitzen, zu koordinieren
und zu leiten - zum Beispiel durch die Organisation ressortiibergreifender Stabsarbeit. Eine expli-
zite Ubertragung der Zusténdigkeit auf das Innenministerium sollte nur im Ausnahmefall erfol-
gen, wenn die organisatorischen Aspekte der Krisenbewaltigung die fachlichen Gesichtspunkte
iiberwiegen und das zustdndige Ressort deshalb mit der Bewéltigung der Aufgabe dauerhaft {iber-
fordert wiire.

Die Gespréche des Rechnungshofs mit den Ministerien und ausgewéhlten nachgeordneten
Dienststellen haben allerdings gezeigt, dass zur grundsétzlichen Zustandigkeitsverteilung kein
gemeinsames Verstiandnis besteht. In einigen Ressorts bzw. Dienststellen gibt es die Erwartungs-
haltung, dass nur das Innenressort Lagen darstellt und bewiltigt. Es ist deshalb wichtig, das Rol-
lenverstandnis fiir Krisensituationen und die damit verbundenen Zusténdigkeiten zu schérfen.

(E8) Die Zustindigkeitsabgrenzung der Ministerien nach dem Ressortprinzip sollte auch in
Krisenzeiten beibehalten werden. Die Ministerien sollten auf ein einheitliches Rollen-
verstindnis in Bezug auf Zusténdigkeiten und Kompetenzen in Krisensituationen hin-
wirken.

Aktueller konzeptioneller Rahmen in der Landesverwaltung

Anders als bei Katastrophen oder Gefahrenlagen’ gibt es keine formale Grundlage, die festlegt,
ob eine Krisensituation vorliegt. Krisen werden formell nicht festgestellt; es wird also auch kein
Krisenfall ausgerufen. Entsprechend hat die ,,Krise kein eigenes Regelwerk. Die Einschitzun-
gen, ob es eines solchen gesonderten Regelwerkes bedarf, gehen auseinander.

Bei Krisen ist die zeitnahe Bildung von Verwaltungsstdben ein charakteristisches Merkmal. Die
Landesregierung hat Grundsétze der Stabsarbeit in einer Verwaltungsvorschrift geregelt (VwV

7 Hier sind u. a. das LKatSG, das Feuerwehrgesetz (FwG) und das Polizeigesetz (PolG) relevant.
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Stabsarbeit vom 3. August 20048). Diese VwV wurde 2011 in der bisherigen Fassung neu erlas-
sen® und trat mit Ablauf des 31. Dezember 2018 aufler Kraft. Derzeit wird die VWV Stabsarbeit
aktualisiert. Das Innenministerium verfolgt dabei das Ziel, den Stabsaufbau auf Ressortebene ge-
nauer darzustellen. Im Folgenden nimmt der Rechnungshof auf die VwV Stabsarbeit in der bisher
geltenden Fassung Bezug, da diese - auch wenn sie formal nicht in Kraft ist - weiterhin als Wis-
sensgrundlage fiir Stabsarbeit genutzt werden kann.

Die Verwaltungsvorschrift (VwV) Stabsarbeit hatte einen klaren Bezug zum Krisenmanagement.
Darin wurde eine durchgingige Organisationsform beschrieben, die sich auch fiir die Erledigung
von Verwaltungsaufgaben eignet, ,,die im origindren Zustdndigkeitsbereich der Behorde liegen
und unvorhergesehen, kurzfristig sowie gegebenenfalls unter Beteiligung mehrerer Fachbereiche
erledigt werden miissen. [...] Die Verwaltungsvorschrift ist fiir die Stabsarbeit bei drohenden und
bereits eingetretenen aulergewohnlichen Ereignissen (Krisen) einschlielich des Katastrophen-
falls anzuwenden.*

Der Geltungsbereich der VwV Stabsarbeit war eingeschrénkt. Sie galt fiir die Katastrophen-
schutzbehorden - dies sind die unteren Verwaltungsbehorden als untere Katastrophenschutzbe-
horden (Biirgermeisteramter der Stadtkreise und Landratsdmter), die Regierungsprésidien als ho-
here Katastrophenschutzbehdrden sowie das Innenministerium als oberste Katastrophenschutzbe-
horde. Den anderen Ministerien und nachgeordneten Dienststellen war die VWV nur zur Anwen-
dung empfohlen.

Die Aktualisierung verlduft nach Auskunft von Beteiligten miihsam; von verschiedenen Stellen
sei Anderungsbedarf bei der VwV Stabsarbeit angemeldet worden. So ist ein Ministerium der
Auffassung, dass die VWV in der derzeitigen Ausgestaltung vor allem auf grole Einzelereignisse
ausgelegt sei, bei denen die Akteure sich physisch in einem Lagezentrum zusammenfénden.
Stabsarbeit konne jedoch auch digital professionell erfolgen, nicht allein in Présenz. Dies sei in
gewissen Lagen sogar erforderlich - z. B. in Hinblick auf den Infektionsschutz. Die Einrichtung
eines digitalen Krisenstabs sei auch bereits geiibt worden. Das Innenministerium hat solche tech-
nischen Aspekte in der VWV bislang bewusst nicht beriicksichtigt, weil sich die Voraussetzungen
und Moglichkeiten zu schnell dndern wiirden. Es sieht aber virtuelle Stabsarbeit auch ohne expli-
zite Ausgestaltung in der VWV Stabsarbeit als mogliche Alternative.

Klarungsbedarf zur VwV Stabsarbeit wird auch hinsichtlich der politischen und gegebenenfalls
medialen Biindelungsfunktion gesehen. Dies betrifft den Aspekt der Koordinierung und Abstim-
mung der Bevolkerungsinformation und Medienarbeit. Ferner geht es darum, ob und gegebenen-
falls wie die Arbeit nicht-operativer Gremien - etwa politisch eingesetzter Lenkungsgruppen - in
der VwV beriicksichtigt werden konnen bzw. sollen.

Schlief3lich gibt es auch grundsétzliche Bedenken gegeniiber der VwV Stabsarbeit. Sie sei zu for-
mal und zu strikt, was die Vorgaben zu Ablidufen und Zusténdigkeiten betrifft. Gleichzeitig biete
sie keine konkreten Handlungsanleitungen und greife damit zu kurz.

8 GABI 2004, Seite 685.
® GABI1 2011, Seite 567.
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Der formal auf die Akteure des Katastrophenschutzes beschrankte Geltungsbereich driickt sich
auch im Bekanntheitsgrad der VwV aus. Wéhrend sdmtliche Ministerien'* sowie die Regierungs-
présidien angeben, die VwV Stabsarbeit und die entsprechenden Hinweise des Innenministeriums
auch schon vor Beginn der Corona-Pandemie gekannt zu haben, zeichnet die Datenerhebung des
Rechnungshofs im nachgeordneten Bereich ein anderes Bild: Die VwV Stabsarbeit ist lediglich
bei rund 11 Prozent der nachgeordneten Dienststellen bekannt. Im kommunalen Bereich ist die
VwV dagegen bekannter. Hier geben sdmtliche Stadt- und Landkreise an, die Regelung zu ken-
nen. Bei den kreisangehdrigen Stadten und Gemeinden - also auflerhalb des Geltungsbereichs der
VwV - liegt der Bekanntheitsgrad immerhin noch bei 47 Prozent. Fiir kleinere Gemeinden hat das
Innenministerium in 2017 Empfehlungen zur Umsetzung der VwV Stabsarbeit in der Gefahren-
abwehr und zur Krisenbewiéltigung veroffentlicht. Die VWV Stabsarbeit wird insgesamt bislang
nicht aktiv beworben.

Nach Auskunft des Innenministeriums existieren neben der VwV Stabsarbeit weitere Regelun-
gen, die sich mit Krisenmanagement befassen, wie etwa das Handbuch Krisenkommunikation.
Dieses Handbuch wurde seit 20 Jahren nicht mehr aktualisiert. Die Grundprinzipien sind laut In-
nenministerium aber bis heute giiltig. Aulerdem existieren Checklisten in Bezug auf einen IT-
Sicherheitsvorfall (Cyberangriff) mit Stand 2019 sowie zur Vorbereitung auf einen lingerdauern-
den groBfléchigen Stromausfall (Blackout) - zuletzt aktualisiert in 2022. Die genannten Handrei-
chungen sind nach Kenntnisstand des Rechnungshofs nicht zentral abgelegt und verfiigbar.

Bewertung und Empfehlungen:

Eine explizit auf den Krisenfall ausgerichtete rechtliche Regelung existiert nicht. Mangels Grund-
lage werden Krisen im Land formell nicht festgestellt. Im Gegensatz zur Katastrophe gibt es kei-
nen Zeitpunkt, ab dem sich die Landesverwaltung auch formell im Krisenmodus befindet. Hierzu
mangelt es bereits an einer einheitlichen Definition von Krise.

Wird der Krisenfall nicht festgestellt, kann das insbesondere in der frilhen Phase von Krisen
Probleme nach sich ziehen: Zum einen besteht die Gefahr, dass wegen ungeklarter Verantwort-
lichkeiten notwendige Mafinahmen nicht oder zu spét ergriffen werden - schlie8lich ist die Zu-
standigkeit trotz Ressortprinzips nicht immer eindeutig (siche Punkt 2.2.3). Zum anderen kénnen
Strukturen und Prozesse, die vorab festzulegen sind, im Ereignisfall nicht aufgebaut oder ausge-
16st werden, weil unklar ist, ob die Voraussetzungen fiir eine Krise gegeben sind. Dies gilt insbe-
sondere bzgl. der Bereitstellung von finanziellen Mitteln, fiir Beschaffungen oder hinsichtlich der
Personalgewinnung.

Es ist aber schon deshalb wichtig, intern iiber ein gemeinsames Verstidndnis zur Situation zu ver-
fiigen, weil die Ressorts von einer Krise in der Regel unterschiedlich betroffen sein werden: Ein
Teil der Landesverwaltung befindet sich bereits im Krisenmodus, wihrend ein anderer Teil im
gewohnten Umfeld, Aufgabenspektrum und Tempo weiterarbeitet. Notwendige finanzielle oder
personelle Unterstiitzungsleistungen unter den Ressorts lassen sich konfliktarmer und schneller
durchsetzen, wenn die Rahmenbedingung ,,Krise* einheitlich fiir die gesamte Landesverwaltung
festgestellt wird und damit alle Ressorts in die Verantwortung genommen werden.

0 Eine Ausnahme stellt das Ministerium fiir Landesentwicklung und Wohnen dar, das 2021 gegriindet wurde und
somit zu Beginn der Corona-Pandemie noch nicht existierte.
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Die VwV Stabsarbeit ist ein wichtiges Element des Krisenmanagements, da sie eine Organisati-
onsform (Stabsarbeit) beschreibt, die zur Bewéltigung von Krisen grundsétzlich geeignet ist. Die
VwV ist in der Landesverwaltung allerdings groftenteils unbekannt, was sicher auch daran liegt,
dass sie ausschlieBlich fiir Katastrophenschutzbehorden gilt. Zudem ist die VwV Stabsarbeit ak-
tuell nicht in Kraft und wird inhaltlich {iberarbeitet. Aber auch wenn die neue Fassung der VwV
bislang strittige Fragen wie den Stabsaufbau auf Ressortebene, digitale bzw. hybride Arbeitsfor-
men von Stiben sowie die Bevolkerungsinformation und Medienarbeit kldren wiirde, wire sie
aus Sicht des Rechnungshofs als alleinige Regelung fiir den Umgang mit Krisensituationen nicht
ausreichend.

Das liegt zum einen am eingeschriankten Geltungsbereich. Ohne eine Regelung, die fiir alle Res-
sortbereiche gleichermallen gilt, sind im Krisenfall Parallelstrukturen mdglich. Zum anderen ent-
hélt die VWV neben der Stabsarbeit keine weiteren organisatorischen Reaktionsmoglichkeiten auf
Krisen. Zweifelsohne ist Stabsarbeit eine geeignete Form, um auf Krisen reagieren zu kdnnen.

Sie hilft dabei, Informationen und Entscheidungen zu biindeln. Jedoch ist die sinnvolle Auspré-
gung von Stidben stark behorden-, aufgaben- und situationsabhédngig. Die Corona-Pandemie hat
gezeigt, dass die Ressorts auch bei landesweiten Krisen unterschiedlich betroffen sind, sodass
sich Reaktionsmuster in Dienststellen unterscheiden kénnen. So kann es behdrdenintern gesehen
gegebenenfalls ausreichen, in stabséhnlichen Strukturen zu arbeiten. Diesem Umstand miisste in
der VwV Rechnung getragen werden, sie wiirde allerdings dadurch an Verbindlichkeit einbiifien.

Der Rechnungshof hélt es nicht fiir ratsam, die VwV Stabsarbeit allgemeiner und damit unver-
bindlicher zu gestalten. Fiir die Praxis hilfreicher diirfte eine Regelung sein, die den Krisenbegriff
auf Landesseite einheitlich definiert und den Beginn einer Krise festlegt. Dieser Aspekt wurde
auch in einer Expertenanhorung der Enquetekommission des Landtags genannt:

,»Wenn die politische Definition stattgefunden hat, dass wir uns in einer Krise befinden,
dann gibt es auch eine Legitimation und eine Akzeptanz fiir einen Moduswechsel vom

@ 1]

Alltagsmodus in den Krisenmodus®.

Der rechtliche Charakter dieser Feststellung, dass sich die Landesverwaltung im Krisenmodus
befindet, ist dabei nicht entscheidend. Es kann sich auch um einen einfachen Beschluss des Mi-
nisterrats handeln. Wichtig ist die Bindungswirkung; sie muss die gesamte Landesverwaltung er-
fassen. Die Krise wiirde damit auch eine Priorisierung im Verwaltungshandeln erfahren. Die Ver-
waltung konnte Krisenmechanismen - also strukturelle und prozessuale Konsequenzen - in Gang
setzen, die ein sachgerechtes und ziigiges Verwaltungshandeln gewihrleisten. Diese aufbau- und
ablauforganisatorischen Standards sollten u. a. umfassen:

organisatorische Reaktionsmdglichkeiten auf eine Krise (neben Stabsarbeit),
einheitliche Kommunikationsstrukturen (z. B. iiber Funktionspostfacher),
kompatible Kommunikationsmedien,

Erreichbarkeitsverzeichnisse fiir die Alarmierung sowie

Digitalisierung der Krisenarbeit.

" Prof. Dr. Nathalie Behnke: Protokoll zur Enquetekommission Krisenfeste Gesellschaft, 10. Sitzung, 3. Feb-
ruar 2023: Seite 21. Download (23.02.2024): https://www.landtag-bw.de/files/live/si-
tes/LTBW/files/dokumente/aktuelles/Veranstaltungen/2023/ausschuesse/enquete%?20krisenfest/Protokolle/20230
203 EK%?20Krisenfest Protokoll.pdf
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Mit der formellen Feststellung der Krisensituation verbindet sich schlielich auch die Verantwor-
tung, den Krisenmodus wieder zu beenden und in den Regelbetrieb zuriickzukehren. Um das
Vorgehen in Krisensituationen fiir die Landesverwaltung verbindlich festzulegen, konnten die
Regelungen in einer Verwaltungsvorschrift verankert werden.

(E9) Die Landesregierung sollte einen Prozess definieren, mit dem die Landesverwaltung in
Situationen, die nicht das AusmaB einer Katastrophe erreichen, in einen ,,Krisenmodus
versetzt werden kann. Um zu Beginn der Krise schneller und besser handlungsféhig zu
sein, sollte zudem definiert werden, welche strukturellen und organisatorischen Konse-
quenzen damit flir die gesamte Landesverwaltung verbunden sind oder verbunden sein
konnen.

Aus Sicht des Rechnungshofs reicht die einmalige Bekanntmachung von Regelungen nicht aus,
um Wissen vor Ort aktuell zu halten. Das Innenministerium und gegebenenfalls weitere Ressorts
sollten vorhandene Informationen zum Thema Krisenmanagement auch aktiv verbreiten und be-
werben. Veraltete Informationen sollten iiberarbeitet, fehlende Informationen ergénzt werden.
Einschldgige Regelungen und Hinweise zum Krisenmanagement sollten zentral abgelegt werden
und damit fiir einen verldsslichen, schnellen Zugriff zur Verfiigung stehen. Als Vorbild konnte
hierbei die Internetseite der LFS in Bezug auf Gesetze und Vorschriften im Bevolkerungs- und
Katastrophenschutz dienen. Dort sind unter der Rubrik ,,Gesetze und Vorschriften* Regelungen
einsehbar, die sich auf den Bevdlkerungs- und Katastrophenschutz beziehen. Werden kiinftig kri-
senrelevante Unterlagen (verwaltungsintern) zentral abgelegt, wére allerdings zu beachten, wel-
chem Personenkreis hierauf Zugriff gewdhrt wird. Akteure mit krisenmanagementbezogenen
Aufgaben sollten vom Innenministerium regelméfig und gegebenenfalls situationsbezogen mit
Informationen iiber bestehende und aktualisierte Publikationen versorgt werden.

(E 10) Die Ministerien sollten Regelungen und Informationen zum Thema Krisenmanagement
aktuell halten, zentral zur Verfiigung stellen und regelmiBig aktiv bewerben.

Fiihrung und Steuerung in Krisenlagen

In den vorangehenden Kapiteln wurde beschrieben, wie das Land strukturell und prozessual auf
Krisen vorbereitet ist. Nachfolgend wird dargestellt, wie wiahrend der Corona-Pandemie gefiihrt
und gesteuert wurde. Dabei sind zwei Aspekte zentral: Erstens ist Kommunikation ein integraler
Bestandteil des Krisenmanagements und zur Krisenbewiltigung von besonderer Bedeutung.
Nachfolgend geht es in erster Linie um die interne Kommunikation der Landesverwaltung, weil
diese die Grundlage fiir eine sachgerechte Aufgabenerledigung zur Krisenbewéltigung darstellt.
Zweitens setzt eine erfolgreiche Krisenkommunikation die Koordination der von der Krise be-
troffenen Akteure voraus. Das Kapitel nimmt daher die ressortiibergreifende, ressortinterne sowie
ebeneniibergreifende Abstimmung und Kommunikation wéhrend der Corona-Pandemie in den
Blick.

Ressortiibergreifende Fiithrung und Steuerung

Zu Beginn der Corona-Pandemie wurden auf Ebene der Ministerien eine Reihe von Gremien ge-
bildet, die im Wesentlichen zwei Aufgaben hatten: Koordination und Kommunikation. Die ress-
ortiibergreifende Fithrung und Steuerung soll anhand dieser beiden Aspekte aufgezeigt werden.
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2.3.1.1 Koordination: Abstimmungen und Entscheidungen

Die nachfolgende Abbildung gibt einen Uberblick iiber die zu Beginn der Corona-Pandemie ein-
gerichteten ressortiibergreifenden Gremien. '?

Abbildung 1: Gremien-Ubersicht zu Beginn der Corona-Pandemie in 2020 (federfiihrendes
Ressort in Klammern)

¢ Interministerieller Verwaltungsstab (IM) )
26.02.| ® AG Corona mit Untergruppen - Kommunen, Krankenkassen, Versorger (SM) )
<
¢ Lenkungsgruppe SARS-CoV-2 (STM)
13.03. )
N
1403 * Gemeinsamer Verwaltungsstab des Innen- und Sozialministeriums (IM/SM)
.03. )
N
* AG wirtschaftliche Folgen (WM)
16.03 )
<
¢ Task Force Medizintechnik (WM)
23.03. )
<
¢ Interministerielle Arbeitsgruppe Exit-Strategie (STM)
09.04. )
<
1604 ¢ Interministerielle Arbeitsgruppe Personliche Schutzausriistung - Produktion in BW (STM)
.04. )
N
2204 » Taskforce Corona und berufliche Ausbildung (WM)
.04. )

Die beiden zentralen ressortiibergreifenden Gremien zur Bewiltigung der Corona-Pandemie wa-
ren der [IVWS und die Lenkungsgruppe ,,SARS-CoV-2 (Coronavirus)*.

Interministerieller Verwaltungsstab

Der IVwS wird als gemeinsamer Verwaltungsstab der Ministerien gebildet, wenn eine ressort-
iibergreifende Zusammenarbeit zur Krisenbewéltigung geboten ist. Dieser wurde einen Tag nach
dem ersten Corona-Fall in Baden-Wiirttemberg vom Innenministerium aktiviert. Der IVwS hat
das Verwaltungshandeln zu iibergreifenden Themen der Corona-Pandemie koordiniert. Zudem
hat er fiir die spéter eingerichtete Lenkungsgruppe Entscheidungen vorbereitet. Geleitet wurde
das Gremium vom Innenministerium, die Geschéftsfiihrung oblag dabei der Leitung der Abtei-
lung 6 ,,Bevolkerungsschutz, Krisenmanagement und Verfassungsschutz*. Mitglieder des IVwS

2" Damit sind Gremien gemeint, an denen mindestens zwei Ministerien mitgewirkt haben. In der Regel handelte es
sich um Verwaltungsstibe, Arbeitsgruppen und Task Forces.
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waren Vertreter aller Ministerien. Nach kurzer Zeit wurden auch die Kommunalen Landesver-
binde, Regierungsprésidien, der Rechnungshof sowie die Landtagsverwaltung als stindige Géste
eingebunden. Vertreter der Landtagsverwaltung fungierten als Schnittstelle; sie sollten friihzeitig
informiert werden, ob bzw. wann Prozesse die Legislative erreichen. Die Vertreter der teilneh-
menden Behdrden waren stets entscheidungsbefugt. Unterstiitzt wurde der IVWS durch die LFS,
die u. a. Lagebilder iiber das Infektionsgeschehen erstellte.

Die Erfahrungen der Ministerien mit der Stabsarbeit im IVwS waren weitgehend positiv. Sie be-
stétigen, dass die ressortiibergreifende Biindelung funktioniert hat und durch den IVWS ein ein-
heitliches Vorgehen der Ressorts gewéhrleistet wurde. Die Einrichtung des IVwS sei zielfiihrend
gewesen, weil es zwischen den Ressorts unterhalb der politischen Ebene - auf Verwaltungsebene
- viel Abstimmungsbedarf gab.

Teilweise berichteten Ministerien aber auch von Anlaufschwierigkeiten. Der IVWS habe anfangs
auch fachlich arbeiten wollen. Mit der Zeit sei aber deutlich geworden, dass dieses Gremium da-
mit liberfordert war. Der IVWS habe sich dann auf Querschnittsthemen fokussiert (z. B. Arbeits-
schutz), wahrend fachliche Themen fortan auf Fachebene der Ressorts besprochen worden seien.
AuBerdem habe man sich in die Gremienarbeit erst hineinfinden miissen. Die Zusammenarbeit
zwischen den Ressorts habe sich jedoch im Verlauf der Krise verbessert.

Lenkungsgruppe

Die Lenkungsgruppe wurde knapp zwei Wochen nach dem IVwS durch einen Ministerratsbe-
schluss vom 13. Mérz 2020 eingerichtet, ,,um durch exekutive Beschliisse eine Eindimmung des
Infektionsgeschehens zu erreichen sowie die medizinische Versorgung in Baden-Wiirttemberg zu
gewihrleisten.“!* Dieses Gremium wurde erméchtigt, Entscheidungen mit bindender Wirkung fiir
alle Ressorts zu treffen und hatte zudem die Aufgabe, Kabinettsentscheidungen vorzubereiten. Es
sollte gewihrleisten, dass wichtige Entscheidungen zur Pandemiebekdmpfung in der erforderli-
chen und gebotenen Schnelligkeit getroffen werden kénnen. Grundlegende Entscheidungen zur
Pandemiebekédmpfung - insbesondere der Erlass der Corona-Verordnungen - wurden jedoch wei-
terhin im Ministerrat getroffen. Der Lenkungsgruppe kam in diesen Fillen die wesentliche Funk-
tion der Vorabstimmung der zu treffenden Maflnahmen zu. Mitglieder der Lenkungsgruppe wa-
ren unter Leitung des Chefs der Staatskanzlei die Amtschefs der besonders betroffenen Ressorts:
Innenministerium, Kultusministerium, Sozialministerium und Finanzministerium. Die Amtschefs
der anderen Ressorts wurden bei Bedarf bzw. Betroffenheit hinzugezogen. Beratend tdtig waren
das Landesgesundheitsamt (Fachberatung) und der Leiter der Geschéftsstelle des IVWS sowie der
Regierungssprecher bzw. ein Vertreter der Pressestelle der Landesregierung. Die Kommunalen
Landesverbénde waren situativ vertreten. Im Staatsministerium wurde zudem eine Geschéfts-
stelle der Lenkungsgruppe eingerichtet. Die Lenkungsgruppe wurde zwischen Mai 2021 und De-
zember 2021 sowie ab Februar 2022 ruhend gestellt. Insgesamt gab es 57 Sitzungen der Len-
kungsgruppe; hinzu kamen rund 40 gemeinsame Sitzungen mit den Kommunalen Landesverbén-
den. Im Februar 2023 wurde die Lenkungsgruppe formal aufgeldst.

Die Ministerien bewerten die Einrichtung der Lenkungsgruppe positiv. Zu Beginn der Corona-
Pandemie habe die ressortiibergreifende Abstimmung noch im IVwS stattgefunden. Wenig spéter
sei jedoch die Lenkungsgruppe das wichtigste Abstimmungsgremium gewesen. Dort sei fortan
die grofle Linie vereinbart worden. Zudem seien Fachverordnungen bei Betroffenheit mehrerer

3 Auszug aus der Geschiftsordnung der Lenkungsgruppe.
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Ressorts zu Beginn der Krise durch die Lenkungsgruppe beschlossen worden. Die Lenkungs-
gruppe habe sich innerhalb der Landesverwaltung als sehr hilfreich herausgestellt; sie sei einer
der Schliisselfaktoren bei der Bewiltigung der Corona-Pandemie gewesen. Mit der Griindung der
Lenkungsgruppe habe sich das gemeinsame Verstindnis der Krise deutlich verbessert und die
Abstimmungsgeschwindigkeit spiirbar erhoht. Durch die Lenkungsgruppe sei eine Transmission
zwischen politischen und fachlichen Entscheidungen sowie zwischen der Ministerprésidenten-
konferenz und den Ressorts des Landes entstanden. Das Staatsministerium sieht die Lenkungs-
gruppe als groB3e Entlastung fiir das Kabinett.

Derzeit gibt es fiir das Format ,,Lenkungsgruppe keine formalen Regularien. Sie wird bedarfs-
orientiert je nach Krisenschwelle bzw. Betroffenheit der Landesregierung unter Leitung des
Chefs der Staatskanzlei eingerichtet. Ihre Einrichtung und Auftrag wird vom Ministerrat be-
schlossen. Erstmals konstituiert wurde dieses Gremium wéhrend der Hochphase der Fliichtlings-
zugange 2015. Auch in 2022 wurde zur Bewiltigung der Herausforderungen im Zusammenhang
mit dem Krieg in der Ukraine eine Lenkungsgruppe eingerichtet.

Bewertung und Empfehlung:

Eine feste Regelung, welche ressortiibergreifenden Gremien durch eine Krise leiten sollen, gibt
es nicht. Die Entscheidungen hierzu trifft die Landesregierung ad hoc. Mit der Aktivierung einer
ressortiibergreifenden Stabsarbeit in Form des IVwS hat die Landesverwaltung zu Beginn der
Corona-Pandemie schnell reagiert. Dieses Vorgehen war nach Ansicht des Rechnungshofs sach-
gerecht: Stabsarbeit dient dazu, in Krisensituationen ein zielgerichtetes Verwaltungshandeln
durch Informationsbiindelung, schnell verlaufende Verwaltungsablidufe und unter Beteiligung al-
ler zusténdigen Stellen zu gewéhrleisten.

Die Einrichtung einer (politischen) Lenkungsgruppe kurz nach Einberufung des IVwS zeigt aber,
dass ein Bedarf fiir ein weiteres Gremium zur ressortiibergreifenden Koordination gesehen
wurde. Die Bewertungen dieser ,,zweigleisigen® Struktur aus einem administrativ und einem po-
litisch gepragten Gremium waren in der Riickschau durchweg positiv.

Aus Sicht des Rechnungshofs sollte daher das Format der (politischen) Lenkungsgruppe - als
dem Ministerrat vorgelagertem Koordinierungs- und Entscheidungsgremium - als weiteres Ele-
ment des Krisenmanagements fest vorgesehen werden. Dadurch wiére ein klarer organisatorischer
Rahmen fiir die Krisenbewiltigung gesetzt, durch den (zeitraubende) Diskussionen iiber die rich-
tige Struktur im Krisenfall vermieden werden kénnten.

Anders als der IVWS ist das Format ,,Lenkungsgruppe bislang nicht geregelt. Dem Rechnungs-
hof ist bewusst, dass es weder sinnvoll noch moglich sein diirfte, fiir alle Details vorab Regelun-
gen zu treffen. Insbesondere die Zusammensetzung der Lenkungsgruppe wird je nach Charakter
der Krisensituation unterschiedlich sein. Die Aufgaben und Befugnisse des Gremiums und die
inhaltliche Abgrenzung zum IVwS sollten allerdings idealerweise bereits auBerhalb der konkre-
ten Krisenlage festgelegt sein. Eine explizite formale Verankerung in einer Verwaltungsvorschrift
wire aus Sicht des Rechnungshofs wiinschenswert, ist aber nicht zwingend erforderlich.

(E 11) Die Landesregierung sollte die ,,zweigleisige* Struktur aus Interministeriellem Verwal-
tungsstab und (politischer) Lenkungsgruppe als Regelfall bei der Krisenbewiltigung
vorsehen. Die beiden Gremien sollten im Bedarfsfall zeitgleich installiert werden, um
die Prozesse von Beginn an entsprechend zu verorten und zu synchronisieren.

42



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 6438

2.3.1.2 Kommunikation: Information und Austausch

In Krisenzeiten steigt der Informationsbedarf auf allen Verwaltungsebenen. Grundvoraussetzung
fiir eine durchgéngig sachgerechte Kommunikation mit allen Betroffenen ist ein funktionierender
Austausch und gegenseitige Information auf Ministerialebene.

Die Ministerien haben sich bei grundlegenden Fragen insbesondere in Stiben oder sonstigen Gre-
mien ausgetauscht. Durch die Einbindung aller Ministerien in den IVwS waren diese grundsitz-
lich iiber die Lage und MaBnahmen informiert. Auflerdem hat das Innenministerium zur Informa-
tionsbereitstellung im IVwS eine cloudbasierte Plattform bereitgestellt, zu der die Verbindungs-
personen der Ressorts Zugang hatten. Der Austausch zwischen [IVwS und Lenkungsgruppe
wurde durch Personalverschrinkungen gewéhrleistet.

Der Rechnungshof hat die Ministerien im Rahmen seiner Datenerhebung danach gefragt, wie zu-
frieden sie zu Beginn und im Verlauf der Corona-Pandemie mit dem Informationsaustausch wa-
ren.

Abbildung 2: Zufriedenheit der Ministerien mit dem Informationsaustausch

WIE ZUFRIEDEN WAR IHRE DIENSTSTELLE ZU BEGINN UND IM
VERLAUF DER CORONA-PANDEMIE IN BEZUG AUF DEN
INFORMATIONSAUSTAUSCH?

Zu Beginn (MW=5,2, SD=1,0) 4 7

Im Verlauf (MW=5,7; SD=0,9) 1 10

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

unzufrieden teils/teils zufrieden

Die Ministerien waren bereits zu Beginn der Corona-Pandemie mehrheitlich zufrieden mit dem
Informationsaustausch, wenngleich dies fiir vier Ministerien nur teilweise zutrifft. Im Verlauf der
Pandemie stieg die Zufriedenheit mit dem Informationsaustausch - im Durchschnitt um 0,5 Ska-
lenpunkte.

Daneben hat der Rechnungshof die Ministerien zu weiteren Aspekten der Kommunikation be-

fragt. Dabei ging es beispielsweise um Kommunikationswege und die Kenntnis iiber Ansprech-
partner sowie um qualitative Aspekte wie die Klarheit und Rechtzeitigkeit der Informationen.
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Abbildung 3: Strukturelle und qualitative Aspekte der Kommunikation - Bewertung durch die
Ministerien

INWIEWEIT STIMMT IHRE DIENSTSTELLE FOLGENDEN
AUSSAGEN IN BEZUG AUF DIE CORONA-PANDEMIE ZU?

Kommunikationswege wihrend der Corona-
Pandemie waren klar definiert. 1 8
(MW=6,1; SD=0,9)

Wir wussten, an welchen Ansprechpartner wir uns
bei offenen Fragen zur Corona-Pandemie wenden
konnen.

(MW=5,9; SD=1,1)

Wir wurden landesintern klar und umfassend iiber
uns betreffende Entscheidungen informiert. 1 10
(MW=5,5; SD=0,8)

Wir wurden landesintern rechtzeitig iiber uns
betreffende Entscheidungen informiert. 1 10
(MW=5,8; SD=1,0)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90%100%

Ablehnung teils/teils Zustimmung

Die liberwiegende Auffassung der Ministerien ist, dass Kommunikationswege wihrend der Pan-
demie klar definiert waren. Auch Ansprechpartner, an die man sich wéhrend der Corona-Pande-
mie wenden konnte, waren mehrheitlich bekannt. Zudem sind die Ministerien weitestgehend der
Ansicht, dass iiber Entscheidungen landesintern klar und umfassend sowie rechtzeitig informiert
wurde.

In Gespréichen wiesen die Ministerien jedoch auch auf Herausforderungen hin, die es mit Blick
auf Kommunikationsstrukturen und -prozesse zu bewéltigen galt. Beispiele fiir solche Herausfor-
derungen waren aus Sicht einzelner Ministerien:

e _Es brauchte einige Zeit, bis sich die Strukturen und Prozesse im Hinblick auf die Zusammen-
arbeit und den ressortiibergreifenden Informationsfluss eingespielt haben.*

e . Der Austausch mit Ressorts, die von der Corona-Pandemie stark betroffen waren, war mitun-
ter schwierig. Vereinzelt waren Ministerien mit der Stabsarbeit sichtlich liberfordert.*

¢ _Kommunikationsprozesse waren dann schwierig, wenn unterschiedliche Positionen vertreten
wurden.

o _ Der Fachaustausch gestaltete sich stellenweise schwierig, weil die Zustiandigkeiten und An-

sprechpartner nicht immer klar geregelt waren. Das Problem wurde durch haufige Personal-
wechsel erschwert.*
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o _Aufviele Fragen hatten auch die fachlichen Ansprechpartner nicht sofort Antworten. Es hat
eine Weile gedauert, bis Informationen von den Fachbehdrden strukturiert weitergegeben wur-
den.”

o _ Es war nicht immer klar, welche Kommunikationswege gewahlt werden sollen. Teilweise
sind Entscheidungen hinsichtlich der Kommunikationswege auch im Alleingang von einzelnen
Ministerien getroffen worden, z. B. bei der SchlieSung von Funktionspostfiachern.*

o _Kontaktdaten wurden per Word- und Excel-Listen verschickt. Diese waren stark personenge-
bunden. Eine einheitliche Nomenklatur bei Postfachern gab es nicht. Die Ressorts haben zwar
alle Funktionspostfacher, wie sehr diese genutzt wurden, war innerhalb der Ressorts sehr unter-
schiedlich.*

e _ Von der Corona-Pandemie stark betroffene Ressorts standen vor der Wahl, mit dem vorhan-
denen Personal entweder dem Informationsbediirfnis nachzukommen oder an Losungen zu ar-
beiten.

Zwei Ministerien haben in 2022 noch wihrend der Corona-Pandemie in einem gemeinsamen Pa-
pier Vorschliage zur Optimierung der Krisenkommunikation im Land gemacht. Dabei geht es im
Wesentlichen darum, dass in einer Krisensituation folgende Bedingungen erfiillt sein miissen, um
im Ernstfall handlungsféhig zu sein:

¢ notwendige Gerite und Verzeichnisse sowie Anwendungen miissen funktionsfahig, aktuell und
einsatzbereit sein,

o crforderliche Kontaktdaten miissen schnell und zielgerichtet erreichbar sein und

e Melde- bzw. Alarmierungsketten miissen geklért, die erforderlichen Instrumente bzw. Anwen-
dungen miissen eingefiihrt und die verantwortlichen Personen eingewiesen sein.

In einer kurzen Zusammenstellung zeigt das Papier u. a. Handlungsbedarfe bei der Kontaktdaten-
und Dokumentenverwaltung, bei Besprechungsformaten und hinsichtlich der Kommunikation mit
der Offentlichkeit auf. Das Papier wurde im Rahmen einer Veranstaltung des Netzwerks der Kri-

senmanagement-Ansprechpartner der Ressorts besprochen. Laut Auskunft des Innenministeriums
seien einige der im Papier angesprochenen Aspekte bereits in der VWV Stabsarbeit enthalten, an-

dere sollen noch in den Blick genommen werden.

Krisenkommunikation mit der Offentlichkeit

Die Krisenkommunikation mit der Offentlichkeit war im Staatsministerium gebiindelt. Fragen,
die sich auf die Pressearbeit der Ministerien bezogen, wurden in einem vom Staatsministerium
initiierten Austausch zwischen den Ressorts in einer téglichen Pressesprecher-Lage besprochen.
Nach Angaben des Innenministeriums ist eine solche Biindelung nicht ungewohnlich. Zur Koor-
dinierung und Abstimmung der Offentlichkeitsarbeit der Landesregierung mit den Ministerien,
Regierungsprésidien und unteren Verwaltungsbehdrden ist in der VWV Stabsarbeit vorgesehen,
dass das Staatsministerium die Leitung des Verwaltungsstabsbereichs 3 ,,Bevolkerungsinforma-
tion und Medienarbeit* im IVwS iibernehmen kann. Das Staatsministerium zéhlte zu seinen Auf-
gaben u. a.:
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Pressemitteilungen erstellen,

Infografiken und Ubersichten zu den Corona-Verordnungen gestalten,
Sonderseite im Web einrichten und sukzessive ausbauen,

Berichte zur Lenkungsgruppe erstellen sowie

Inhalte in Sozialen Medien bereitstellen.

Das Staatsministerium gibt hierzu an, dass es zu Themen rund um die Corona-Pandemie infor-
miert habe. Dazu zéhlten u. a. Zusammenstellungen von Informationen zu besonders haufig ge-
stellten Fragen (sogenannte Frequently Asked Questions/hdufig gestellte Fragen - FAQ), Fakten-
checks sowie Links zu externen Inhalten. Hilfreich sei dabei gewesen, dass bereits 2012 ressort-
iibergreifend ein Baukasten-System eingefiihrt wurde, das es den Ministerien ermdglicht, Inhalte
(z. B. FAQ) zentral zu pflegen, die anschlieBend auf dem Landesportal ausgespielt werden konn-
ten. Die Server und die dafiir notwendige Dienstleistung seien so ausgestattet, dass die Seiten
auch in Spitzenzeiten nicht zusammenbrechen. Einzelne Ministerien wiirden diesen Baukasten
nicht nutzen. Da diese Ministerien proprietire Systeme betreiben, wiirden sie von den Synergien
und der Serverstabilitdt nicht profitieren. Wahrend der Corona-Pandemie seien das Landesportal
und die dazugehorigen Internetseiten der Ministerien lediglich einmal fiir etwa 10 Minuten nicht
erreichbar gewesen.

Auch das Beantworten von Fragen der Biirgerinnen und Biirger habe viel Zeit gebunden, jedoch
auch dazu gefiihrt, dass Regelungsliicken aufgedeckt, riickgespiegelt und geschlossen werden
konnten. Das Ziel sei bei allen Aufgaben gewesen, so viel Information wie mdglich, so einfach
wie moglich und so schnell wie mdglich nach aulen zu geben.

Erginzend hat jedes Ministerium fiir seinen Geschiftsbereich mit der Offentlichkeit kommuni-
ziert. Das Sozialministerium befand sich in Bezug auf Offentlichkeitsarbeit nach eigener Wahr-
nehmung in einer besonderen Rolle, weil es viele Daten generiert und anderen Ministerien zur
Verfligung gestellt hat (z. B. im Lagebericht). Das Biirgerreferentenpostfach im Sozialministe-
rium wiirde {iblicherweise von einer Stelle anteilig betreut. Wahrend der Corona-Pandemie sei
der Bereich mit 20 bis 25 Personen hinterlegt worden, die ausschlieSlich damit beschaftigt gewe-
sen seien, Biirgeranfragen zu beantworten. Auch die Pressestelle habe personell verdoppelt wer-
den miissen. Ergidnzend habe das Sozialministerium Kommunikationsdienstleistungen zukaufen
miissen - ein Call-Center habe einfache Fragen zum Impfen und zur Pandemie abgedeckt.

Vom Innenministerium wurde aulerdem der Chatbot COREY bereitgestellt. Urspriinglich
stammt dieser aus einem Landkreis. Es handelt sich um eine KI-unterstiitzte Anwendung, um
Fragen aus der Bevolkerung in Bezug auf die Pandemie zu beantworten. Trotz des Einsatzes
kiinstlicher Intelligenz sei der menschliche Beitrag entscheidend gewesen, so das Innenministe-
rium. Die Pressestelle und das IT-Team des Ministeriums hitten Inhalte eingepflegt. Aus Sicht
des Innenministeriums war der Chatbot COREY eine wertvolle digitale Unterstiitzung bei Biir-
geranfragen.

Bewertung und Empfehlung:
Die Erhebungen des Rechnungshofs zeigen, dass die Ministerien mit dem gegenseitigen Informa-

tionsaustausch zufrieden waren. Im Verlauf der Corona-Pandemie konnte die Zufriedenheit sogar
gesteigert werden.
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Dennoch lassen sich auch bei den ressortiibergreifenden Kommunikationsstrukturen und -prozes-
sen Verbesserungspotenziale identifizieren. Zum einen wurden hiufige Personalwechsel kritisch
gesehen. Dies ist nicht nur wegen des damit meist verbundenen Verlusts an Know-how proble-
matisch, sondern zieht stets eine erneute Festlegung und Bekanntmachung von Zustandigkeiten
nach sich. Daher sollte gerade in Krisenzeiten auf Kontinuitét beim Personal geachtet werden -
wenngleich dem Rechnungshof bewusst ist, dass dies nur sehr bedingt beeinflussbar ist. Dies gilt
fiir freiwillige Wechsel wie fiir gesundheitsbedingte Ausfille - gegebenenfalls auch durch Uber-
lastung - gleichermafen.

Andere Méngel in der Kommunikation hétten dagegen bei guter Vorbereitung vermieden werden
konnen. So begegnete dem Rechnungshof das Problem mit nicht aktiven, nicht einheitlich ge-
nutzten oder nicht gepflegten Funktionspostfiachern auf allen Verwaltungsebenen - nicht nur bei
den Ministerien. Die Nutzung personalisierter Postfacher im Rahmen strukturierter Informations-
oder Kommunikationsprozesse erfordert nicht nur einen hohen Pflege- und damit administrativen
Aufwand. Sie birgt auch die Gefahr, dass Informationen auf dem Kommunikationsweg verloren
gehen. Eine klare, auch ebenentibergreifende Vorgabe oder zumindest Vereinbarung, fiir be-
stimmte wichtige Kommunikationsprozesse ausschlielich Funktionspostfacher zu verwenden,
hitte Prozesse beschleunigt und Informationsliicken vermeiden kdnnen.

Um den Informationsfluss von Beginn an schnell, gleichzeitig, einheitlich und ohne Medienbrii-
che zu gewéhrleisten, bedarf es nicht zwingend neuer Strukturen und Prozesse. Vielmehr miissten
die vorhandenen gepflegt oder ertiichtigt werden (z. B. Dienstwege, Funktionspostficher), um im
Bedarfsfall sofort funktionsféhig zu sein.

(E 12) Die Ministerien sollten sich auf einheitliche Kommunikationsstrukturen und -prozesse
verstindigen, die in Krisensituationen greifen. Dabei sollten Anlaufstellen, Erreichbar-
keiten und Zustindigkeiten geregelt werden. Dies sollte nicht personenbezogen, sondern
funktionenbezogen erfolgen. Beispielsweise sollten konsequent Funktionspostfacher ge-
nutzt werden.

Ressortinterne Fithrung und Steuerung

In Krisenzeiten kann es fiir umfangreiche und komplexe Aufgaben erforderlich sein, von der All-
gemeinen Aufbauorganisation (AAQO)'* abzuweichen und stattdessen mit einer Besonderen Auf-
bauorganisation eine zeitlich begrenzte Organisationsform zu wéhlen, um krisenbedingte Aufga-
ben zu biindeln. In der Folge wird beschrieben, welche Organisationsformen die Ressorts intern
gewihlt haben, um die Corona-Pandemie zu bewiltigen. AnschlieBend werden ebeneniibergrei-
fende Prozesse innerhalb der Ressorts in den Blick genommen.

2.3.2.1 Aufbauorganisatorische Reaktion auf die Krise

Stabsarbeit dient nach der Zielsetzung der VwV Stabsarbeit und nach Uberzeugung des Innenmi-
nisteriums dazu, auch in Krisensituationen zielgerichtetes Verwaltungshandeln zu gewahrleisten.
Dies werde durch schnell verlaufende Kommunikations- und Verwaltungsabldufe und durch die

4 Eine Allgemeine Aufbauorganisation (AAO) ist laut BBK eine stéindige Organisationsform fiir die Aufgaben des
taglichen Dienstes, in der die Zustindigkeiten, der hierarchische Aufbau, die Kommunikations- und Entschei-
dungswege festgelegt sind.
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Beteiligung aller zustidndigen Stellen sichergestellt. Verwaltungsstébe sind besondere Organisati-
onsformen einer Behorde, die ereignisabhingig fiir einen begrenzten Zeitraum nach einem festge-
legten Organisationsplan (z. B. Stabsdienstordnung nach der VwV Stabsarbeit) gebildet werden.
Zu Beginn der Corona-Pandemie wurden in einigen Ministerien interne Verwaltungsstdbe einge-
richtet. So haben das Innenministerium und das Sozialministerium am Tag nach der ersten Infek-
tion mit dem Corona-Virus im Land, die am 25. Februar 2020 nachgewiesen wurde, interne Ver-
waltungsstédbe einberufen. Zwei Wochen spéter haben das Innenministerium und Sozialministe-
rium zusitzlich einen gemeinsamen Verwaltungsstab eingerichtet. Auch im Justizministerium,
Wirtschaftsministerium und Verkehrsministerium wurden zu Beginn der Pandemie Verwaltungs-
stibe gebildet.

Die zuvor genannten Ministerien geben fast ausnahmslos an, wéhrend der Pandemie positive Er-
fahrungen mit Stabsarbeit gemacht zu haben. Das Sozialministerium teilt mit, teilweise positive
Erfahrungen gemacht zu haben. Das Krisenmanagement aus dem Stab heraus habe grundsétzlich
funktioniert. Das Ministerium weist aber darauf hin, dass nahezu alle Bereiche fachlich stark be-
troffen waren. Deshalb sei es mit anhaltender Dauer der Krise zur nachhaltigen Stabilisierung ge-
boten gewesen, die Aufgaben in die - situativ personell verstirkte - Linie zu tiberfithren. Das So-
zialministerium entschied deshalb, den eigenen Verwaltungsstab nach etwa 2 Monaten wieder
aufzuldsen und stattdessen die Linie zu starken. Gleiches gilt fiir den gemeinsamen Verwaltungs-
stab mit dem Innenministerium, der nach sechs Wochen bereits wieder beendet wurde.

Nach Ansicht des Sozialministeriums stof3t das Arbeiten nach Stabsdienstordnung an Grenzen,
sobald nahezu eine gesamte Organisation betroffen ist und eine Krise iiber einen langen Zeitraum
die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit mit einer Vielzahl von Lebensbereichen betriftt. Stabsarbeit
koénne grundsétzlich sinnvoll sein, sei aber sehr statisch angelegt und eher fiir uniibersichtliche,
kurzfristige Lagen geeignet, wohingegen sich die Linienarbeit bei langerfristigen Lagen als vor-
zugswiirdige Variante erweise. Demnach habe das Sozialministerium die Linie gestiarkt und da-
mit die Aufgaben breiter in der Organisation verteilen konnen.

Demgegeniiber ist das Innenministerium der Ansicht, dass die Stibe notwendig gewesen seien,
um kurze und schnelle Abstimmungswege gewahrleisten zu konnen. Die Notwendigkeit und
Sinnhaftigkeit von Verwaltungsstiben in Krisen werde auch daran deutlich, dass mehrere Mini-
sterien stabsdhnliche Gremien wie Task Forces, Arbeitsgruppen oder Projekte eingerichtet hétten.
In diesen nicht auf einer Stabsdienstordnung basierenden Gremien wurden Informationen gebiin-
delt und aufgearbeitet, um anschlieBend Arbeitsauftrige in die Linie zu geben. Zu nennen sind
hierbei beispielsweise die Arbeitsgruppe (AG) Corona mit Untergruppen im Sozialministerium,
die AG Wirtschaftliche Folgen im Wirtschaftsministerium, der Arbeitsstab im Kultusministe-
rium, die Taskforce Corona im Wissenschaftsministerium, die Corona AG im Landwirtschaftsmi-
nisterium sowie die Koordinierungsstelle im Staatsministerium. Letzteres gibt hierzu an, dass die
Koordinierungsstelle in Einzelfragen als ,,Adapter” zwischen Lenkungsgruppe und IVwS fungiert
habe. Da es im Staatsministerium mit Blick auf die eigene Dienststelle jedoch nur wenig Rege-
lungsbedarf gegeben habe, sei ein eigener Verwaltungsstab nicht notwendig gewesen.

In anderen Ministerien wurden hingegen intern keine gesonderten Gremien einberufen oder neu
eingerichtet, um krisenbedingte Aufgaben zu biindeln. Dort wurden die anfallenden Aufgaben in
der Regelorganisation bewiéltigt. Das Finanzministerium hat sich wiahrend der Corona-Pandemie
an bestehende Strukturen wie Abteilungsleiterrunden gehalten, wodurch aus Sicht des Ministeri-
ums flache Hierarchien sowie schnelle Entscheidungswege mit relevanten Personen gewahrleistet
wurden. Ein interner Verwaltungsstab héitte nach Auffassung des Finanzministeriums zusétzliche
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Personalressourcen gebunden, z. B. fiir eine Stabsstellenleitung, das Erstellen von Protokollen, die
Einrichtung gesonderter Postfacher sowie die Postvorsortierung. Damit wére eine Unverhiltnis-
maBigkeit zwischen Aufwand und Ertrag entstanden. Ob und wann eine Stabsstruktur vorteilhaft
ist, sei von der jeweiligen Krise, Kommunikationsebene und Aufgabe des Ministeriums abhingig.
Auch das Umweltministerium gibt an, krisenbedingte Aufgaben durch die Regelorganisation be-
wiltigt zu haben. Wahrend der Corona-Pandemie seien die Sammlung und Weitergabe von Infor-
mationen in einem Referat gebiindelt bzw. von dort aus koordiniert worden. Die Aufgabenerledi-
gung dhnelte damit Stabsarbeit, ohne dass ein interner Verwaltungsstab einberufen wurde.

Der Blick in den nachgeordneten Bereich zeigt, dass auch die Regierungsprisidien krisenbe-
dingte Aufgaben wihrend der Pandemie gebiindelt haben. Allerdings geben nur drei von vier Re-
gierungsprisidien an, stabsihnliche Gremien eingerichtet zu haben. Uber den regelmiBigen Aus-
tausch in Stabsbesprechungen seien alle Beteiligten iiber die Aufgaben und das Wirken der ande-
ren Akteure des Hauses zeitnah informiert worden. Aufgaben und Anforderungen hétten schnell
und unkompliziert zugeordnet und Ansprechpartner festgelegt werden kdnnen.

Von den weiteren nachgeordneten Dienststellen des Landes geben 300 und damit etwa zwei Drit-
tel an, ein Gremium eingerichtet zu haben, um krisenbedingte Aufgaben zu biindeln. Dies héngt
statistisch signifikant damit zusammen, ob die Einberufung eines solchen Gremiums in der
Dienststelle eingelibte Praxis ist. Bei den eingerichteten Gremien handelte es sich nicht immer
um Verwaltungsstébe. So gibt lediglich ein Drittel der Dienststellen an, bereits Erfahrungen mit
Stabsarbeit gemacht zu haben.

Die Erfahrungen der Dienststellen mit Stabsarbeit waren nahezu ausnahmslos positiv: Die Ein-
bindung verschiedener Fachexperten und regelmifBige Abstimmungsrunden hétten eine ausgewo-
gene Abwégung von zu treffenden MaBinahmen und Entscheidungen erméglicht und Meinungs-
bildung bei unterschiedlich zu interpretierenden rechtlichen Regelungen bewirkt, so eine Dienst-
stelle aus dem Wissenschaftsressort. Damit sei Handlungssicherheit fiir die Dienststelle herge-
stellt worden. Eine umfassende und strukturierte Protokollierung aller Entscheidungen in Form
von Lage-Protokollen sei als Basis fiir die Kommunikation in die Dienststelle genutzt worden.
Transparenz sei ein entscheidender Faktor. Aulerdem seien alle Positionen in der Krisenorgani-
sation doppelt besetzt worden. Eine Dienststelle aus dem Innenressort ist der Auffassung, dass
die strukturierten und koordinierten Abldufe in Stidben unter Einbindung aller Organisationsein-
heiten die Entwicklung von begriindeten, nachvollziehbaren und zielorientierten Entscheidungs-
alternativen gewéhrleistet. Durch die bekannten Ablaufe und Entscheidungswege konnten auch
schwierige und dynamische Lagen strukturiert bewéltigt werden. Der regelméfige Austausch mit
Verwaltungsstidben benachbarter Behdrden oder Organisationen diene zudem der Abstimmung
von Mallnahmen, der Diskussion von Schnittstellenthemen und stirke durch ein abgestimmtes,
einheitliches Auftreten aller Behorden das Vertrauen der Bevolkerung in behordliche Mafinah-
men.

In der Umfrage wurden allerdings auch Griinde vorgetragen, die in der betreffenden Dienststelle
bislang gegen die Einberufung eines Verwaltungsstabs gesprochen haben. Vorrangig war dabei,
dass sich Dienststellen flir zu klein erachten, sodass sich die Einberufung eines Verwaltungsstabs
aus Sicht der Dienststellen nicht lohnte. Diesen Grund fiihrten 157 Dienststellen an. Die Frage,
ob bereits Erfahrungen mit Stabsarbeit gemacht wurden, hingt statistisch signifikant mit der
DienststellengroBe zusammen. Zudem sahen 138 Dienststellen bisher keine Notwendigkeit, einen
Verwaltungsstab einzuberufen. Bei 96 fehlte hierfiir die Erfahrung.
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Bewertung und Empfehlung:

Die Ministerien, Regierungsprésidien und weite Teile der nachgeordneten Bereiche der Landes-
verwaltung haben krisenbedingte Aufgaben intern gebiindelt, um auf die Corona-Pandemie zu
reagieren. Nicht immer wurde hierfiir ein Verwaltungsstab nach Stabsdienstordnung einberufen.
Die Relevanz und Notwendigkeit von Stabsarbeit wird zwischen den Ressorts sehr unterschied-
lich gesehen. Gemein haben die aufbauorganisatorischen Reaktionsmuster der Landesverwaltung
jedoch, dass Aufgaben nach vorheriger Biindelung und Koordination in der Regelorganisation
bearbeitet werden. Das entspricht der Kernidee von Stabsarbeit.

Stabsarbeit sollte nicht zum Selbstzweck betrieben werden. Sie sollte handelnde Akteure auch
nicht in ihrer Flexibilitdt einschrianken. Vielmehr soll damit ein organisatorisches Geriist bereit-
gestellt werden, um im Krisenfall gut und schnell reagieren zu konnen. Wann die Einberufung
eines Verwaltungsstabs als organisatorische Reaktion auf eine Krise sinnvoll und vorteilhaft ist,
kann nicht pauschal beantwortet werden. Aus Sicht des Rechnungshofs ist es auch nachrangig, ob
ein durch die Krise leitendes Gremium als Verwaltungsstab oder als Task Force bezeichnet wird.
Wichtig ist vielmehr, dass sich hauptbetroffene Ressorts nach den Prinzipien der Stabsarbeit or-
ganisieren. Auch zu den {ibrigen Ressorts konnen sich Interdependenzen und Wechselwirkungen
ergeben. Daher sollten dort die oben geschilderten Krisenmechanismen greifen (sieche

Punkt 2.2.4), um Standards zur Bewiltigung von Krisen zu gewahrleisten.

(E 13) In Krisensituationen sollten hauptbetroffene Dienststellen ihre Arbeitsweisen nach den
Prinzipien der Stabsarbeit organisieren. Die librigen Dienststellen sollten entsprechend
der zuvor festgelegten Standards auf eine Krise reagieren. Hierzu kdnnten sich die Mini-
sterien im Netzwerk der Krisenmanagement-Ansprechpartner abstimmen.

2.3.2.2 Kommunikation mit dem nachgeordneten Bereich

Die Ministerien waren in die mit der Krisenbewiéltigung befassten ressortiibergreifenden Gremien
und die dortigen Informationsfliisse eingebunden (siche Punkt 2.3.1.2). Fiir die Information des
jeweils nachgeordneten Geschiftsbereichs blieben die Ministerien jedoch eigenverantwortlich zu-
standig. Die Ministerien unterscheiden sich hinsichtlich des Umfangs der ihnen nachgeordneten
Geschiéftsbereiche deutlich, so dass sich auch die Frage der Kommunikation mit dem nachgeord-
neten Bereich in unterschiedlicher Weise stellt. Die Fragen des Rechnungshofs zur Steuerung des
nachgeordneten Bereichs in der Datenerhebung haben deshalb nur jene Ressorts beantwortet, die
tiber einen entsprechenden nachgeordneten Bereich verfiligen.

Diese Ministerien geben an, den nachgeordneten Geschiftsbereich zu Beginn der Corona-Pande-
mie liber die sich abzeichnende Krisensituation informiert zu haben. Bei der Kommunikation
wurde auf unterschiedliche Strukturen gesetzt. So war beispielsweise die Kommunikationsstrate-
gie des Kultusministeriums zentral ausgerichtet. Die Schulen seien regelméfig direkt vom Minis-
terium mit Informationsschreiben versorgt worden. Hierdurch sollte sichergestellt werden, dass
die Informationen inhalts- und zeitgleich bei den Schulen ankommen. Demgegeniiber verlief der
Informationsweg von oben nach unten im Finanzressort iiber den dreistufigen Behordenaufbau.
Eine direkte Weitergabe von Informationen iiber Hierarchieebenen hinweg sei nicht erfolgt. Das
Ministerium fiigt jedoch an, dass es hierfiir keine vordefinierten Kommunikationsprozesse gege-
ben habe. Stattdessen hitten diese in der Krise ad hoc aufgesetzt werden miissen.
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Die Herangehensweise der Ministerien ist &hnlich: So wurde insbesondere auf einen regelméafBi-
gen Austausch mit Dienststellenleitungen der nachgeordneten Geschéftsbereiche gesetzt. Hierzu
wurden z. B. Gremien wie Task Forces neu eingerichtet oder Videokonferenzen durchgefiihrt.
Ein weiteres Mittel waren Informationsschreiben an die Dienststellen des nachgeordneten Ge-
schéftsbereichs.

Das Sozialministerium fiihrt hierzu aus, dass wéihrend der Corona-Pandemie die Frequenz bei be-
stehenden Kommunikationsprozessen erhoht worden sei. Stdndigen Austausch habe es zwangs-
laufig mit dem Landesgesundheitsamt gegeben.

Das Justizministerium hat zur Kommunikation mit dem nachgeordneten Geschéftsbereich bereits
im Frithjahr 2020 mehrere Kommunikationskanile eingerichtet. Dabei hob das Ministerium be-
sonders die Einrichtung einer Telefon-Hotline und eines Funktionspostfachs hervor. Fiir Bediens-
tete sei das eine niedrigschwellige Kontaktmoglichkeit zum Corona-Team des Ministeriums ge-
wesen, die breit angenommen worden sei. Nach Ansicht des Ministeriums konnten so Fragen und
Anregungen aus der gerichtlichen und staatsanwaltlichen Praxis nicht nur schnell beantwortet,
sondern auch unmittelbar in die Uberlegungen und Beschlussfassungen im Ministerium einbezo-
gen werden.

Auch das Kultusministerium bot seinen nachgeordneten Dienststellen neben dem personlichen
Austausch auf Leitungsebene die Moglichkeit, sich an das Postfach der Biirgerreferentin (soge-
nanntes Corona-Postfach) zu wenden. Dieses sei wiahrend der Pandemie durch Anfragen jedoch
iibergelaufen.

Kommunikation aus Sicht der nachgeordneten Dienststellen
Der Rechnungshof hat die nachgeordneten Dienststellen des Landes zu mehreren Aspekten der

Kommunikation zu Beginn und wéhrend der Corona-Krise befragt. Zundchst sollte die Hauptin-
formationsquelle angegeben werden. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

Abbildung 4:  Wesentliche Informationsquelle fiir Dienststellen der nachgeordneten Ge-
schiftsbereiche

WAS WAR ZU BEGINN BZW. WAHREND DER CORONA-PANDEMIE
DIE WESENTLICHE INFORMATIONSQUELLE FUR IHRE

DIENSTSTELLE?
Zu Beginn der Corona-Pandemie 349 96
Wihrend der Corona-Pandemie 379 58

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Wir wurden direkt von einer anderen Landesdienststelle informiert,

Wir haben Informationen aus der Presse/den Medien entnommen.
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Mehr als drei Viertel der nachgeordneten Dienststellen geben an, dass sie zu Beginn der Corona-
Pandemie direkt von einer anderen Landesdienststelle informiert wurden. Etwa jede fiinfte
Dienststelle hat Informationen primér den Medien bzw. der Presse entnommen. Im Verlauf der
Pandemie sind es rund 87 Prozent der nachgeordneten Dienststellen, die primér direkt von einer
anderen Landesdienststelle informiert werden. Der Anteil derer, die Informationen primér den
Medien bzw. der Presse entnehmen, sinkt auf rund 13 Prozent.

Aullerdem sollten sich die nachgeordneten Dienststellen dazu duflern, wie zufrieden sie zu Be-
ginn und wéhrend der Corona-Pandemie in Bezug auf den Informationsaustausch mit anderen
Dienststellen sowie hinsichtlich der Informationsbereitstellung von iibergeordneten Dienststellen
waren. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

Abbildung 5: Zufriedenheit der nachgeordneten Dienststellen beziiglich Informationsaus-
tausch und -bereitstellung

ZUFRIEDENHEIT DER NACHGEORDNETEN DIENSTSTELLEN MIT:

Informationsaustausch zu Beginn der Krise
(MW=4,5; SD=1,4)

Informationsaustausch wéhrend der Krise
(MW=5,0; SD=1,2)

89 146 209

37 125 286

Informationsbereitstellung zu Beginn der Krise
(MW=4,4; SD=1,6)

Informationsbereitstellung wéhrend der Krise
(MW=5,1; SD=1,3)

121 124 204

49 92 311

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

unzufrieden teils/teils zufrieden

Im Durchschnitt bewerten die nachgeordneten Dienststellen sowohl den Informationsaustausch
mit anderen Dienststellen als auch die Informationsbereitstellung von libergeordneten Dienststel-
len zu Beginn der Corona-Pandemie tendenziell positiv. Jedoch sind zu diesem Zeitpunkt absolut
betrachtet weniger als die Hélfte der Dienststellen mit den Informationsprozessen zufrieden. In
Bezug auf die Informationsbereitstellung von iibergeordneten Dienststellen dulern sich vor allem
die nachgeordneten Dienststellen des Wissenschaftsministeriums und Kultusministeriums kri-
tisch.!s

Im Verlauf der Corona-Pandemie urteilen die Dienststellen sowohl mit Blick auf den Informati-
onsaustausch mit anderen Dienststellen als auch bzgl. der Informationsbereitstellung von iiberge-
ordneten Dienststellen positiver. Auch absolut betrachtet sind die Dienststellen nun mehrheitlich

5 Die MW auf der siebenstufigen Skala liegen bei 3,7 (Wissenschaftsministerium) und 3,4 (Kultusministerium)
Skalenpunkten.
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zufrieden. Dariiber hinaus ist festzuhalten, dass die Informationsprozesse im Verlauf der Pande-
mie in keinem Ressortbereich durchschnittlich negativ bewertet werden.!* Ebenso werden die Be-
wertungen der Dienststellen deutlich homogener. Die grote Zufriedenheit herrscht bei den
Dienststellen des Innenressorts.'”

Der Rechnungshof hat Aussagen zu den Kommunikationsstrukturen und -prozessen zusammen-
gestellt und die nachgeordneten Dienststellen darum gebeten, eine Einschétzung dazu abzugeben.
Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

6 Im Vergleich zum Beginn der Corona-Pandemie bewerten die Dienststellen die Informationsprozesse im Durch-
schnitt um 0,5 bzw. 0,7 Skalenpunkte besser.

7 Die MW auf der siebenstufigen Skala liegen bei 5,6 (Informationsaustausch) und 5,7 (Informationsbereitstellung)
Skalenpunkten.
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Abbildung 6: Bewertung der Kommunikationsstrukturen und -prozesse wahrend der Corona-
Pandemie durch die nachgeordneten Dienststellen

INWIEWEIT STIMMT IHRE DIENSTSTELLE FOLGENDEN
AUSSAGEN IN BEZUG AUF DIE CORONA-PANDEMIE ZU?

Die Erwartungshaltung der iibergeordneten
Dienststelle gegeniiber unserer Dienststelle wurde
klar kommuniziert (z. B. welche Aufgaben prioritir 79 102 258
auszuiiben sind).
(MW=4,8; SD=1,5)

Kommunikationswege wéhrend der Corona-
Pandemie waren klar definiert, z. B. zwischen
unserer Dienststelle und libergeordneten oder 41 61 350
nachgeordneten Dienststellen.
(MW=5,5; SD=1,4)

Wir wussten, an welchen Ansprechpartner wir uns
bei offenen Fragen 2111(r"C0r0na-Pandem1e wenden 46 52 354
6nnen.
(MW=5,5; SD=1,4)

Wir wurden landesintern rechtzeitig iiber uns
betreffende Entscheidungen informiert. 114 147 195
(MW=4,3; SD=1,4)

Wir wurden landesintern klar und umfassend iiber
uns betreffende Entscheidungen informiert. 100 118 237
(MW=4,6; SD=1,5)

Insgesamt war der Informationsfluss von der
iibergeordneten Dienststelle der Lage angemessen. 61 107 287
(MW=5,0; SD=1,4)

Die {ibergeordnete Dienststelle war an unseren
Riickmeldungen zur Krisenlage interessiert. 77 80 283
(MW=5,0; SD=1,7)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Ablehnung  teils/teils © Zustimmung

Die Dienststellen geben mehrheitlich an, dass ihnen die Erwartungshaltung der tibergeordneten
Dienststelle klar kommuniziert wurde. Im Kultusressort stimmen jedoch nur rund 36 Prozent der
Dienststellen der Aussage zu, dass die Erwartungshaltung der iibergeordneten Dienststelle klar
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kommuniziert wurde.'® Ob diese Haltung mit der vom Kultusministerium gewhlten zentralen
Kommunikation zusammenhéngt, kann aus der Umfrage nicht abgeleitet werden. Allerdings gibt
es hierzu durchaus kritische Kommentare. So teilt eine Dienststelle aus dem Kultusressort mit,
dass nach ihrem Versténdnis die iibergeordnete Dienststelle formaler Ansprechpartner fiir Fragen
zum Krisenmanagement sein sollte. Die Informationen seien jedoch direkt vom Ministerium ge-
kommen. Die Zustindigkeiten scheinen hier nicht abschlieBend geklirt zu sein, so die Dienst-
stelle weiter.

Eine groBe Mehrheit der Dienststellen ist der Auffassung, dass Kommunikationswege - z. B. zwi-
schen der eigenen Dienststelle und iibergeordneten oder nachgeordneten Dienststellen - wiahrend
der Corona-Pandemie klar definiert waren. Gleiches gilt in Bezug auf Kontaktmdglichkeiten. Die
Dienststellen wussten mehrheitlich, an welchen Ansprechpartner sie sich bei offenen Fragen zur
Corona-Pandemie wenden konnten. Die Feststellungen gelten jedoch nicht fiir alle Geschiftsbe-
reiche in gleichem MaBe. So ist nahezu jede zweite Dienststelle im Kultusressort der Ansicht,
dass Kommunikationswege nicht oder nur teilweise klar definiert waren. Gleiches gilt fiir 42 Pro-
zent der Dienststellen im Wissenschaftsressort. Besonders hoch war die Bekanntheit von An-
sprechpartnern im Innen- und im Finanzressort."

Eine Dienststelle gab die Auskunft, bei der Kommunikation auf dem vertikalen Verwaltungs-
strang hétten mehrere Dienststellen innerhalb und auflerhalb des eigenen Geschéftsbereichs betei-
ligt werden miissen, um an Informationen zu kommen. Dies sei aus zweierlei Griinden problema-
tisch gewesen: Zum einen, weil sich Anfragen dadurch oftmals im Kreise drehten, indem eine
Behorde auf die nichste verwiesen hitte. Zum anderen seien bis dahin unbekannte Kommunikati-
onspartner aulerhalb des Geschéftsbereichs hinzugekommen, zu denen ein Kontakt erst habe auf-
gebaut werden miissen. Die Informationsversorgung habe letztlich nur durch Kontakte auf per-
sonlicher Ebene zwischen Behordenleitungen funktioniert.

Ein Viertel der Dienststellen gibt an, dass sie nicht rechtzeitig tliber sie betreffende Entscheidun-
gen informiert wurden: ,,Leider war es doch so, dass Informationen und aktuelle Handreichungen
mit zeitlicher Verzégerung ankamen. Ein schneller Informationsfluss wiirde oftmals Unsicherhei-
ten gar nicht erst aufkommen lassen®, so eine beispielhafte Aussage. Aulerdem kann nahezu jede
zweite Dienststelle des Landes der Aussage nicht zustimmen, dass sie landesintern klar und um-
fassend tiber sie betreffende Entscheidungen informiert wurde. Auch hier sind Ressortunter-
schiede festzustellen. So sind lediglich 15 Prozent der Dienststellen im Kultusressort der Auffas-
sung, dass landesintern rechtzeitig iiber Entscheidungen informiert wurde. Auch die Dienststellen
in den Ressorts Landwirtschaft und Wissenschaft dulern sich bzgl. der Rechtzeitigkeit von Infor-
mationen zu Entscheidungen im Durchschnitt kritisch.?

Die Haltung der Dienststellen hinsichtlich der Kommunikationsprozesse wurde auch in Gespré-
chen und Kommentaren deutlich. Eine Dienststelle gibt beispielsweise die Auskunft, dass Infor-
mationen zu geltenden Regelungen oft erst mit zeitlicher Verzogerung angekommen seien, z. B.
am Freitagabend. Weil Dienststellen mit Publikumsverkehr unter Umstéinden auch am Wochen-
ende geoffnet seien, hitten die Anforderungen dann sehr kurzfristig umgesetzt werden miissen.
Teilweise seien die Informationen auch bereits medial oder im Internet verfiigbar gewesen, bevor

8 Der MW auf der siebenstufigen Skala liegt bei 4,1 Skalenpunkten.

9 Die MW auf der siebenstufigen Skala liegen bei 6,1 (Finanzressort) und 6,2 (Innenressort) im Vergleich zu 4,4
(Kultusressort) und 4,7 (Wissenschaftsressort) Skalenpunkten.

20 Die MW auf der siebenstufigen Zustimmungsskala liegen bei 3,5 (Kultusressort) und 3,7 (Landwirtschafts- und
Wissenschaftsressort) Skalenpunkten.
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sie per E-Mail vom Ministerium eingegangen seien. Eine andere Dienststelle gibt deshalb an, oft-
mals bereits auf aktuelle Entwicklungen mit Malnahmen reagiert zu haben, bevor Informationen
vom Ministerium gekommen seien.

Zudem wird von einer Dienststelle von Anlaufschwierigkeiten berichtet. Zu Beginn der Pande-
mie seien Informationen zu spit oder teilweise gar nicht durchgekommen. Auf Nachfrage der
Dienststelle habe sich das dann gebessert. Als weiteres Beispiel wurden hier auch die Impfaktio-
nen angefiihrt. Zunichst sei unklar gewesen, ob sich jede Behdrde selbst darum kiimmern soll o-
der ob Impfungen zentral organisiert werden. Bei der zweiten Impfaktion sei dies dann deutlich
besser gelaufen.

AuBlerdem war die Kommunikation aus Sicht einer Dienststelle nicht immer klar und umfassend,
was zur Folge hatte, dass die Dienststelle die Krisenkommunikation mit verschiedenen ,,Stake-
holdern selbst habe stemmen miissen - beispielsweise gegeniiber den Biirgerinnen und Biirgern
in Bezug auf SchlieBungen oder Maskenpflicht. Eine weitere Dienststelle berichtet, dass Informa-
tionen oftmals nur ohne Kommentar zur Kenntnis und Beachtung weitergeleitet worden seien.
Dies habe sich mit der Zeit jedoch gebessert, indem Einschétzungen und Auswirkungen auf die
Standorte - zur besseren Nachvollziehbarkeit auch im Anderungsmodus - aufgefiihrt worden
seien.

Trotz aller Kritik geben rund 63 Prozent der Dienststellen des Landes an, dass der Informations-
fluss von der iibergeordneten Dienststelle insgesamt der Lage angemessen war. Ahnlich viele
Dienststellen stimmen aulerdem der Aussage zu, dass die libergeordnete Dienststelle an Riick-
meldungen der eigenen Dienststelle zur Krisenlage interessiert war. Gleichwohl hitte sich bei-
spielsweise eine Dienststelle eine Behordenkultur gewiinscht, in der sich iibergeordnete Behorden
starker im nachgeordneten Bereich erkundigen, was gebraucht werde.

Wie wichtig den nachgeordneten Dienststellen ein funktionierender Informationsfluss und Infor-
mationsaustausch ist, haben sie bei Fragen mit Blick auf kiinftige Verbesserungsmoglichkeiten
zum Ausdruck gebracht. Demnach halten es 88 Prozent der nachgeordneten Dienststellen fiir
wichtig, den Informationsfluss zwischen den Verwaltungsebenen zu verbessern, um kiinftige Kri-
sen besser und schneller bewéltigen zu konnen. Fiir genauso viele Dienststellen ist es bedeutsam,
die Digitalisierung des Informations- und Datenaustauschs voranzutreiben. Von allen Verbesse-
rungsmoglichkeiten, die der Rechnungshof bei der Datenerhebung zur Bewertung aufgefiihrt hat,
wurden diese beiden Aspekte von den nachgeordneten Dienststellen als maBgeblich betrachtet.?!

21 Weitere Vorschlige flir Verbesserungsmoglichkeiten betrafen folgende Aspekte: ebeneniibergreifende Zusam-
menarbeit, Bereitstellung von Unterlagen, Erfahrungsaustausch, redundante Kommunikationsmdéglichkeiten,
Ubungen und Schulungen.
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Bewertung und Empfehlungen:

Die Ministerien sind in der Corona-Pandemie ihren Informationsaufgaben gegeniiber den nachge-
ordneten Dienststellen nachgekommen, indem sie ressortintern vorhandene bzw. neu eingerich-
tete Kommunikationsstrukturen genutzt haben. Das wurde von den Dienststellen positiv wahrge-
nommen - dies gilt fiir die Anfangsphase der Pandemie und noch stirker im Verlauf. Eine grof3e
Mehrheit der Dienststellen wurde primér von Landesseite informiert und musste seine Informati-
onen nicht aus der Presse entnehmen. Nach Anfangsschwierigkeiten ist es im Verlauf der Pande-
mie zunehmend gelungen, Informationen bereitzustellen und auszutauschen. Lediglich ein kleiner
Teil der Landesverwaltung bleibt damit auch wéhrend der Pandemie unzufrieden.

Kritischer sind die Dienststellen, wenn es um konkrete Kommunikationsprozesse geht. Im Fokus
steht dabei zum einen die Kurzfristigkeit. Den Dienststellen blieb oftmals nicht die Zeit, die Vor-
gaben mit entsprechenden Mallnahmen zu erfiillen. Zum anderen waren die Inhalte der Informati-
onen offenbar nicht immer umfassend und ausreichend klar formuliert.

Bei der Bewertung durch die Dienststellen konnten deutliche Unterschiede zwischen den Res-
sorts festgestellt werden. Ob dies u. a. mit der gewéhlten Kommunikationsstrategie der Ressorts
zusammenhéngt - zentrale Kommunikation durch das Ministerium versus klassischer Dienstweg -
ist nicht eindeutig; hierbei diirften auch weitere Faktoren eine Rolle spielen. Auffillig ist jedoch,
dass Dienststellen positiver gegeniiber den gewéhlten Kommunikationsstrukturen und -prozessen
gestimmt sind, wenn sich die Strategie des Ministeriums am dreistufigen Verwaltungsaufbau ori-
entierte. Dies ist insoweit tiberraschend, als mit einer zentralen, d. h. direkten Kommunikation
eine schnellere Informationsweitergabe an die finalen Adressaten beabsichtigt war und auch er-
reicht wurde. Offenbar ziehen diese dennoch - auch bei bestehender Krisenlage - die gewohnten
Kommunikationswege vor.

Fiir die Kommunikation mit dem nachgeordneten Bereich miissen (auch) in Krisensituationen
klare Strukturen vorhanden sein. Ad hoc neu etablierte Strukturen bergen das Risiko, dass paral-
lele Verfahren entstehen oder einzelne Dienststellen bzw. ganze Verwaltungsebenen nicht oder
nicht vollstidndig in den Informationsfluss eingebunden sind.

Bereits wiahrend der Corona-Pandemie haben die Ressorts damit begonnen, Feedback der Dienst-
stellen einzuholen. Neben der Evaluation im Nachgang einer Krise (siche Punkt 2.1.2) ist ein Er-
fahrungsaustausch wahrend der Krise eine weitere Moglichkeit, Wissen innerhalb der Landesver-
waltung abzugreifen und weiterzugeben. So kdnnen erfolgreiche Konzepte und Mallnahmen mit
anderen Dienststellen geteilt werden, was gegebenenfalls Ressourcen schont und die Reaktions-
geschwindigkeit erhoht, weil nicht mehrere Dienststellen parallel Losungen fiir identische Lagen
erarbeiten miissen. Bei kiinftigen Krisenlagen sollte verstirkt darauf geachtet werden, dass die
Erfahrungen der Dienststellen bereits wiahrend der Krise aktiv eingeholt werden, um zeitnah auf
Engpésse bei den Kommunikationsstrukturen und -prozessen reagieren zu konnen.

(E 14) Der Rechnungshof empfiehlt, fiir die Kommunikation grundsétzlich den iiblichen
Dienstweg beizubehalten. Dabei muss aber eine ziigige Informationsweitergabe gewahr-
leistet werden.

(E 15) Die Ministerien sollten ihre bei der Corona-Pandemie gewéhlte ressortinterne Kommu-

nikationsstrategie evaluieren, um den Informationsfluss mit dem nachgeordneten Be-
reich fiir kiinftige Krisen zu verbessern. In kiinftigen Krisenlagen sollten sie aulerdem
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bereits wihrend der Krise die Erfahrungen der nachgeordneten Dienststellen einholen,
um mit einem aktiven Wissensmanagement auf potenzielle Missstéinde zeitnah reagieren
zu kdnnen.

2.3.2.3 Steuerung und Unterstiitzung des nachgeordneten Bereichs

Steuerung und Unterstiitzung aus Sicht der Ministerien

Mit der Umfrage wurde erhoben, wie die Ministerien ihre nachgeordneten Bereiche in der Krise
unterstiitzten bzw. die dortige Aufgabenerledigung steuerten. Der Rechnungshof fragte auch, ob
die Ministerien einen Uberblick dariiber haben, welche Personal- und Sachressourcen im nachge-
ordneten Bereich fiir Krisensituationen zur Verfligung stehen. Die Ministerien?? geben durchweg
an, hieriiber informiert zu sein. Als Steuerungsinstrumente gegeniiber dem nachgeordneten Be-
reich werden beispielsweise genannt:

o Dienstbesprechungen bzw. Jour Fixe, z. B. mit Behordenleitungen,

Aktualisierung von Dokumenten, Konzepten und Plénen,

Lageberichte im Bedarfsfall, z. B. bei Stabsarbeit oder Fachlagen,

Aufbau und Organisation eines IT-Notfallmanagements sowie

Einrichtung von Berichtswesen und Meldewegen, z. B. turnusméfige Aktualisierung von Kon-
taktdaten.

Allerdings gibt es hinsichtlich der Steuerung Nuancierungen, die mit dem Status der betreffenden
Einheiten zusammenhéingen. So merkt das Wissenschaftsministerium an, dass es sich bei den
Dienststellen im Wissenschaftsbereich um selbststindige Einrichtungen handelt. Wegen der
Hochschulautonomie habe auch wéhrend der Corona-Pandemie keine Regelung im Sinne eines
Durchgriffs gegeniiber dem nachgeordneten Geschéftsbereich bestanden. Das Ministerium habe
Informationen und Hinweise gegeben, auf deren Grundlage die selbststdndigen Einrichtungen in
eigener Verantwortung Mallnahmen getroffen hétten. Ein umfassendes Lagebild des Ministeri-
ums {iber Personal- und Sachressourcen sei daher nicht erforderlich.

Auf gleiche Weise gibt das Justizministerium an, dass bei organisatorischen Regelungen bzw.
Anweisungen des Ministeriums an die Gerichte die richterliche Unabhéngigkeit zu beachten sei.
Die Gerichte organisieren die Erfiillung ihrer Rechtsprechungsaufgaben entsprechend dem
Grundsatz der Gewaltenteilung unabhéngig. Regelungen zu zentralen Fragen der gerichtlichen
Aufgabenerfiillung im Kernbereich der Rechtsprechung wiirden daher durch die Présidien der
Gerichte getroffen und entzdgen sich einer direkten Steuerung durch die Verwaltung. Jedoch sei
die Entwicklung des Geschéftsaufkommens der Gerichte und Staatsanwaltschaften durch zusétz-
liche statistische Auswertungen des Ministeriums analysiert worden, um etwaige Fehlentwicklun-
gen (z. B. Aufbau von Verfahrensbestinden) friihzeitig bemerken zu kénnen.

22 Analog zu Punkt 2.3.2.2 werden im Folgenden nur jene Ministerien beriicksichtigt, die iiber einen nachgeordne-
ten Bereich verfiigen.
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Neben der Frage, ob die Ministerien einen Uberblick iiber Personal- und Sachressourcen haben,
hat der Rechnungshof erhoben, ob sie die ihnen nachgeordneten Geschéftsbereiche wiahrend der
Corona-Pandemie besonders organisatorisch unterstiitzt haben. Die nachfolgende Tabelle gibt ei-
nen Uberblick iiber die abgefragten MaBnahmen.

Tabelle 5: Uberblick iiber MaBnahmen zur organisatorischen Unterstiitzung der nachge-
ordneten Geschiftsbereiche durch die Ministerien

Personalgewinnung Krisenkonzepte Hinweise zur Aufgaben
unterstiitzen vorbereiten Stabsarbeit geben priorisieren

M Nein Ja Ja Nein
KM Nein Ja Nein Nein
JUM Nein Ja Nein Nein
FM Nein Ja Nein Nein
MLR Ja Ja Nein Ja

SM Ja Ja Ja Ja

MWK Nein Nein Nein Nein
UM Nein Nein Nein Nein

Als haufigste Maflnahme zur Unterstiitzung fiir den jeweils nachgeordneten Bereich nannten die
Ministerien Krisenkonzepte, um die Aufgabenerfiillung auch bei hohem Personalausfall sicherzu-
stellen. Unterstiitzung bei der Gewinnung zusétzlichen Personals leisteten das Sozialministerium
und das Landwirtschaftsministerium. Gleiches gilt fiir die Identifikation von Aufgaben, die vo-
riibergehend weniger intensiv bearbeitet werden konnen. Hinweise zur Stabsarbeit wurden vom
Innenministerium und Sozialministerium gegeben. Das Innenministerium hat aulerdem gemein-
same InfektionsschutzmafBnahmen abgestimmt und mobile Impfteams unterstiitzt. Das Wissen-
schaftsministerium gibt an, zusitzliche Mittel zur Bewéltigung organisatorischer Aufgaben ge-
wihrt zu haben, etwa fiir die Zugangskontrollen zu Einrichtungen. Das Justizministerium teilt
mit, dass Infektionsfélle unter Bediensteten der Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvoll-
zugsanstalten statistisch erfasst worden seien. Bei Hiufungen innerhalb einzelner Dienststellen
sei den Dienststellen unmittelbar organisatorische Unterstiitzung angeboten worden.

Dariiber hinaus haben sich die Ministerien nach eigenen Angaben gegenseitig und den nachge-
ordneten Geschiftsbereichen zahlreiche Entscheidungshilfen, Vordrucke, Musterschreiben o. &.
zur Verfiigung gestellt. Diese Handreichungen fiir den nachgeordneten Bereich seien in der Regel
insgesamt zwischen den Ministerien abgestimmt worden. Dabei handelte es sich u. a. um:

e Hinweise auf Anderungen der Pandemielage,
¢ Hinweise auf relevante Gesetze und Verordnungen (z. B. rechtliche Hinweise des Innenminis-

teriums und Finanzministeriums zum Umgang mit dem Corona-Virus fiir Beamtinnen und Be-
amte sowie Tarifbeschéftigte des Landes),

59



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 6438

o Informationsschreiben und periodische Anpassung von Handreichungen zum Infektionsschutz
sowie zu Corona-Schutzmafinahmen im Dienstbetrieb (z. B. Muster flir Hygienekonzepte, Be-
scheinigungen iiber den Testnachweis, Handlungsleitfaden zum Kontaktpersonenmanagement,
Musterschreiben zum Impfaufruf),

e Muster zum Abruf und Nachweis von Sondermitteln,

o cin Konzept zum Erhalt der durchgehenden Funktionsféhigkeit von Kritischen Infrastrukturen
zur Versorgungssicherung sowie zur Sicherung von Lieferketten und unterstiitzenden Dienst-
leistungen mit Muster fliir KRITIS-Bescheinigungen und Vorlagen fiir Passierscheine bei einer
Ausgangssperre sowie

e Hinweise zu mobilem Arbeiten.
Steuerung und Unterstiitzung aus Sicht der nachgeordneten Bereiche

Der Rechnungshof hat die Unterstiitzung und Steuerung durch die Ressorts auch aus Perspektive
der nachgeordneten Dienststellen beleuchtet. Zunéichst ging es darum, ob die Dienststellen vor
und wihrend der Corona-Pandemie mit anderen Landesdienststellen dariiber im Austausch stan-
den, welche Personal- und Sachressourcen bei ihnen fiir den Fall einer Krise vorgehalten werden
bzw. ob die Ressourcen fiir die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs ausreichen. Die nachfol-
gende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

Abbildung 7: Austausch der Dienststellen zu Personal- und Sachressourcen im Krisenfall
bzw. zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs (in Prozent)

STAND IHRE DIENSTSTELLE ZU PERSONAL- UND
SACHRESSOURCEN IM AUSTAUSCH?

87 77

23
13

VOR DER CORONA-PANDEMIE WAHREND DER CORONA-PANDEMIE

Rund 87 Prozent der Dienststellen haben sich vor der Corona-Pandemie mit keiner anderen
Dienststelle ausgetauscht, welche Personal- und Sachressourcen fiir den Krisenfall vorgehalten
werden - dies war lediglich bei 60 Dienststellen der Fall. Dabei sind deutliche Unterschiede zwi-
schen den Ressorts festzustellen. Im Innenressort ist der Austausch der Dienststellen am stirksten
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ausgepragt (52 Prozent). Zum Teil liegt die Quote bei den Ressorts jedoch auch im mittleren ein-
stelligen Bereich.

Wahrend der Corona-Pandemie wandelt sich das Bild. Hier geben rund 77 Prozent der Dienststel-
len an, im Austausch {iber Personal- und Sachressourcen gestanden zu haben, um den eigenen
Dienstbetrieb aufrecht zu erhalten. Am haufigsten wurden iibergeordnete Dienststellen, gefolgt
vom fachlich zustindigen Ministerium und anderen nachgeordneten Dienststellen als Gesprichs-
partner genannt.

Weitere Fragen des Rechnungshofs zielten auf die Unterstiitzung durch andere Dienststellen ab.
Zum einen wurde danach gefragt, ob die Dienststellen zu Beginn der Corona-Pandemie Informa-
tionen oder Hinweise von einer anderen Landesdienststelle erhalten haben, wie sie organisato-
risch am besten mit der Krise umgehen.

Mit 239 Dienststellen gibt etwas mehr als die Hélfte aller Dienststellen des Landes an, zu Beginn
der Corona-Pandemie keine Informationen oder Hinweise zu Organisationsfragen erhalten zu ha-
ben. Hierbei sind wiederum deutliche Unterschiede zwischen den Ressorts festzustellen: Die
Dienststellen im Geschéftsbereich des Finanzministeriums geben mit rund 85 Prozent gréften-
teils an, hinsichtlich organisatorischer Belange informiert worden zu sein. Hierzu teilt eine
Dienststelle aus dem Finanzressort mit, dass die Funktion der Oberfinanzdirektion als Mittelbe-
horde bei der Interpretation und Ausformulierung der Handlungsspielrdume im gegebenen ge-
setzlichen Rahmen vorteilhaft gewesen sei. Durch die Biindelungsfunktion seien die ortlichen
Dienststellen stark entlastet worden. In den meisten Fillen sei ein praktikabler Weg formuliert
worden, der auf die Spezifika der Dienststellen im Ressort zugeschnittenen war. Ebenso gibt etwa
jede zweite Dienststelle im Justiz- und Innenressort an, organisatorische Hinweise erhalten zu ha-
ben. In den anderen Ressorts fallen die Quoten deutlich niedriger aus.

Mit 315 Dienststellen geben mehr als zwei Drittel an, dass sie wéihrend der Corona-Pandemie von
einer anderen Dienststelle Entscheidungshilfen, Vordrucke, Musterschreiben 0.4. zentral zur Ver-
fligung gestellt bekommen haben. Diese kamen am ehesten vom fachlich zustdndigen Ministe-
rium.

Auflerdem wurden die nachgeordneten Dienststellen nach der Zufriedenheit mit den zur Verfii-

gung gestellten Dokumenten gefrz}gt. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen differenzier-
ten Uberblick zur Aktualitdt und Ubersichtlichkeit der Dokumente.
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Abbildung 8: Zufriedenheit der Dienststellen mit der Aktualitit und Ubersichtlichkeit von
zentral zur Verfiigung gestellten Dokumenten

ZUFRIEDENHEIT DER DIENSTSTELLEN MIT ZENTRAL ZUR
VERFUGUNG GESTELLTEN DOKUMENTEN:

Ubersichtlichkeit der Dokumente

(MW=5.4; SD=1,1) B 2 20

Aktualitdt der Dokumente

(MW=53;SD=12) 28 46 233

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

unzufrieden teils/teils zufrieden

Die nachgeordneten Dienststellen waren mit den zentral zur Verfligung gestellten Dokumenten
iiberwiegend zufrieden. Dies gilt sowohl mit Blick auf die Ubersichtlichkeit als auch hinsichtlich
der Aktualitit (rechtzeitig und ausreichend héufig) der Dokumente.

Zusammenfassend wurden die nachgeordneten Dienststellen danach gefragt, ob sie von der iiber-

geordneten Dienststelle bei der Bewiéltigung der Corona-Pandemie gut unterstiitzt wurden. Die
nachfolgende Abbildung zeigt das Ergebnis.

Abbildung 9: Unterstiitzung durch die iibergeordneten Dienststelle bei der Bewéltigung der
Corona-Pandemie

EINSCHATZUNG ZUR AUSSAGE: "WIR WURDEN VON UNSERER
UBERGEORDNETEN DIENSTSTELLE BEI DER BEWALTIGUNG DER
CORONA-PANDEMIE GUT UNTERSTUTZT." (MW=5,1; SD=1,4)

55 103 294

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Ablehnung  teils/teils © Zustimmung

Insgesamt zeichnen die Dienststellen ein positives Bild. Im Durchschnitt betrachtet fiihlten sich
die Dienststellen bei der Krisenbewiltigung von der {ibergeordneten Dienststelle gut unterstiitzt.
Rund 12 Prozent der Dienststellen lehnen die Aussage ab. Auch hier sind statistisch signifikante
Ressortunterschiede festzustellen: Dienststellen im Innenressort stimmen der Aussage im Durch-
schnitt am stérksten zu, gefolgt von Dienststellen des Justiz- und Finanzressorts.
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Auskiinfte einzelner Dienststellen veranschaulichen, dass die Unterstiitzung gleich zu Krisenbe-
ginn noch nicht so ausgepragt war und auch nicht immer reibungslos verlief. Teils wird beklagt,
man habe sich das erforderliche Wissen nach und nach selbst aneignen miissen bzw. Erfahrungs-
werte gesammelt. Eine Dienststelle aus dem Wissenschaftsressort berichtet, dass teilweise Ent-
scheidungen des Ministeriums aktiv eingefordert werden mussten. So hétten beispielsweise meh-
rere Dienststellen einen gemeinsamen Vorschlag erarbeitet, um Einrichtungen fiir Publikumsver-
kehr zu schlieBen. Der Vorschlag sei letztlich vom Ministerium akzeptiert worden.

Eine Behorde aus dem Kultusressort beklagt, sie habe konkrete Anweisungen erwartet. Handrei-
chungen oder Hinweise seien jedoch ausgeblieben; sie habe daher eigene Vorgehensweisen kon-
zipieren miissen. Das ,,Rad" sei an vielen Stellen immer wieder neu erfunden worden. Als Bei-
spiel fiihrt sie an, dass Vereidigungen unter Achtung des Beamtenrechts sowie unter Pandemiebe-
dingungen, aber dennoch in Prisenz, vorgenommen werden mussten. Dabei seien Einlasskontrol-
len unter 3G-Bestimmungen und eine datenschutzkonforme Kontaktdatenerfassung erforderlich
gewesen. Dariiber hinaus hétten geeignete Rdumlichkeiten gefunden werden miissen, die es er-
mdoglichten, das Abstandsgebot einzuhalten. Fiir die Problemldsung habe die Behorde keine Un-
terstiitzung erhalten und sah sich selbst in einem Spannungsfeld zwischen unklarer Weisung
durch iibergeordnete Dienststellen und der Dringlichkeit von zu treffenden Entscheidungen.

Bewertung und Empfehlung:

Die Ministerien gaben an, iiber die Personal- und Sachressourcen informiert worden zu sein, die
in den nachgeordneten Bereichen fiir den Krisenfall vorgehalten werden. Die Herangehensweisen
hierfiir sind unterschiedlich und reichen nur selten {iber Dienstbesprechungen hinaus. Ein struktu-
rierter und sachgerechter Prozess wurde von keinem Ministerium beschrieben. Insoweit ist es
nicht iiberraschend, dass 87 Prozent der nachgeordneten Dienststellen angeben, vor Beginn der
Corona-Pandemie mit keiner anderen Landesdienststelle hinsichtlich Personal- und Sachressour-
cen fiir den Krisenfall im Austausch gestanden zu haben. Dass eine grofle Mehrheit der Dienst-
stellen wihrend der Pandemie bzgl. Personal- und Sachressourcen zur Aufrechterhaltung des
Dienstbetriebs im Austausch stand, ist Beleg fiir ein wachsendes Steuerungserfordernis in Krisen-
zeiten.

Wihrend der Corona-Pandemie ist eine stirkere Unterstiitzung des nachgeordneten Bereichs
durch die Ministerien erkennbar. Dies trifft weniger auf besondere organisatorische MaBBnahmen
zur Unterstiitzung zu als vielmehr darauf, dass Entscheidungshilfen, Vordrucke, Musterschreiben
0. 4. zentral zur Verfligung gestellt wurden. Mit diesen Dokumenten waren die empfangenden
Dienststellen auch groBtenteils zufrieden. Unter qualitativen Gesichtspunkten - hinsichtlich der
Aktualitit und Ubersichtlichkeit der Dokumente - wurde den Erstellern ein gutes Zeugnis ausge-
stellt.

Angesichts der iiberwiegend zufriedenen Antworten iliberrascht der hohe Anteil an Dienststellen,
die angeben, weder zu Beginn noch wahrend der Corona-Pandemie organisatorische Hinweise
oder Entscheidungshilfen erhalten zu haben. Solche vermeintlichen ,,weilen Flecken sind in al-
len Ressorts festzustellen - mal mehr, mal weniger ausgeprégt. Einen Riickschluss auf die Ursa-
chen lassen die Antworten allerdings nicht zu. Denkbar ist, dass Hinweise und Dokumente nicht
strukturiert iibermittelt wurden, nicht beim eigentlichen Empfanger angekommen sind, dort nicht
wahrgenommen oder fiir unzureichend oder untauglich gehalten wurden.
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Ungeachtet dessen wurde die Relevanz zentral zur Verfiigung gestellter Dokumente und Ent-
scheidungshilfen von allen Seiten betont. Solche Unterlagen fithren dazu, dass sich nicht jede
Dienststelle mit Problemen aufhalten muss, fiir die es bereits Losungen gibt. Auch muss nicht je-
des Gremium zur Biindelung von krisenbedingten Aufgaben die Dinge neu denken. Je 6fter an
unterschiedlichen Stellen und auf verschiedenen Ebenen gleiche oder dhnliche Unterlagen miih-
sam erzeugt werden, desto mehr erfolgt vermeidbare Mehrarbeit. Illustrierende Beispiele sind
Hygienekonzepte, Anweisungen fiir 3G-Kontrollen und Impfaufrufe. Ein weiteres Beispiel sind
in diesem Zusammenhang die rechtlichen Hinweise des Innenministeriums und Finanzministeri-
ums zum Umgang mit dem Corona-Virus flir Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschéftigte
des Landes. Es wire schwierig gewesen, wenn jede Dienststelle die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen selbst hitte priifen miissen. Die zentrale Priifung und Aufarbeitung tragt zu einer besseren
und vor allem schnelleren Bewiéltigung von Krisen bei. Auch bei kiinftigen Krisen sollte so ver-
fahren werden.

(E 16) Organisatorische Hinweise, Entscheidungshilfen, Vordrucke und Musterschreiben soll-
ten auch bei kiinftigen Krisen moglichst zentral erarbeitet, gepriift und bereitgestellt
werden. Dabei sollte stirker auf arbeitsteilige, an der fachlichen Kompetenz orientierte
Prozesse geachtet werden. Zudem sollte sichergestellt werden, dass die Information bzw.
Unterstiitzung alle Adressaten auch tatsichlich erreicht.

Einbindung und Unterstiitzung der Kommunen

Die Umsetzung beschlossener Malinahmen zur Krisenbewéltigung obliegt haufig den Kommu-
nen. Koordinations- und Kommunikationsstrukturen und -prozesse gegeniiber den Kommunen

sind deshalb wesentliche Bestandteile eines funktionierenden Krisenmanagements der Landes-

verwaltung. Eine erfolgreiche Einbindung und Unterstiitzung der Kommunen setzt voraus, dass
Strukturen und Prozesse zwischen den von der Krise betroffenen Behorden und Akteuren abge-
stimmt sind.

Zentrales Ressort fiir die kommunale Ebene ist das Innenministerium. Insbesondere die vier Re-
gierungsprisidien spielen eine entscheidende Rolle im Verhéltnis zum kommunalen Bereich.
Sie sind als staatliche Mittelbehdrden die Schaltstellen zwischen Landesregierung und Kommu-
nen, indem sie biindeln, koordinieren und dafiir sorgen, dass die politischen Beschliisse der Mini-
sterien umgesetzt werden. Dies gilt aulerhalb von Krisensituationen genauso wie in Krisenzeiten.
Auf kommunaler Seite kommt den Kommunalen Landesverbinden besondere Bedeutung bei
der Koordination und Kommunikation zu.

Nachfolgend werden die Rollen dieser beiden Akteure wihrend der Corona-Pandemie niher be-
trachtet, indem die Einbindung der Regierungsprésidien und der Kommunalen Landesverbédnde in
Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse beleuchtet wird. Anschlieend wird untersucht, wie
die Kommunen unterstiitzt wurden und wie mit ihnen kommuniziert wurde. Dabei wird auch die
Perspektive der Kommunen dargestellt.

2.3.3.1 Koordination: Abstimmungen und Entscheidungen

Im Land gibt es 35 Landkreise, neun Stadtkreise und 1.092 kreisangehorige Stidte und Gemein-
den. Eine unmittelbare Einbindung aller Kommunen in Abstimmungs- und Entscheidungspro-
zesse des Landes ist schon angesichts der groBen Zahl nicht moglich. Vor diesem Hintergrund
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nehmen die vier Regierungsprésidien eine Biindelungs- und Schaltstellenfunktion ein: Sie wirken
als Scharnier zwischen der Landesverwaltung und den Kommunen.

Die Steuerungsprozesse der Regierungsprésidien sind bereits auB3erhalb von Krisenlagen kom-
plex: Als Mittelbehorden sind sie Fachaufsicht und Rechtsaufsicht in zahlreichen Bereichen. Sie
sind Ansprechpartner fiir Landratinnen und Landrite, Erste Landesbeamtinnen und Landesbe-
amte und (Ober-)Biirgermeisterinnen und (Ober-)Biirgermeister. Jeder Abteilung der Regierungs-
prasidien steht zumindest ein Fachressort gegeniiber. Hinzu kommt, dass die ortlichen Zustindig-
keiten der Fachabteilungen der Regierungsprésidien uneinheitlich sind. Die meisten Abteilungen
sind ausschlielich im eigenen Regierungsbezirk zustéindig, andere hingegen nehmen Aufgaben
der hoheren Verwaltungsebene fiir das ganze Land wahr, mitunter als Vor-Ort-Behorde ohne
nachgeordneten Bereich. Haufig bedarf es umfianglicher Abstimmungen, bevor eine Entschei-
dung nach dem Grundsatz "Alles aus einer Hand" getroffen werden kann. Dies gilt nicht nur im
Verhiéltnis zu den Ministerien, sondern auch fiir die Prozesse in und zwischen den Regierungs-
présidien. Bezogen auf das Krisenmanagement zeigt sich dies in einer engen Abstimmung der
Referate 16 (Polizeirecht, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Rettungsdienst) aller vier Regierungs-
prasidien.

Koordination auf Landesebene: Rolle der Regierungsprésidien

Die Regierungsprasidien waren wéhrend der Corona-Pandemie in die ressortiibergreifende Gre-
mienarbeit der Ministerien eingebunden (siche Punkt 2.3.1). Sie waren ab dem 26. Mai 2020
durch eine Verbindungsperson aus dem Regierungspréasidium Freiburg im IVwS vertreten. In der
Lenkungsgruppe waren die Regierungsprisidien nicht vertreten.

Als organisatorisch dem Innenministerium nachgeordnete Dienststellen haben sich die vier Re-
gierungsprasidien wihrend der Corona-Pandemie auf zwei Ebenen mit dem Ministerium abge-
stimmt: die Regierungsvizeprésidentinnen und -prisidenten mit der Abteilungsleitung 6 (Bevol-
kerungsschutz, Krisenmanagement, Verfassungsschutz) des Innenministeriums sowie die Refe-
ratsleitungen 16 der Regierungsprésidien mit der Referatsleitung 65 (Krisenmanagement). Die
Abstimmung zwischen Innenministerium und Regierungsprésidien wurde beidseitig positiv be-
wertet.

Aufgrund der fachlichen Belange war auch ein enger Austausch zwischen Regierungsprasidien
und Sozialministerium erforderlich. Dabei kam dem Landesgesundheitsamt als fachlicher Leit-
stelle fiir den Offentlichen Gesundheitsdienst eine Sonderrolle zu. Hier war die Kommunikation
mit dem Sozialministerium besonders eng. Das Sozialministerium berichtet ferner, dass die Refe-
rate 25 (Arztliche und pharmazeutische Angelegenheiten, Medizinprodukte) der Regierungsprisi-
dien in den fachlichen Austausch des Ministeriums eingebunden wurden. Zudem seien die Regie-
rungsprasidien ab November 2020 in die AG ,,Umsetzung Impfen‘ einbezogen und hierdurch
mindestens einmal wochentlich iiber die Neuerungen in diesem Bereich informiert worden. Aller-
dings nahmen die Abteilungen 2 der Regierungsprésidien in der Kommunikation mit den Ge-
sundheitsdmtern auf kommunaler Ebene keine eigenstindige Rolle wahr.

Aus den Regierungsprésidien wird der in der Regel direkte Draht des Sozialministeriums zu den
Gesundheitsamtern bestétigt. Die Abteilung 2 eines Regierungsprasidiums teilt mit, dass sie als
Fachaufsichtsbehorde der Gesundheitsdmter oft nur Beteiligte in der Kommunikation sei und
keine eigenstindigen steuernden Aufgaben hétte. Auch auf organisatorische Entscheidungen der
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Landratsdmter hétte sie keinen Einfluss. Eine andere Abteilung 2 eines Regierungsprasidiums be-
richtet, in Krisensituationen werde {iber den Katastrophenschutzstab des Regierungsprisidiums
gesteuert. Dort seien die Themen der Abteilung insbesondere im Verwaltungsstabsbereich 6 Ge-
sundheit abgebildet.

Koordination auf Landesebene: Rolle der Kommunalen Landesverbande

Neben den Regierungsprisidien waren auch die Kommunalen Landesverbénde auf oberster
Ebene in die Gremienarbeit des Landes eingebunden. Im IVWS waren sie bereits ab 4. Mirz 2020
vertreten - etwa eine Woche nach erstmaligem Einberufen des Stabs. Aulerdem fanden ab

14. Mirz 2020 im Anschluss an interne Sitzungen der Lenkungsgruppe weitere Sitzungen ge-
meinsam mit den Kommunalen Landesverbinden statt. Dort wurden diese grundsétzlich iiber die
gefassten bzw. beabsichtigten Beschliisse der Lenkungsgruppe informiert und konnten Stellung
nehmen. Zudem wurde vom Sozialministerium ab 26. Mérz 2020 ein Jour Fixe auf Minister-
bzw. Amtschefebene mit den Spitzen der Kommunalen Landesverbinde eingerichtet. Dort wur-
den zunichst mehrmals wochentlich, spéter im Zweiwochen-Rhythmus dringliche Fragen bespro-
chen. Auch das Staatsministerium gibt an, dass es einen unmittelbaren Austausch zu den Kom-
munalen Landesverbdanden durch Jour Fixe und regelmifBige Besprechungen pflegte. Daneben
waren diese in weiteren Gremien vertreten, die vom Sozialministerium geleitet wurden. Dazu
zéahlen die Arbeitsgruppen ,,Corona“ und ,,Umsetzung Impfen®, die Unterarbeitsgruppe ,,Notfall*
sowie die Task Force ,,Langzeitpflege und Eingliederungshilfe*.

Beschlussvorschlidge mit Bezug zu den Kommunalen Landesverbidnden wurden nach Mitteilung
des Sozialministeriums im Verlauf der Corona-Pandemie bereits im Vorfeld mit diesen abge-
stimmt. Das Staatsministerium fiihrt hierzu aus, dass es seine Kommunikationskanéle genutzt
habe, um den Kommunalen Landesverbénden frithzeitig und im Entwurfsstadium bereits Punkte
zu nennen, die auf sie zukommen werden. Sobald feststand, welche Aspekte mit welcher Ziel-
richtung im Kabinett behandelt werden sollen, seien sie friihzeitig eingebunden worden. Nach
Ansicht des Innenministeriums war die Beteiligung der Kommunalen Landesverbénde etwa bei
Grundsatzdiskussionen erforderlich. Gleichwohl gibt das Ministerium zu bedenken, dass es nicht
Aufgabe der Kommunalen Landesverbinde sei, in das operative Geschift einzugreifen. Dies sei
- durchaus mit guter Absicht -vereinzelt jedoch vorgekommen.

Koordination mit der kommunalen Ebene

Nach Angaben der Regierungsprisidien habe mit den Stadt- und Landkreisen ein sehr guter, di-
rekter Austausch durch wochentliche Jour Fixe bestanden. Auch die Kommunalen Landesver-
bénde geben an, zur Koordination eigene Gremien eingerichtet zu haben: Vom Gemeindetag sei
ein Lagezentrum, vom Stéddtetag ein Corona-Forum initiiert worden. Der Landkreistag habe re-
gelméBig virtuelle Austauschtreffen mit Landrétinnen und Landréten organisiert. Daneben sei ein
Austausch mit den Kreisbrandmeistern und den Verantwortlichen fiir die Impfzentren organisiert
worden, bei dem es vor allem um fachlich-technische Details gegangen sei. Zusétzlich wurde
nach eigenen Angaben ein Forum fiir den Austausch der Leitungen der Gesundheitsdmter initi-
iert. Nach Einschitzung der Kommunalen Landesverbiande bestand hierfiir ein entsprechender
Bedarf, der vom Sozialministerium in den ersten 5 Monaten der Corona-Pandemie nicht gedeckt
worden sei.

Das Sozialministerium gibt an, dass es ab Februar 2020 im Rahmen der Corona-Pandemie regel-
hafte Telefonkonferenzen mit den Gesundheitsdmtern auf Fachebene und unter Einbeziehung des
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Landesgesundheitsamts sowie der Regierungsprisidien gefiihrt habe. Dabei seien tiber die aktu-
elle Lage berichtet und fachliche bzw. operationelle Fragen geklart worden.

Insgesamt kommen die Kommunalen Landesverbinde zur Einschitzung, dass sie teilweise erst
an einem Zeitpunkt eingebunden wurden, an dem die Diskussionen bereits abgeschlossen waren.
Da sie jedoch die Schnittstelle zum Kommunalbereich darstellen sollten, hitten sie eine Teil-
nahme auch im internen Teil der Lenkungsgruppen-Sitzungen und damit eine frithzeitigere Ab-
stimmung im Hinblick auf die praktische Umsetzbarkeit von Regelungen begriifit.

Bewertung und Empfehlung:

Als Schaltstelle zwischen Landesregierung und Kommunen wurden die Regierungsprisidien,
noch mehr jedoch die Kommunalen Landesverbénde in verschiedene, auch ressortiibergreifende
Gremien des Landes integriert. Damit waren die wichtigsten Akteure im Verhiltnis Land/Kom-
munen zumindest grundsétzlich in die Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse des Landes zur
Bewiltigung der Corona-Pandemie eingebunden.

Dies war jedoch nicht von Beginn an so. Eine Mitarbeit der Regierungsprisidien und der Kom-
munalen Landesverbdande im IVwS war zunéchst konzeptionell nicht vorgesehen. Die Regie-
rungsprasidien waren erst ein Vierteljahr nach erstmaligem Einberufen im IVwS vertreten, wéh-
rend die Kommunalen Landesverbénde bereits nach einer Woche teilnehmen konnten. Die Kom-
munalen Landesverbande wurden in die Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse der Len-
kungsgruppe eingebunden, die Regierungsprisidien hingegen nicht - jedenfalls nicht unmittelbar.

Formal war eine Einbindung der Regierungsprésidien in die relevanten Gremien zwar nicht zwin-
gend geboten, zumal das Innenministerium als {ibergeordnete Behorde dort jeweils vertreten war.
Das gewéhlte Vorgehen hat aber dazu gefiihrt, dass die Regierungsprésidien nicht immer zeitnah
iiber den aktuellsten Stand der Diskussion und der geplanten Mafinahmen informiert waren. Be-
sonders problematisch war, dass ergidnzend zu den Gremienberatungen teils auch bilaterale Dis-
kussions- und Informationskanéle zwischen Ministerien und Kommunalen Landesverbénden auf-
gebaut und genutzt wurden. Mit Blick auf eine schnelle Entscheidungsfindung liegt ein solches,
pragmatisches Verfahren des ,,kurzen Drahts* zwar nahe. Diese Praxis birgt aber das Risiko, dass
die dort erzielten Ergebnisse und geteilten Informationen an anderen wichtigen Akteuren - den
Regierungsprésidien - vorbeigehen. Wenn bereits bei der Koordination Inkonsistenzen angelegt
sind, sind inhaltliche Fehler in der weiteren Kommunikation programmiert.

Die Kommunalen Landesverbiande und die Regierungsprésidien sind wichtige Ansprechpartner
fiir die Kommunen. Thnen kommt im gesamten Koordinierungsprozess eine wesentliche Rolle zu.
Der Rechnungshof hélt es deshalb in Krisensituationen mit starker Betroffenheit der Kommunen
fiir geboten, die Kommunalen Landesverbénde und die Regierungsprisidien mdglichst von Be-
ginn an in angemessener Weise in die Arbeit der relevanten Gremien einzubinden. Das muss
nicht zwingend eine unmittelbare Vertretung in den jeweiligen Gremien bedeuten. Das gewéhlte
Verfahren muss aber sicherstellen, dass beide Akteure moglichst tiber den selben Kenntnisstand
verfligen. Die Einbindung bzw. die Informationsprozesse sollten deshalb symmetrisch angelegt
sein. So kann dem Risiko vorgebeugt werden, dass nicht abgestimmte parallele Prozesse entste-
hen und iiber unterschiedliche Kanéle abweichende Informationen transportiert werden. Hinsicht-
lich der Regierungsprésidien kann die Einbindung - wie beim IVwS praktiziert - auch dadurch
erfolgen, dass ein Vertreter eines Regierungsprasidiums als Verbindungsperson fiir alle Regie-
rungsprasidien wirkt.
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(E 17) Die Regierungsprisidien und die Kommunalen Landesverbande sollten in Krisensituati-
onen mit starkem kommunalen Bezug mdglichst von Beginn an in die Arbeit der rele-
vanten Gremien einbezogen werden. Hierbei sollten die jeweiligen Rollen beachtet wer-
den: die Regierungsprésidien als operative Schaltstellen und die Kommunalen Landes-
verbdnde als Multiplikatoren.

2.3.3.2 Kommunikation mit den Kommunen

Dienstweg versus unmittelbare Kommunikation

Das Innenministerium berichtet, dass die eigene Kommunikation mit den Kommunen wihrend
der Corona-Pandemie iiber den klassischen Dienstweg erfolgt sei - d. h. iiber die Regierungspra-
sidien als Mittelbehorden. Andere Ministerien hétten aber auch direkte Informationswege in den
kommunalen Bereich aufgebaut bzw. genutzt. So habe insbesondere das Sozialministerium Infor-
mationen {iber die Kommunalen Landesverbinde gegeben, die diese Informationen anschlieBend
an die Kommunen weitergaben. Die Regierungsprésidien seien in diese Informationsschiene
nicht eingebunden gewesen. In der Praxis habe die Kommunikation vom Sozialministerium aus-
gehend iiber die Kommunalen Landesverbiande zu den Kommunen und von dort zuriick iiber die
Regierungsprésidien zum Innenministerium stattgefunden. Welche Rolle die Kommunalen Lan-
desverbande im Verfahren konkret wahrnehmen sollten, sei nicht definiert gewesen.

Die Regierungsprisidien bestétigen dieses Bild. Das unterschiedliche Kommunikationsverhalten
sei eine besondere Herausforderung fiir die Regierungsprésidien gewesen. Einige Ministerien hét-
ten den Dienstweg streng eingehalten, so dass die Regierungsprésidien stets gut informiert waren.
Andere jedoch hitten den Informationsfluss sehr stark durch die Kommunalen Landesverbénde
kanalisiert - mitunter ohne eine zumindest parallele Nutzung gewohnter Dienstwege. Die Regie-
rungsprasidien hédtten stellenweise erst nach dem ihnen nachgeordneten Bereich bzw. nach den
Kommunen Kenntnis von Mallgaben erhalten. In dieser Konstellation verzdgere sich die Klarung
von Auslegungs- und Vollzugsfragen, die nicht allein von Dienststellen des nachgeordneten Be-
reichs, sondern auch von Kommunen an die Regierungsprésidien herangetragen worden seien.

Besonders das Sozialministerium habe den iiblichen Dienstweg wéhrend der Corona-Pandemie
regelmaBig nicht genutzt, sondern den direkten Weg iiber die Kommunalen Landesverbande und
die Presse gewihlt. Fiir die Regierungsprésidien sei - jedenfalls ohne zusétzlichen Rechercheauf-
wand - oft nicht klar gewesen, ob der eigene Kenntnisstand bzgl. Verordnungen, Erlassen, u. 4.
tatsdchlich dem aktuellsten Sachstand entsprach. Problematisch sei auch gewesen, dass das So-
zialministerium Entscheidungen statt {iber die Regierungsprisidien teilweise direkt an die Ge-
sundheitsdmter adressiert habe. Nicht immer seien die Fachabteilungen in den Regierungsprési-
dien dabei in E-Mail-Kopie gesetzt worden. Informationen zu geplanten MaBnahmen seien teils
nicht {iber den Dienstweg, sondern iiber Schreiben der Kommunalen Landesverbiande bekannt ge-
worden. Dies sei fiir die Regierungsprésidien insoweit herausfordernd gewesen, als Riickfragen
der Kommunen in der Regel an die zustdndigen Behorden adressiert wurden und nicht an die
Kommunalen Landesverbédnde. Die Regierungsprésidien hitten dann die Fragen auf Basis des ei-
genen Kenntnisstandes bearbeiten miissen; Nachfragen beim Sozialministerium seien wegen der
hohen Belastung dort hdufig nicht oder nur mit zeitlicher Verzogerung beantwortet worden.

68



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 6438

Fiir die eigene Kommunikation mit den Kommunen sei stets der Dienstweg eingehalten worden.
Demnach hitten die Referate 16 der Regierungsprisidien zunédchst die Landratsdmter und diese
wiederum die Gemeinden informiert. Hierflir seien entsprechende Verteiler genutzt worden.

Das Sozialministerium bestétigt die Praxis der direkten Kommunikation mit dem kommunalen
Bereich. Auf Ebene des Landesgesundheitsamtes sei man regelmifig mit anderen Landern und
dem RKI im Austausch gewesen. Die Ergebnisse seien in Form eines Protokolls an die Gesund-
heitsamter weitergeleitet worden, ebenso ein tiglicher Lagebericht. Parallel gingen Informations-
schreiben nach Angaben des Ministeriums immer an die Poststellen der Regierungsprisidien so-
wie an das allgemeine Postfach des jeweiligen Land- bzw. Stadtkreises. Die Kommunikation
habe sich nicht an einzelne Abteilungen oder Personen gerichtet. Einzig bei den Gesundheitsdm-
tern seien teilweise auch die Leitungen direkt angeschrieben worden. Bei Verdffentlichungen von
Corona-Verordnungen im Zustindigkeitsbereich des Sozialministeriums habe das Ministerium
auch die Postficher der Kommunalen Landesverbinde adressiert, die daraufthin ihre Mitglieder
informiert hitten. Dabei habe das Sozialministerium die Kommunalen Landesverbénde gebeten,
fachliche Erlduterungen zu kommunizieren. Damit hitten die Kommunalen Landesverbédnde eine
Biindelungs- und Pufferfunktion eingenommen, etwa bei Anfragen aus den Kommunen. Riickfra-
gende Kommunen, die sich an den Biirgerreferenten des Sozialministeriums gewendet haben,
seien schlieBlich an die Kommunalen Landesverbénde verwiesen worden.

Auch das Staatsministerium gibt an, einen stindigen Informationsaustausch mit den Kommuna-
len Landesverbénden gewahrleistet zu haben - beispielsweise zu fachlichen Aspekten in Corona-
Verordnungen. Ebenso sei den Kommunalen Landesverbénden die Vorbereitung von Schwer-
punktaktionen frithzeitig kommuniziert worden. Auf diese Weise hitten die Kommunalen Lan-
desverbénde stindig aktuelle Informationen gehabt.

Daneben hat auch das Kultusministerium Kommunikationskanile zu den Kommunen eingerich-
tet. Nach eigenen Angaben hat das Ministerium dazu regelméfige Videokonferenzen mit den
Kommunalen Landesverbanden auf unterschiedlichen Ebenen abgehalten, in denen die Lage be-
sprochen, Fragen geklért und Feedback aufgenommen wurde. Die Aufgabe der Kommunalen
Landesverbénde habe darin bestanden, die Schultrdger zu informieren. Den Prozess der Informa-
tion habe das Ministerium nicht gesteuert, sondern den Kommunalen Landesverbanden iiberlas-
sen.

Die Kommunalen Landesverbiande berichten, dass sie in der Regel mit den Zentralstellen der
Ressorts in Kontakt standen. Es habe aber keine Vereinbarung gegeben, dass die Kommunalen
Landesverbénde eine offizielle Rolle beim Informationsfluss an die Kommunen spielen sollen.
Informationen an ihre Mitglieder haben die Kommunalen Landesverbiande nach eigenen Angaben
auf mehreren Wegen verteilt. Hierzu nennen sie beispielsweise die Weitergabe von Informatio-
nen durch E-Mail-Verteiler, Rundschreiben sowie iiber eine Austauschplattform.

Wie die Regierungsprisidien geben auch die Kommunalen Landesverbédnde an, dass in der E-
Mail-Kommunikation des Sozialministeriums regelméfig die Leitungen der Gesundheitsdmter
adressiert wurden. Jedoch wire es fiir eine effektive Kommunikation praktikabler gewesen, wenn
die Informationen des Landes grundsétzlich auch an die Behoérdenleitungen oder oberen Fiih-
rungsebenen gerichtet wiirden, also im Fall der Kommunen etwa an Landrétinnen und Landriéte,
Erste Landesbeamtinnen und Erste Landesbeamte und (Ober-)Biirgermeisterinnen und
(Ober-)Biirgermeister und nicht an einzelne Beschéftigte. Aulerdem sei der Dienstweg iiber die
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Regierungsprisidien vom Sozialministerium selten genutzt worden. Uber diese Informations-
schiene seien nur wenige oder nur verzdgert Informationen geflossen. Diese Kommunikationslii-
cke sei von den Kommunalen Landesverbianden auf Eigeninitiative geschlossen worden, indem
sie Informationen aus den Gremien sowie Verordnungen aufbereitet und ziigig an ihre Mitglieder
weitergegeben hétten. Nach Einschétzung der Kommunalen Landesverbénde habe diese Informa-
tionsweitergabe zwar gut funktioniert - generell sei es jedoch wiinschenswert, dass fiir die Infor-
mation der Kommunen der Dienstweg genutzt wird.

Nach Auskunft der Kommunalen Landesverbinde sei von den Kommunen das E-Mail-Postfach
des Sozialministeriums fiir den Offentlichen Gesundheitsdienst intensiv fiir Anfragen genutzt
worden. Dies habe dazu gefiihrt, dass es phasenweise liberlastet war. Kommunen hétten teils
lange auf Antwort warten miissen oder erhielten keine Antwort. Die Kommunalen Landesver-
béande hitten die Fragen ihrer Mitglieder deshalb gesammelt und der Landesverwaltung auf dieser
Grundlage eigene Losungsvorschldge unterbreitet, die teilweise iibernommen worden seien. Auf
diesem Weg hitten die Kommunen auch Feedback zu den Regelungen der Corona-Verordnungen
gegeben, was teilweise zu Anpassungen in den Verordnungen gefiihrt habe. Die Existenz eines
eigenen Verordnungs-Teams im Sozialministerium sei den Kommunalen Landesverbénden zu-
néchst nicht bekannt gewesen.

Kommunikation aus Sicht der Kommunen als Empfénger der Informationen
Ob Kommunikation erfolgreich ist, zeigt sich beim Empfanger. Der Rechnungshof hat die Kom-
munen zu mehreren Aspekten der Kommunikation zu Beginn und wihrend der Corona-Pandemie

befragt. Zunichst sollte die Hauptinformationsquelle angegeben werden. Die nachfolgende Ab-
bildung gibt hierzu einen Uberblick.

Abbildung 10:  Wesentliche Informationsquelle fiir Kommunen

WAS WAR ZU BEGINN BZW. WAHREND DER CORONA-PANDEMIE
DIE WESENTLICHE INFORMATIONSQUELLE FUR IHRE

KOMMUNE?
Zu Beginn der Corona-Pandemie 163 229 55
Wihrend der Corona-Pandemie 130 280 39

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Wir werden direkt von einer Behorde informiert.

Wir werden von den Kommunalen Landesverbanden informiert

Wir entnehmen Informationen aus der Presse / den Medien.

Die Antworten bestétigen die besondere Rolle, die die Kommunalen Landesverbidnde im Prozess
eingenommen haben. Mehr als die Hilfte der Kommunen gibt an, bereits zu Beginn der Corona-
Pandemie vorrangig von den Kommunalen Landesverbidnden informiert worden zu sein. Wéh-
rend der Pandemie steigt dieser Wert auf rund 62 Prozent. Entsprechend nimmt der Anteil der
Kommunen, die ihre Informationen primér iiber die Behordenseite erhalten haben, im Verlauf der
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Pandemie ab. Immerhin etwa jede zehnte Kommune gibt an, Informationen in erster Linie aus
den Medien bezogen zu haben.

Ferner wurden die Kommunen gebeten, die eigene Zufriedenheit mit der Informationsbereitstel-
lung durch die Landesverwaltung zu Beginn und wiahrend der Corona-Pandemie anzugeben. Die
nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

Abbildung 11:  Zufriedenheit der Kommunen beziiglich Informationsbereitstellung

WIE ZUFRIEDEN WAR IHRE KOMMUNE ZU BEGINN UND
WAHREND DER CORONA-PANDEMIE MIT DER
INFORMATIONSBEREITSTELLUNG DURCH DIE

LANDESVERWALTUNG?
Zu Beginn der Corona-Pandemie
(MW=3,1; SD=14) 272 121 61
Wihrend der Corona-Pandemie 206 159 o

(MW=3,5; SD=1,2)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

unzufrieden teils/teils zufrieden

Im Durchschnitt bewerten die Kommunen die Informationsbereitstellung durch die Landesver-
waltung zu Beginn und wihrend der Corona-Pandemie tendenziell negativ. In der Anfangsphase
sind rund 60 Prozent der Kommunen mit der Informationsbereitstellung unzufrieden, im Verlauf
der Corona-Pandemie sind es immerhin noch rund 46 Prozent.

Fiir eine differenziertere Betrachtung der Kommunikationsstrukturen und -prozesse hat der Rech-

nungshof die Kommunen gebeten, eine Einschitzung zu verschiedenen Aspekten der Kommuni-
kation vorzunehmen. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.
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Abbildung 12:  Bewertung der Kommunikationsstrukturen und -prozesse wéahrend der Corona-

Pandemie durch die Kommunen

INWIEWEIT STIMMT IHRE KOMMUNE FOLGENDEN AUSSAGEN IN

BEZUG AUF DIE CORONA-PANDEMIE ZU?

Die Kommunikationswege wéhrend der Corona-
Pandemie zwischen unserer Kommune und
Landesdienststellen waren klar definiert, z. B. zu
Gesundheitsamt, Regierungsprasidium oder
Ministerien.

(MW=4,1; SD=1,6)

Wir wussten, an welchen Ansprechpartner wir uns
bei offenen Fragen zur Corona-Pandemie wenden
konnen.

(MW=4,2; SD=1,7)

Wir mussten uns selbst darum kiimmern, die fiir
uns relevanten Informationen zu erhalten.
(MW=4,8; SD=1,5)

Die Erwartungshaltung der Landesverwaltung
gegeniiber unserer Kommune wurde klar
kommuniziert (z.B. wie Verstofle gegen

Verordnungen sanktioniert werden).
(MW=3,9; SD=1,4)

Wir wurden rechtzeitig iiber Entscheidungen des
Landes informiert.
(MW=3,0; SD=1,6)

Wir wurden klar und umfassend iiber
Entscheidungen des Landes informiert.
(MW=3,4; SD=1,5)

Insgesamt war der Informationsfluss von Seiten
der Landesverwaltung der Lage angemessen.
(MW=3,2; SD=1,5)

Die Landesverwaltung war an unseren
Riickmeldungen zur Krisenlage interessiert.
(MW=2,7; SD=1,4)

182

195

243

147

76 74

102

85

64 47

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90%100%

= Ablehnung  teils/teils
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Die Kommunikationsstrukturen wéhrend der Corona-Pandemie werden von zahlreichen Kommu-
nen kritisch gesehen. Rund ein Drittel der Kommunen ist nicht der Ansicht, dass Kommunikati-
onswege zwischen der eigenen Kommune und Landesdienststellen - z. B. zum Gesundheitsamt,
Regierungsprésidium oder zu Ministerien - klar definiert waren. Ein Landratsamt aus dem Regie-
rungsbezirk Freiburg gibt beispielsweise an, dass das Sozialministerium Informationen und Vor-
gaben direkt an das Gesundheitsamt weitergegeben habe. Dies sei mit dem Landratsamt nicht ab-
gestimmt worden und habe das Krisenmanagement erschwert.

Ein zusitzliches Problem, das in diesem Zusammenhang haufig genannt wurde, ist die vermeint-
lich zu frithe Einbindung der Presse, noch bevor die Kommunen informiert wurden. Das hatte
auch Auswirkungen auf die Folgekommunikation der Kommunen. Gegeniiber den Biirgerinnen
und Biirgern hitten Kommunen daher stindig wiederholen miissen, dass noch keine offiziellen
Aussagen der Landesregierung vorldgen und man auch nicht wisse, woher die Presse bestimmte
Informationen habe, so eine Gemeinde aus dem Landkreis Heilbronn.

Daneben gibt etwa ein Drittel der Kommunen an, nicht zu wissen, an welchen Ansprechpartner
sie sich bei offenen Fragen zur Corona-Pandemie wenden konnen. Nach Auffassung einer Ge-
meinde aus dem Landkreis Karlsruhe habe es keine direkten Anlaufstellen fiir Fragen gegeben.

Eine Mehrheit von rund 54 Prozent der Kommunen gibt aulerdem an, dass sie sich selbst darum
kiimmern mussten, die fiir sie relevanten Informationen zu erhalten. Fiir weitere 29 Prozent trifft
dies teilweise zu. Eine Gemeinde im Landkreis Sigmaringen teilt hierzu mit: ,,Wir waren in der
Anfangsphase ziemlich auf uns alleingestellt. [...] Wir mussten uns selbst informieren. Dadurch
ging sehr viel wertvolle Arbeitszeit verloren. [...] Wir, die wir nicht stdndig Nachrichten schauen
konnten, sondern arbeiten mussten, waren oft schlechter informiert als die Biirger. [...] Jede Ge-
meinde hat das Rad neu erfinden miissen.*

Mit Blick auf die Kommunikationsstrukturen bemingeln viele Kommunen, dass von Landesseite
nicht iiber den vorgesehenen Dienstweg kommuniziert wurde. Informationen iiber die Kommuna-
len Landesverbénde seien deutlich schneller geflossen als iiber den behordlichen Weg. Eine Ge-
meinde aus dem Landkreis Tuttlingen &uBert sich hierzu folgendermafBen: ,,Ohne die kommuna-
len Landesverbénde wiren wir komplett untergegangen. Seitens der Landesverwaltung kam dies-
beziiglich viel zu wenig, wenn nicht sogar nichts®.

Kritisch sind die Kommunen auch in Bezug auf die Kommunikationsprozesse. Nur etwa ein Drit-
tel der Kommunen gibt an, dass ihnen die Erwartungshaltung der Landesverwaltung klar kommu-
niziert wurde. Im Durchschnitt lehnen die Kommunen diese Aussage jedoch tendenziell ab.

Der groBte Kritikpunkt bestand darin, dass Informationen zu spit bei den Kommunen ankamen -
regelmiBig auch an Wochenenden. ,,.Die Veroffentlichung von neuen Regelungen am spiten
Freitagabend oder Samstag mit Regelungsbeginn Montag war fiir die Kommunalverwaltungen
eine sehr grole Herausforderung®, so eine Gemeinde aus dem Rems-Murr-Kreis. Nur rund

16 Prozent der Kommunen sind der Ansicht, rechtzeitig iiber Entscheidungen des Landes infor-
miert worden zu sein.

AuBerdem konnen rund 78 Prozent der Kommunen der Aussage nicht zustimmen, dass sie klar
und umfassend iiber Entscheidungen des Landes informiert wurden. Stellenweise seien die Anga-
ben der Ministerien sogar inkompatibel gewesen: aus den gewahlten Informationswegen resul-
tierte nach Auffassung eines Landratsamts aus dem Regierungsbezirk Stuttgart ,,eine teilweise
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widerspriichliche und verzerrte Informationslage®. Nur jede fiinfte Kommune gibt an, der Infor-
mationsfluss von Seiten der Landesverwaltung sei insgesamt der Lage angemessen gewesen.

An einem Informationsfluss in umgekehrter Richtung - also Bottom-up von den Kommunen zur
Landesverwaltung - war die Landesverwaltung nach Ansicht von rund 72 Prozent der Kommu-
nen nicht interessiert.

AbschlieBend hat der Rechnungshof die Kommunen nach Optimierungspotenzialen gefragt, um
kiinftige Krisen besser und schneller bewiltigen zu konnen. Aus Sicht der Kommunen ist ein
funktionierender Informationsfluss und Informationsaustausch zentral, wenn es um die Bewalti-
gung von Krisen geht. Demzufolge halten es rund 95 Prozent der Kommunen fiir eine kiinftige
Krisenbewiltigung fiir wichtig, den Informationsfluss zwischen den Verwaltungsebenen zu ver-
bessern. In diesem Zusammenhang wiinschen sich die Kommunen u. a. mehr Vorlauf, bessere
Pressearbeit und erreichbare Ansprechpartner. Fiir rund 90 Prozent der Kommunen ist es ebenso
bedeutsam, die Digitalisierung des Informations- und Datenaustauschs voranzutreiben.

Bewertung und Empfehlungen:

Kommunikation ist in Krisenzeiten besonders herausfordernd. Der Informationsfluss von der Mi-
nisterialebene {iber den vertikalen Verwaltungsstrang bis hin zur kommunalen Ebene muss auch
bei sich rasch dndernden Lagen und bei einer hohen Frequenz von Entscheidungen gewahrleistet
werden. Es ist insoweit nachvollziehbar, dass die Landesverwaltung - allen voran die Ministe-
rien - mehrere Kommunikationsstringe aufgebaut haben, um Informationen an die Kommunen
weiterzugeben bzw. weitergeben zu lassen. Teilweise wurden selbst innerhalb der Ressorts ver-
schiedene Strange gewahlt:

o iiber den vorgesehenen Dienstweg des dreistufigen Verwaltungsaufbaus,
o durch direkte Kommunikation mit ausgewihlten nachgeordneten Dienststellen oder

e durch Kommunikation iiber die Kommunalen Landesverbénde, die Informationen ihrerseits
weitergegeben haben.

Es kann durchaus sachgerecht sein, mehrere Kommunikationskanéle zu nutzen. Gerade in Krisen
besteht dadurch die Moglichkeit, Kommunikationswege zu beschleunigen und zu verbreitern. Al-
lerdings muss dann zwingend auf Konsistenz geachtet werden: Es muss sichergestellt sein, dass
alle relevanten Akteure moglichst gleichzeitig mit denselben und vollstindigen Informationen
versorgt werden. Die Beteiligten miissen wissen, iiber welche Kanéle sie eingebunden werden
und wer welche Rolle im Kommunikationsprozess iibernimmt.

In dieser Hinsicht war der Kommunikationsprozess zwischen Landesverwaltung und Kommunen
nicht gut strukturiert. Der unmittelbare Weg tiber die Kommunalen Landesverbénde hat die Kom-
munikation mit dem kommunalen Bereich zwar beschleunigt. Deren Rolle wird von den Kommu-
nen deshalb auch positiv gewertet - insbesondere im Vergleich mit dem Kommunikationsstrang
iiber den Dienstweg. Das iiberwiegend negative Urteil iiber den Dienstweg ist allerdings nicht
iiberraschend: Wenn von den Ministerien bewusst andere Kanéle genutzt werden, kénnen die be-
troffenen Behorden (insbesondere die Regierungsprisidien) ihre {ibliche Funktion gar nicht sach-
gerecht wahrnehmen - sei es, weil sie selbst nicht {iber vollstindige Informationen verfligen oder
weil sie von den parallelen Prozessen ,,liberholt™ werden.
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Allerdings hat die Praxis der Kommunikation iiber die Kommunalen Landesverbande ohne
gleichrangige Einbindung der Regierungsprisidien zu deutlich negativen Effekten in der an-
schlieBenden Kommunikation zwischen Kommunen und Regierungsprisidien gefiihrt. Das liegt
auch daran, dass die Rolle der Kommunalen Landesverbinde im Prozess nicht klar definiert war:
Sollten sie ,,nur* fiir den Informationstransfer zu den Kommunen sorgen oder umgekehrt auch die
Fragen der Kommunen beantworten und biindeln? Obwohl die Kommunalen Landesverbinde in
dieser Hinsicht sehr aktiv waren, hétten sie diese Funktion schon aus Kapazititsgriinden nicht
vollstandig ausfiillen konnen. In der Praxis haben die Kommunen fiir Fragen und Riickmeldun-
gen haufig den Weg iiber die bekannten Kanéle und Ansprechpartner gewéhlt - sprich: {iber den
Dienstweg. Dort sind sie dann auf Dienststellen gestoen, die selbst nicht ausreichend oder nur
zeitlich verzogert ins Verfahren eingebunden waren. Ein solcher Prozess fithrt unweigerlich zu
mangelhaften, verwirrenden und/oder widerspriichlichen Ergebnissen, die bei den Beteiligten Un-
zufriedenheit und Frust erzeugen. Dies zeigen die Riickmeldungen der Kommunen in der Um-
frage sehr deutlich.

Die Darstellung der Beteiligten, wie die Prozesse abgelaufen sind, ist weitgehend, aber nicht
durchgiingig deckungsgleich. Dies gilt etwa fiir die Frage, ob die nachgeordneten Dienststellen
parallel zur Information der Kommunalen Landesverbande (stets) nachrichtlich informiert wur-
den. Der tatséchliche Ablauf und die Verantwortlichkeiten hierfiir konnen allerdings aus Sicht
des Rechnungshofs dahingestellt bleiben. Das Ergebnis ist eindeutig: Die Kommunikation zwi-
schen Land und Kommunen hat zu erheblichen Reibungsverlusten auf beiden Seiten gefiihrt.

Der Rechnungshof kritisiert die Nutzung zusétzlicher Kommunikationswege und insbesondere
die Einbindung der Kommunalen Landesverbénde nicht. Sie war aus Sicht der handelnden Res-
sorts mit Blick auf eine effiziente und beschleunigte Informationspolitik nachvollziehbar und hat
nach beiderseitiger Wahrnehmung gut funktioniert. Problematisch war allerdings, dass die ver-
schiedenen Kommunikationsstrange nicht koordiniert, d. h. insbesondere nicht alle relevanten
Akteure gleichermallen und mit klarem Auftrag eingebunden wurden. Dadurch iiberlagerten sich
die verschiedenen Informationskanéle bzw. traten sogar in Konkurrenz zueinander.

Fiir die Kommunikation mit den Kommunen gibt es eingespielte Verfahren, die auch in Krisen-
zeiten gelten und funktionieren sollten. Insoweit braucht es grundsétzlich keine neuen Strukturen.
Die Regierungsprésidien nehmen gegeniiber den Kommunen eine Biindelungsfunktion wahr und
garantieren auch in Krisenzeiten personliche und inhaltliche Néhe zu den Stadt- und Landkreisen.
Durch deren Einbindung konnen vorhandene Netzwerke genutzt, Doppelarbeiten und Missver-
stindnisse vermieden werden. Aus Sicht des Rechnungshofs sollte auch in Krisensituationen an
diesem Verfahren festgehalten werden. Dies setzt einen entsprechenden Informationsfluss von
den Ministerien an die Regierungsprésidien voraus, im weiteren Verlauf dann auch in umgekehr-
ter Richtung.

Die Schaffung zusétzlicher Kommunikationswege iiber die Kommunalen Landesverbinde kann
sinnvoll sein und die Effizienz verbessern. Sie sollte aber den klassischen Dienstweg nicht erset-
zen, zumal es nicht origindre Aufgabe der Kommunalen Landesverbinde ist, die Kommunikation
des Landes gegeniiber den Kommunen wahrzunehmen. Werden beide Wege genutzt, steigt der
Koordinationsbedarf. Der Prozess und die Rollen miissen dann klar definiert und kommuniziert
werden. Wird der Informationsfluss von der Ministerialebene zu den Kommunen nicht primér
iiber die Regierungsprisidien abgewickelt, sollte er zumindest parallel an bzw. {iber diese erfol-
gen.

75



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 6438

Die Riickmeldungen der Kommunen zeigen eine hohe Zufriedenheit mit der Kommunikation

iiber die Kommunalen Landesverbande. Ministerien und Regierungsprasidien sollten im Aus-
tausch mit den Kommunalen Landesverbanden priifen, ob und gegebenenfalls wie die eigenen
Prozesse aufgrund der dortigen Erfahrungen verbessert werden kdnnen.

Fehlende, verspitete oder mangelhafte Informationen hangen nicht immer mit grundsétzlichen
strukturellen Fragen zusammen. Die Erhebung des Rechnungshofs ergab, dass haufig (vermeid-
bare) organisatorische Méngel eine Rolle spielen. So hat sich gezeigt, dass die E-Mail-Adressen
in Verteilern in einigen Féllen unterschiedlich strukturiert waren: teils handelte es sich um Funk-
tionspostfacher, teils um personliche Adressen auf Fach- oder Leitungsebene. Insbesondere die
Nutzung personlicher Adressen birgt die Gefahr, dass sie nicht aktuell sind und Nachrichten den
eigentlich vorgesehenen Empféanger nicht erreichen. Dies gilt etwa dann, wenn die auf Landes-
ebene hinterlegte E-Mail-Adresse zu einem bereits vor Jahren ausgeschiedenen Biirgermeister
gehort.

Der Pflegeaufwand fiir zentrale Verteiler ist bei groBen Nutzerzahlen nicht zu unterschétzen. Ins-
besondere personalisierte E-Mail-Adressen 10sen hdufigeren Korrekturbedarf aus und sind Feh-
lerquellen. Hier konnte die Arbeit fiir jene, die die Verteiler pflegen, deutlich erleichtert werden,
wenn die Krisenkommunikation grundsétzlich nur noch iiber Funktionspostfiacher gefiihrt wird.
Dies 16st zwar bei den kommunalen Empféngern einen gewissen Pflegeaufwand aus, um die Ver-
kniipfungen stets aktuell zu halten, sichert aber auf Landesebene permanente Aktualitét.

(E 18) Fiir die Kommunikation zu den Kommunen sollten auch in Krisenzeiten die vorhande-
nen Strukturen des dreistufigen Verwaltungsaufbaus genutzt werden.

(E19) Werden weitere Akteure - etwa die Kommunalen Landesverbédnde - in strategische
Uberlegungen und Kommunikationsprozesse einbezogen, miissen die unterschiedlichen
Wege koordiniert werden. Soweit fiir die Kommunikation mit den Kommunen parallele
Verfahren genutzt werden, sollten sie stets so gestaltet werden, dass die Regierungspré-
sidien ihrer iiblichen Rolle als Schaltstelle zu und von den Kommunen gerecht werden
konnen.

(E 20) Fiir die Kommunikation zwischen Land und Kommunen sollten in Krisensituationen
mdoglichst ausschlielich Funktionspostfacher genutzt werden. Die betreffenden Landes-
dienststellen und die einzelnen Kommunen sollten eine mdglichst hohe Aktualitét si-
cherstellen.
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2.3.3.3 Organisatorische Unterstiitzung der Kommunen

In den Gespriachen mit den Ministerien hat der Rechnungshof erfragt, ob und gegebenenfalls wel-
che Unterstiitzungsleistungen das Ressort wihrend der Pandemie fiir die Kommunen erbracht hat.
Das Innenministerium teilte mit, den Kommunen insbesondere Hinweise zur Stabsarbeit sowie
zum Infektionsschutz bereitgestellt zu haben. Die Unterstiitzung galt insbesondere dem soge-
nannten Blaulicht-Bereich. AuBerdem habe das Ministerium die im Referat 65 (Krisenmanage-
ment) angesiedelte Koordinierungsstelle Kritische Infrastrukturen (KoSt KRITIS)? genutzt, um
Aktivititen zum Schutz von KRITIS unter Wahrung der fachlichen Ressortzusténdigkeit zu biin-
deln.

Die Regierungsprésidien geben an, Hinweise zur Stabsarbeit gegeben zu haben. Ferner sei Perso-
nal an die Landratsdmter zur Unterstiitzung der Gesundheitsdmter sowie an Impfzentren abge-
stellt worden. Aullerdem seien Aufgaben identifiziert worden, die voriibergehend weniger inten-
siv wahrgenommen werden konnen. Nicht zuletzt hitten sie Kommunen auch beraten, z. B. bei
Hilfeleistungsantrdgen an die Bundeswehr.

Mit dem Landwirtschaftsministerium und dem Sozialministerium geben zwei weitere Ministerien
an, die Kommunen organisatorisch unterstiitzt zu haben. Letzteres hat nach eigenen Angaben zur
Unterstiitzung der Kommunen eine Reihe von Malnahmen umgesetzt. Dazu zéhlen fachliche Be-
ratung sowie die organisatorische Unterstiitzung in Bezug auf die Infrastruktur bei der Testung
und Impfung. Daneben seien Moglichkeiten sondiert worden, um die Krankenhausversorgung
auch bei exponentiell steigenden Infektionen sicherzustellen. Aulerdem habe das Sozialministe-
rium die Kommunen bei der Gewinnung von zusétzlichem Personal unterstiitzt sowie Aufgaben-
priorisierungen vorgenommen. Auch das Landwirtschaftsministerium berichtet, dass Aufgaben
identifiziert worden seien, die voriibergehend weniger intensiv wahrgenommen werden kdnnen.
Infolgedessen habe der Veterindrbereich der Landratsimter im Gesundheitswesen unterstiitzen
konnen. Entsprechendes Personal sei umgeschichtet worden.

Der Rechnungshof hat die Unterstiitzung der kommunalen Ebene auch aus der Perspektive der
Stadt- und Landkreise und kreisangehorigen Gemeinden untersucht. So wurden die Kommunen
gefragt, ob sie zu Beginn der Corona-Pandemie Informationen oder Hinweise erhalten haben, wie
sie organisatorisch am besten mit der Krise umgehen. Eine weitere Frage bezog sich darauf, ob
wihrend der Pandemie Entscheidungshilfen, Vordrucke, Musterschreiben o. 4. zentral (z. B. von
Seiten der Landesverwaltung oder der Kommunalen Landesverbinde) zur Verfiigung gestellt
wurden. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

28 GemdB der nationalen Strategie zum Schutz Kritischer Infrastrukturen sind KRITIS ,,Organisationen und Einrich-
tungen mit wichtiger Bedeutung fiir das staatliche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeintrachtigung nach-
haltig wirkende Versorgungsengpisse, erhebliche Storungen der 6ffentlichen Sicherheit oder andere dramatische
Folgen eintreten wiirden® (Bundesministerium des Innern 2009: Nationale Strategie zum Schutz Kritischer Infra-
strukturen (KRITIS-Strategie), Seite 3).
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Abbildung 13:  Organisatorische Hinweise fiir die Kommunen zu Beginn und Entscheidungs-
hilfen wihrend der Corona-Pandemie (in Prozent)

UNTERSTUTZUNG DER KOMMUNEN
80
63

37
20

ORGANISATORISCHE HINWEISE ZU ZENTRAL ZUR VERFUGUNG
BEGINN DER CORONA-PANDEMIE GESTELLTE ENTSCHEIDUNGSHILFEN
WAHREND DER CORONA-PANDEMIE

Rund 80 Prozent der Kommunen geben an, zu Beginn der Corona-Pandemie keine Informationen
oder Hinweise zu Organisationsfragen erhalten zu haben. Dagegen sind es rund 63 Prozent der
Kommunen, die wihrend der Pandemie Entscheidungshilfen, Vordrucke, Musterschreiben o. &.
zentral zur Verfiigung gestellt bekommen haben. Diese kamen am héufigsten von Landratsdm-
tern, gefolgt von Hinweisen der Kommunalen Landesverbénde. Ministerien und Regierungsprisi-
dien wurden dagegen seltener als Herausgeber genannt.

Die Kommunen wurden aulerdem nach der Zufriedenheit mit den zur Verfiigung gestellten Un-
terlagen gefragt. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen differenzierten Uberblick zur Ak-
tualitit und Ubersichtlichkeit der Dokumente.

Abbildung 14:  Zufriedenheit der Kommunen mit der Aktualitit und Ubersichtlichkeit von
zentral zur Verfiigung gestellten Dokumenten
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Die Kommunen waren mit den zentral zur Verfligung gestellten Dokumenten tiberwiegend zu-
frieden. Dies gilt sowohl mit Blick auf die Ubersichtlichkeit als auch hinsichtlich der Aktualitét
(rechtzeitig und ausreichend hiufig) der Dokumente.

Zusammenfassend wurden die Kommunen danach gefragt, ob sie von der Landesverwaltung bei

der Bewiltigung der Corona-Pandemie gut unterstiitzt wurden. Die nachfolgende Abbildung zeigt
das Ergebnis.

Abbildung 15:  Unterstiitzung der Kommunen durch die Landesverwaltung bei der Bewalti-
gung der Corona-Pandemie

EINSCHATZUNG ZUR AUSSAGE: "WIR WURDEN VON DER
LANDESVERWALTUNG BEI DER BEWALTIGUNG DER CORONA-
PANDEMIE GUT UNTERSTUTZT." (MW=3,5; SD=1,3)

208 153 80
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Ablehnung  teils/teils © Zustimmung

Insgesamt zeichnen die Kommunen ein negatives Bild: Sie lehnen im Durchschnitt die Aussage
ab, bei der Bewiltigung der Corona-Pandemie von der Landesverwaltung gut unterstiitzt worden
Zu sein.

Bewertung und Empfehlung:

Die Wahrnehmung der organisatorischen Unterstiitzung der Kommunen durch das Land geht bei
den Beteiligten weit auseinander. Wihrend die Landesseite auf entsprechende Mafinahmen bzw.
Hilfestellungen verweist, iiberwiegt bei den Kommunen der Eindruck einer unzureichenden Un-
terstlitzung. Wenn nur rund 18 Prozent der Kommunen der Auffassung sind, von der Landesver-
waltung bei der Bewiltigung der Corona-Pandemie gut unterstiitzt worden zu sein, zeigt dies ei-
nen entsprechend hoheren Bedarf der Kommunen.

Die Ursachen fiir die unterschiedliche Bewertung sind nicht eindeutig zu identifizieren. Aufféllig
ist aber, dass die von Landesseite dargestellten Unterstiitzungsleistungen mehr oder weniger Ein-
zelmaBnahmen des jeweiligen Ressorts oder der jeweiligen Dienststelle waren. Soweit es dabei
um spezifische, auf Fachaufgaben bezogene Fragen ging, ist das Vorgehen nachvollziehbar. Or-
ganisatorische Hinweise oder Entscheidungshilfen, wie in einer Krise agiert werden sollte, kon-
nen aber auch iibergeordneter, allgemeiner Natur sein. Hierzu gab es aber landesseitig keinen ko-
ordinierten Prozess.

Auch kiinftig wird die operative Krisenbewailtigung im Regelfall eine dezentral zu leistende Auf-

gabe sein. Nach Einschétzung des Rechnungshofs konnte das Land aber das kommunale Handeln
durch eine bessere Koordinierung organisatorisch unterstiitzen.
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(E 21) Das Innenministerium sollte in seiner Eigenschaft als Kommunalministerium priifen, ob
es hinsichtlich der organisatorischen Unterstiitzung der Kommunen in Krisensituationen
eine stirker koordinierende Rolle einnehmen kann.

Personal

Zur Bewiltigung einer Krise braucht es Personal, das nicht nur in ausreichender Zahl vorhanden
sein muss (quantitativer Personalbedarf), sondern auch iiber entsprechende Fahigkeiten und
Kenntnisse verfiigen muss (qualitativer Personalbedarf). Idealerweise sollte sich die Verwaltung
nicht erst zu Beginn einer Krisensituation mit diesen Aspekten beschéftigen, sondern bereits au-
Berhalb konkreter Lagen. Das Kapitel befasst sich daher zunédchst mit dem Personalbestand au-
Berhalb von Krisensituationen sowie dem Personalbedarf und einer moglichen Personalgewin-
nung in konkreten Krisenlagen. Eine analytische Personalbedarfsbemessung hat der Rechnungs-
hof nicht vorgenommen.

Mit dem qualitativen Personalbedarf befasst sich das anschliefende Kapitel zu Schulungen und
Ubungen. Hier geht es um die Qualifikationen der Beschiftigten. In einer Krisensituation muss
die jeweilige Dienststelle ihre Funktionsfihigkeit sicherstellen. Der Rechnungshof hat daher auch
erhoben, wie die Dienststellen ihre eigene Krisenkompetenz einschétzen. Diese Betrachtungen
schlieBen das Kapitel der Personalressourcen ab.

Quantitativer Personalbedarf

Personalbedarf au3erhalb konkreter Krisensituationen

Aufgaben des Krisenmanagements sind nicht nur zu Krisenzeiten zu erledigen. Bereits au3erhalb
konkreter Krisensituationen gibt es typische Aufgaben, die dazu dienen, sich auf kiinftige Lagen
vorzubereiten. Hierzu gehoren:

Krisenpotenziale identifizieren und bewerten,

Konzepte zur Krisenbewéltigung erstellen,

an Schulungen und Ubungen teilnehmen und

Datensitze mit Ansprechpartnern und deren Erreichbarkeit pflegen.

Im Zuge der Priifung lieB sich nicht ermitteln, welche personellen Ressourcen in der Landesver-
waltung fiir das allgemeine Krisenmanagement auflerhalb konkreter Krisensituationen eingesetzt
werden. Dies lag unter anderem daran, dass keine entsprechenden Stellenbeschreibungen vorhan-
den waren (sieche Punkt 2.2.1) und sich die meisten Dienststellen mit einer Schitzung darauf ent-
fallender Stellenanteile schwertaten. Bei einigen Dienststellen gehort es zu den Fachaufgaben,
Gefahrenparameter zu beobachten und Mafinahmen vorzubereiten (z. B. im Hochwasserschutz).
Hier ist eine Abgrenzung zwischen Fachaufgaben und allgemeinem Krisenmanagement nur
schwer moglich.

Eine personelle Verstirkung des allgemeinen Krisenmanagements ist in der Landesverwaltung

nur vereinzelt geplant. Auller dem Innenministerium hat kein anderes Ministerium hierzu kon-
krete Plane. Die Abfrage bei den nachgeordneten Dienststellen ergibt ein dhnliches Bild.
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Personalbedarf in Krisenzeiten

In Krisenzeiten erhoht sich der Personalbedarf in den von der Krise betroffenen bzw. fiir die Kri-
senbewaltigung zustidndigen Behdrden. Zu den {iblicherweise zu erledigenden Aufgaben kommen
Tatigkeiten hinzu, die sich auf die Einddmmung und mdglichst schnelle Beendigung der Krise
beziehen. Wie hoch der zusitzliche Personalbedarf ausfillt, ist dabei von der jeweiligen Krisensi-
tuation abhéngig; er ldsst sich ex ante nicht analytisch ermitteln. Auch wihrend der Krise
schwankt der Personalbedarf.

Zusitzlicher Personalbedarf kann auf verschiedene Arten gedeckt werden. In Betracht kommen:

interne Umschichtung von Personal durch Aufgabenpriorisierung,
Mehrarbeit,

Aufstockung von Teilzeitkontingenten,

Abordnung von Personal anderer Dienststellen,

Hinzuziehen externen Personals und

Hinzuziehen ehemaliger Beschiftigter.

Die einzelnen Bereiche der Landesverwaltung waren in unterschiedlichem Ausmal} von der Pan-
demie betroffen. Entsprechend unterschiedlich waren auch die Bedarfe, zusétzliche Personalka-
pazititen zu generieren. Zwei Ministerien teilten mit, dass sie keine organisatorischen Mafinah-
men treffen mussten, um zusitzliche Aufgaben im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie be-
waltigen zu konnen. Gleiches gilt fiir rund 17 Prozent der nachgeordneten Dienststellen.

Zehn Ministerien hingegen mussten organisatorische Maflnahmen ergreifen, um die Corona-Pan-
demie bewiltigen zu konnen. Im nachgeordneten Bereich der Landesverwaltung war dies bei
383 Dienststellen der Fall, das sind rund 83 Prozent. Auf kommunaler Ebene bestétigten rund

90 Prozent der Stadt- und Landkreise sowie der kreisangehérigen Gemeinden, organisatorische
MaBnahmen zur Bewiltigung der Pandemie getroffen zu haben. Die folgende Tabelle zeigt die
jeweils gewdhlten Instrumente, dabei waren Mehrfachnennungen moglich.
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Tabelle 6: Zusétzliche Personalkapazitidten wiahrend der Corona-Pandemie
Ministerien Nachgeordnete Kommunen
Dienststellen
Absolut In Prozent Absolut In Prozent Absolut In Prozent
Beschiftigte haben Mehr- 9 75 330 71 385 84
arbeit geleistet
Aufgabenpriorisierung 6 50 243 53 303 66
Abordnungen durch an- 4 33 19 4 14 3
dere Dienststellen/Kom-
munen
Ehemalige Beschiftigte 3 25 11 2 40 9
haben unterstiitzt
Externes Personal 2 17 72 16 102 22
zugezogen
Teilzeitbeschiftigte ha- 1 8 42 9 111 24
ben Arbeitszeit
aufgestockt
Puffer in Personalausstat- 0 0 12 3 7 2
tung eingeplant

Mehrarbeit

Auf allen Verwaltungsebenen haben die Beschéftigten Mehrarbeit geleistet, um die zusétzlichen
Aufgaben zu bewiltigen. Dieses Instrument war das sowohl von den Ministerien und vom nach-
geordneten Bereich als auch von den Kommunen am héufigsten genannte. Allerdings kann laut
Datenerhebung Mehrarbeit in gewissem Umfang voraussichtlich iiber Arbeitszeitausgleich abge-
golten werden. Zwei Ministerien, rund 71 Prozent der nachgeordneten Dienststellen und rund die
Hilfte der Kommunen geben an, ein Ausgleich angesammelter Mehrarbeit sei moglich.

Aufgabenpriorisierung

An zweiter Stelle nannten die Ministerien und nachgeordneten Dienststellen die Aufgabenpriori-
sierung als Moglichkeit, Personal intern freizusetzen. Bei sechs Ministerien fand parallel zur
Mehrarbeit eine Aufgabenpriorisierung statt. Die Interviews zeigten, dass diese meist ad hoc
durchgefiihrt wurde. Dabei unterschieden sich auch die Verfahren: Die Entscheidungen zur Auf-
gabenpriorisierung fielen teils durch die Hausspitze, teils in Referatsleiterbesprechungen, aber
auch im tdglichen Handeln auf Sachbearbeitungsebene. Eine systematische Erfassung der Aufga-
ben und deren Einteilung in wichtig bis unwichtig oder zeitkritisch bis zeitlich nicht kritisch gab
es nur in Einzelfillen.

Das Innenministerium gab hierzu zu bedenken, dass eine Abgrenzung der Prioritdten schwierig
sei, da generell keine verzichtbaren Aufgaben ausgeiibt wiirden. Dagegen weisen die Regierungs-
prasidien darauf hin, dass im Bedarfsfall etwa die Erarbeitung von Konzepten und Strategien
zeitlich geschoben werden konne. Allerdings konne dies dazu fiihren, dass die Erarbeitung von
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Konzepten - und damit strategische Ausrichtungen fiir die Zukunft - langfristig hinausgeschoben
wird und so letztlich die Regularien fiir das Verwaltungshandeln veralten.

Das Justizministerium hélt es nicht fiir moglich, zur Krisenvorsorge eine allgemeine Aufgaben-
priorisierung vorzunehmen. Diese héinge immer von der Ausgestaltung der jeweiligen Krise ab.
Auch das Sozialministerium betont, eine Aufgabenpriorisierung sei nicht vorausschauend mog-
lich. Der Prozess sei stark krisen- und situationsabhéngig und komme deshalb erst in Gang, so-
bald die Krise eingetreten ist. Entscheidend sei, welche Personen sich fiir die Krisenbewiéltigung
eigneten, etwa hinsichtlich der fachlichen Fahigkeiten, aber auch hinsichtlich der Fahigkeit, mit
Zeitdruck und groBlen Arbeitsmengen umzugehen. In der Krisensituation hat das Sozialministe-
rium dann allerdings im gesamten Haus laufend eine Aufgabenpriorisierung vorgenommen.
Amts- und Abteilungsleitungen hétten im Einzelfall eruiert, welche Féhigkeiten bendtigt werden
und vorhanden sind, wo Personal abgezogen werden kann und welche Aufgaben zuriickgestellt
oder auf niedrigerem Niveau weitergefiihrt werden konnten.

Nur wenige Dienststellen haben sich bereits intensiver mit ihrem eigenen Risikopotenzial, der
Definition ihrer Kernprozesse und moglichen Aufgabenpriorisierungen befasst:

e Uber die Zertifizierung der EU-Zahlstelle ist das Landwirtschaftsministerium verpflichtet, ein
Business Continuity Management (BCM) aufzubauen, wobei der Prozess zum Umfragezeit-
punkt noch nicht abgeschlossen war. Das BCM soll bei Projektabschluss nicht nur die EU-
Zahlstelle, sondern auch andere Kernprozesse des Ministeriums umfassen. Auch wenn das
BCM einen wesentlichen Bezug zur IT hat, betrachtet es dariiber hinaus alle Szenarien, die den
Dienstbetrieb beeintrachtigen konnen. Im Rahmen des Notfallmanagements sollen die wesent-
lichen Geschéftsprozesse des Landwirtschaftsministeriums wahrend einer Krise aufrechterhal-
ten werden. Hierflir wurden eine Besondere Aufbauorganisation definiert, ein Notfallhandbuch
erstellt und Zusténdigkeiten geregelt. Ergdnzend wurden mogliche Szenarien auf ihr Risikopo-
tenzial untersucht und die moglichen Auswirkungen auf die Aufgabenerfiillung dargestellt.

e Das Umweltministerium hat sich im Hinblick auf eine mogliche Gasmangellage ausfiihrlich
mit den eigenen Prozessen beschiftigt. So sei beispielsweise eine Ubersicht zur Aufgabenprio-
risierung erstellt worden. Im Juni 2022 stellte das Ministerium einen sogenannten ,,Personal-
pool“ mit 25 Personen aus allen Abteilungen zusammen, um bei Engpédssen in wichtigen Berei-
chen hausintern mit qualifiziertem Personal unterstiitzen zu konnen. Die Beschéftigten des Per-
sonalpools sowie weitere Beschéftigte der Verwaltungsstabsbereiche wurden von der LFS
kurzfristig in Stabsarbeit geschult.

Beim Aufbau der Verwaltung des Nationalparks Schwarzwald wurden die Aufgabenblécke
mittels Eisenhower-Methode? hinsichtlich der Kriterien Wichtigkeit und Dringlichkeit struktu-
riert; bei der Priorisierung hat die Fiihrungsakademie Baden-Wiirttemberg methodisch unter-
stiitzt.

¢ Die BITBW hat wéhrend der Corona-Pandemie eine Prioritétenliste mit Kernprozessen und
Schliisselfunktionen erstellt. Diese wurden in einem vierstufigen Ranking gewichtet. Die Uber-
sicht soll regelméBig aktualisiert und auch nach der Pandemie fortgefiihrt werden.

24 Mit Hilfe der Eisenhower-Methode konnen Aufgaben priorisiert werden. Diese werden nach Wichtigkeit (wichtig - nicht

wichtig) und Dringlichkeit (dringend - nicht dringend) bewertet und dadurch in eine Rangfolge gebracht.
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e Um dem nachgeordneten Bereich eine Aufgabenpriorisierung zu erleichtern, hat das Sozialmi-
nisterium den Gesundheitsdmtern Hinweise gegeben, welche Aufgaben wihrend der Corona-
Pandemie zuriickstehen kdnnen. Dabei handelte es sich in den meisten Féllen um zeitliche Ver-
schiebungen und in wenigen Féllen auch um einen kompletten Verzicht auf die Wahrnehmung
der Aufgabe.

Die Kommunen nutzten das Instrument der Aufgabenpriorisierung deutlich hiufiger als die Lan-
desverwaltung. Dort wurde Personal in grolerem Umfang fiir die Krisenbewiltigung umge-
schichtet. Voraussetzung dafiir war die Entscheidung, welche Aufgaben vorrangig wahrgenom-
men werden sollten und welche nicht.

Fiir die Kommunalen Landesverbénde wire eine frithe Unterstiitzung bei der Priorisierung durch
die Ministerien wiinschenswert gewesen. Eine Priorisierung umfasse gegebenenfalls auch, den
Vollzug von Vorschriften auszusetzen. Eine solche Entscheidung miisste von Seiten des Normge-
bers bzw. der Landesverwaltung getroffen werden. Dies sei in der Krise aber nicht erfolgt. Man-
gels Personalkapazitét hitten aber einige Vorschriften auf kommunaler Ebene nicht mehr umge-
setzt werden konnen, so dass die Entscheidung de facto nach unten delegiert worden sei.

Mehrarbeit und Aufgabenpriorisierung sind Instrumente, um zusétzliche Personalkapazitit aus
der eigenen Dienststelle heraus zu gewinnen. Kann die Dienststelle den Bedarf nicht (mehr) aus
eigener Kraft decken, muss Unterstiitzung von aufien in Anspruch genommen werden.

Abordnungen

Die fiir Abordnungen bestehenden Mdoglichkeiten wurden auf den verschiedenen Verwaltungs-
ebenen in unterschiedlichem Ausmal genutzt. So gab es auf Ministerialebene haufiger Abord-
nungen als bei den nachgeordneten Dienststellen. Hier bediente sich vor allem das Sozialministe-
rium dieses Instruments, um den Personalbestand zu erhohen. Nachdem das Ministerium zu-
néchst versuchte, den Personalmehrbedarf in den betroffenen Bereichen durch eigene Ressourcen
auszugleichen, ging es im November 2020 wegen der Abordnung von Beschéftigten auf die {ibri-
gen Ressorts zu. Die Resonanz der Ministerien auf die Bitte um Unterstiitzung nahm im Laufe
der Krise zu; in Summe waren iiber 200 Personen an das Sozialministerium abgeordnet. Dabei
stellten auch Ressorts Personal bereit, die selbst stark in die Krisenbewéltigung eingebunden wa-
ren, beispielsweise das Kultusministerium und das Wirtschaftsministerium. Fiir den konkreten
Einsatz hat Referat 11 (Personal) des Sozialministeriums direkt Kontakt mit den Ressorts aufge-
nommen und auf Ebene der Personalreferate abgestimmt, wer fiir welche Zeit unterstiitzt. Ein-
satzbereiche des zusitzlichen Personals waren hauptsichlich die Taskforce Impfen, die Erstellung
der Corona-Verordnungen, der Infektionsschutzbereich und das Beschaffungsteam. Aus Sicht des
Sozialministeriums gab es durch die Abordnungen eine spiirbare Entlastung der Personalsitua-
tion. Allerdings sieht das Ministerium das Verfahren zur Personalgewinnung als zu biirokratisch
und wenig offen filir kurzfristige vereinfachte Losungen. Die Schaffung eines landesweiten Perso-
nal- bzw. Abordnungspools fiir Krisensituationen kdnne hilfreich sein.

Nicht nur das Sozialministerium hat wéhrend der Corona-Pandemie das Instrument ,,Abordnung*
genutzt. In geringerem Umfang gab es Abordnungen beispielsweise auch beim Staatsministe-
rium, dem Wirtschaftsministerium und dem Innenministerium. Beim Staatsministerium wurden
Krifte aus anderen Ressorts vor allem fiir die juristische Unterstiitzung bei der Abstimmung von
Corona-Verordnungen sowie in der Offentlichkeitsarbeit, insbesondere die Kommunikation iiber
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Soziale Medien und Erstellung der FAQs, eingesetzt. Beim Wirtschaftsministerium gab es ein-
zelne Abordnungen aus dem Justizministerium. Das Innenministerium nutzte die zusétzliche Un-
terstiitzung in der Stabsarbeit und als Verbindungspersonen in andere Ressorts.

Unterstiitzung durch Externe

Die Landesverwaltung und die Kommunen nahmen zusétzlich externe Krifte zur Pandemiebe-
waltigung in Anspruch. Im Sozialministerium wurden Externe fiir simtliche Aufgaben der Pan-
demiebewiltigung eingesetzt, das Innenministerium wurde durch die Bundeswehr - u. a. durch
das Verbindungskommando Innenministerium (Fachberatung bei Hilfeleistungsantragen an die
Bundeswehr) - sowie weitere externe Kréfte unterstiitzt. Die nachgeordneten Dienststellen setzten
externes Personal {iberwiegend fiir Zugangskontrollen und im Sicherheitsdienst ein. Es kontrol-
lierte z. B. die Einhaltung der Maskenpflicht, der Impfvorgaben und des Mindestabstands. Zudem
wurden externe Krifte fiir erhohte HygienemaBnahmen und zusétzliche Reinigungsintervalle ein-
gesetzt.

Bei den Kommunen hatte der Einsatz externen Personals drei Schwerpunkte:
e Durchfiihren von Corona-Tests bzw. Betrieb von Testzentren,

e Unterstiitzung bei Impfungen, Betrieb von Impfzentren und Unterstiitzung bei Impfterminver-
einbarungen sowie

o Kontaktpersonennachverfolgung und Fallmanagement.

Fiir diese Aufgaben wurde der Personalbedarf iiberwiegend durch Hilfsorganisationen, iiber die
Bundeswehr oder iiber Personaldienstleister und zusétzlich eingestelltes Personal gedeckt. Auller-
dem gaben viele Kommunen an, dass sie Unterstiitzung aus der Bevolkerung, durch Ehrenamtli-
che sowie Vereine erhielten. Beschéftigte von anderen Behdrden, beispielsweise Landesbeschaf-
tigte, wurden dagegen nur vereinzelt als Unterstiitzung genannt.

Dabei hatte das Sozialministerium im November 2020 - und nochmals im Friithjahr 2021 - bei den
Landesbehorden nicht nur um Unterstiitzung fiir das eigene Haus, sondern auch fiir die Gesund-
heitsdmter in den Stadt- und Landkreisen gebeten. Die Ressorts reichten die Bitte an die jeweils
nachgeordneten Behorden weiter, biindelten die Antworten und iibermittelten die Kontaktdaten
der benannten Personen an das Sozialministerium. Das Sozialministerium leitete die Daten an die
Gesundheitsdmter weiter. Nannten Beschéftigte einen Wunsch-Einsatzort, z. B. Gesundheitsim-
ter nahe ihrem eigenen Wohnort, wurden diese Kandidaten den jeweiligen Gesundheitsdmtern
direkt benannt. Wer keinen konkreten Wunsch nannte, wurde auf einer zentralen Liste erfasst, die
samtlichen Gesundheitsimtern zuging. Die weitere Abwicklung erfolgte dezentral, d. h. die Kon-
taktaufnahme zu den genannten Personen und deren Dienststellen war Sache des jeweiligen Ge-
sundheits- bzw. Landratsamts.

Das Justizministerium wihlte im Frithjahr 2021 bei der zweiten Anfrage um Unterstiitzung ein
abweichendes Vorgehen. Es stellte den Stadt- und Landkreisen frei, sich mit ihrem konkreten Be-
darf direkt an das Obergericht zu wenden, das fiir die Gerichte und Staatsanwaltschaften zustén-
dig ist. Uber Anfragen und Abordnungsentscheidungen sollte im Anschluss an das Justizministe-
rium berichtet werden.
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Die Antworten der Landesdienststellen auf die Umfrage des Rechnungshofs spiegeln eine hohe
Bereitschaft bei den Beschiftigten, die Kommunen zu unterstiitzen. In mehreren Kommentaren
wird aber beklagt, dass in der Folge kein Kontakt mit den Beschéftigten aufgenommen worden
sei. Diese erhielten auch keine Absage, dass ihre Unterstiitzung nicht benétigt wird. Es tliberrascht
insoweit nicht, dass sich nach Angaben der Interviewpartner bei spdteren Anfragen weniger Be-
schéftigte meldeten.

Die Antworten aus dem kommunalen Bereich geben allerdings auch Hinweise darauf, warum
Kontaktaufnahmen nicht erfolgten und es nur in wenigen Féllen tatsidchlich zu Unterstiitzungsein-
sdtzen von Landesbediensteten bei den Kommunen kam. Ein Landratsamt aus dem Regierungs-
bezirk Freiburg wies darauf hin, dass die Gesundheitsdmter in der Hochphase der Pandemie keine
freien Kapazitéten hatten, um sich aktiv um die Auswahl und den Einsatz Interessierter zu kiim-
mern und die gegenseitigen Erwartungen abzustimmen. Von anderer Seite wird dargestellt, dass
einige Beschéftigte wegen der von ihnen gestellten Bedingungen nicht in Frage kamen. Dazu ge-
horen z. B. Vorstellungen zum zeitlichen Umfang des Einsatzes oder zum Arbeiten von zu
Hause.

Bewertung und Empfehlungen:

Von der Krise waren in der Landesverwaltung nicht alle Dienststellen in gleicher Weise betrof-
fen. Einige Dienststellen mussten keine organisatorischen Maflnahmen treffen, um krisenbedingte
Mehraufgaben zu bewiltigen. Sie konnten - teils mit Anderungen in der Art der Aufgabenerledi-
gung wie beispielsweise Arbeiten von zu Hause - in der {iblichen Weise weiterarbeiten und auch
Fristen und Termine nach au3en in gewohnter Weise setzen. Diese trafen aber in anderen Behor-
den auf eine Verwaltung, die im Krisenmodus arbeitete, wobei Mehrarbeit anfiel und einige Be-
reiche personell ausgediinnt waren.

Auch in Krisenzeiten gilt fiir die Aufgabenerledigung grundsétzlich das Ressortprinzip (siehe
Punkt 2.2.3). Die Entscheidung, wie mit einem hoheren Arbeitsanfall in Krisensituationen umge-
gangen wird, ist deshalb zunichst Aufgabe der jeweils betroffenen Behorde.

Zur Bewiltigung nutzten die Dienststellen am haufigsten Mehrarbeit, so dass der Mehrbedarf an
Personal {iberwiegend aus der eigenen Dienststelle heraus gedeckt wurde. Mehrarbeit ist eine na-
heliegende und geeignete Reaktion bei unerwartet auftretenden Arbeitsspitzen und zusétzlichen
Aufgaben. Dauern Krisensituationen ldnger, schliefen sich neue Krisensituationen an oder iiber-
lagern sich, stof3t Mehrarbeit nicht zuletzt unter Fiirsorgegesichtspunkten an Grenzen. Das Instru-
ment der Mehrarbeit eignet sich also nur als voriibergehende Maflnahme zur Krisenbewéltigung.

Dauern die Krisensituation und der Personalmehrbedarf iiber einen lingeren Zeitraum an, miissen
andere Mittel und Wege zur Erhohung der Personalkapazitit genutzt werden. Bei besonders be-
troffenen Dienststellen reichen dann gegebenenfalls auch interne MaBBnahmen - Umschichtungen
oder Aufstockung von Teilzeit - nicht mehr aus, um den Arbeitsanfall zu bewéltigen. Dann be-
darf es zusétzlicher Unterstiitzung von auf3en.

Dabei kann es sich um Krifte aus anderen Bereichen der Landesverwaltung oder Externe han-
deln. GroBe Unterstiitzung wahrend der Pandemie erfuhren die Landesverwaltung und die kom-
munale Ebene durch das Landeskommando der Bundeswehr. Die Bundeswehr half insbesondere
in Impfzentren und bei der Kontaktpersonennachverfolgung. Eine Amtshilfe durch das Landes-
kommando der Bundeswehr setzt allerdings voraus, dass dort entsprechende Personalkapazitéten
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verfligbar gemacht werden konnen. Dies hdngt auch davon ab, ob weitere Lagen parallel zu be-
wiltigen sind.

Die Landesverwaltung kann und sollte sich deshalb nicht darauf verlassen, von externen Kriften
bei der Krisenbewiltigung unterstiitzt zu werden. Eine grofle Verwaltung wie die Landesverwal-
tung sollte zudem den Anspruch an sich selbst haben, in Krisenzeiten in signifikantem Umfang
auch eigene Ressourcen bedarfsgerecht ,,umschichten zu kdnnen. Sie sollte in der Lage sein

- oder sich darauf einrichten - in Krisenzeiten zunichst eine Personalgewinnung innerhalb der
Landesverwaltung sicherzustellen.

Bei personellen Mehrbedarfen in einzelnen Bereichen waren in der Vergangenheit regelméfig
Abfragen bei anderen Dienststellen und Aufrufe das Mittel der Wahl, um personelle Verstarkung
von auBerhalb der eigenen Behorde zu erhalten. Auch das Sozialministerium hat, um seinen
wachsenden krisenbedingten Personalbedarf zu decken, diesen Weg gewihlt. Allerdings hat das
Verfahren eine Reihe von Nachteilen. Es beruht auf dem Prinzip der Freiwilligkeit und setzt ne-
ben dem Interesse einzelner Personen auch die Bereitschaft der abgebenden Dienststelle zu unei-
genniitziger Hilfe voraus - die aber nicht immer gegeben sein muss. Vor allem aber bedarf es

- oftmals in jedem Einzelfall - umfangreicher Aktivitdten und Abstimmungen, die nicht nur zeit-
raubend, sondern auch personalintensiv sind. Zeit und Personal sind Ressourcen, die in einer Ver-
waltung im Krisenmodus ohnehin knapp sind.

Deshalb liegt der Gedanke nahe, die Prozesse zeitlich nach vorne zu verlagern und sie zu einem
Bestandteil der vorausschauenden Krisenbewiéltigung zu machen. In diesem Sinne ist die Idee ei-
nes ,,Personalpools® zu verstehen: unabhingig von einer Krisensituation werden Daten zu Perso-
nen vorgehalten, die im Krisenfall bereit sind, andere Dienststellen zu unterstiitzen. Tatséchlich
konnte dadurch zu Beginn einer Krise wertvolle Zeit gewonnen werden. Allerdings ist zu beden-
ken, dass eine Erhebung bei allen Beschiftigten, bezogen auf mehrere Qualifikationsmerkmale,
aufwendig und komplex wire. Grundlage konnten dabei auch nur Selbsteinschédtzungen der Be-
fragten sein. Vor allem aber unterliegen die vorzuhaltenden Daten hiufigen Anderungen und ver-
alten deshalb schnell. Im Krisenfall verursachen Daten, die nicht mehr aktuell sind, dann wiede-
rum einen hohen Aufwand zur Nachsteuerung. Um dies zu vermeiden, miissten die Angaben per-
manent gepflegt werden. Auch das Problem, dass bei einem System auf freiwilliger Basis die an-
gebotenen nicht unbedingt mit den nachgefragten Qualifikationen iibereinstimmen, ist bei einem
Personalpool schwer zu 19sen.

Der Rechnungshof hélt Abfragen und Aufrufe in Krisensituationen als ergdnzende Maflnahme,
etwa zur Gewinnung besonderer Qualifikationen, durchaus fiir geeignet - nicht aber als fithrendes
prospektives Instrument fiir die Bereitstellung von Personalressourcen innerhalb der Landesver-
waltung. Um solche Abfragen und Aufrufe zu erleichtern, kdnnte erwogen werden, in den ohne-
hin vorhandenen Personalverwaltungssystemen des Landes unverdnderliche Qualifikationen
(etwa eine medizinische oder juristische Ausbildung, langjdhrige Erfahrung in der ,,Blaulichtfa-
milie* oder auch die Teilnahme an Schulungen zu Krisensituationen) zu hinterlegen. Dies konnte
zumindest fiir neueingestelltes Personal mit {iberschaubarem Aufwand erfolgen.

Wihrend der Pandemie haben viele Dienststellen Aufgabenpriorisierungen vorgenommen, um
intern zusitzliche Personalressourcen zu generieren. An diese Praxis konnte ein kiinftiges ressort-
weites, regelgebundenes Verfahren zur Gewinnung von Personalkapazititen fiir Krisensituatio-
nen ankniipfen. Jedes Ressort sollte, fiir das Ministerium wie fiir den nachgeordneten Bereich,
seine Aufgaben priorisieren: Aufgabenbereiche, Aufgaben und/oder einzelne Tatigkeiten kdnnten
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Kategorien von ,,hoch prioritir bis ,,wenig prioritir zugeordnet werden. Dies sollte nicht erst in
der Krise, sondern vorausschauend erfolgen. In einer konkreten Krisensituation konnte dann

- orientiert an dieser Aufgabenpriorisierung und entlang der spezifischen Anforderungen der
Krise - entschieden werden, welche Aufgaben zuriickgefahren werden sollen. Dabei konnte auch
die Qualifikation des betreffenden Personals beriicksichtigt werden.

Mit einem solchen Vorgehen konnte im Bedarfsfall die Aufgabenwahrnehmung in den zuvor de-
finierten Bereichen ohne groBen Vorlauf eingeschriankt und die Personalressourcen intern oder zu
einer anderen Dienststelle umgeschichtet werden. In der Anlaufphase der Krisenbewéltigung
wiirde wertvolle Zeit und Personalkapazitit gespart.

Damit wiirde, anders als bisher, auch die Aufgabenwahrnehmung in den abgebenden Héusern zu
einem Kriterium bei der Unterstiitzung anderer Dienststellen. Der konkrete Prozess der reduzier-
ten Aufgabenwahrnehmung wiirde dann ausgelost, wenn die Landesregierung entscheidet, in den
Krisenmodus zu wechseln (siehe Punkt 2.2.4) und entsprechende Unterstiitzungsbedarfe krisen-
betroffener Dienststellen anerkennt. Ab diesem Zeitpunkt wire es dann moglich, sukzessive Per-
sonalbedarfe geltend zu machen bzw. zu bedienen. Mit der Bindung an einen Beschluss des Mi-
nisterrats wiirde auch der Grad an Verbindlichkeit fiir alle Beteiligten erhoht.

Dem Rechnungshof ist bewusst, dass verbreitet Vorbehalte gegen eine ex ante Aufgabenpriorisie-
rung bestehen. Diese Vorbehalte sind auch nicht unbegriindet: Mit dem Verfahren diirften
zwangslaufig schwierige und unpopulére Entscheidungen verbunden sein. Solche lassen sich al-
lerdings auch nicht vermeiden, wenn Priorisierungen in Krisenzeiten ad hoc erforderlich werden.
Das Argument, in bestimmten Dienststellen sei keine Aufgabenpriorisierung moglich, weil alle
Aufgaben gleich wichtig seien oder keine unnétigen Aufgaben erledigt wiirden, ldsst der Rech-
nungshof indes nicht gelten. So hat das Sozialministerium wéhrend der Pandemie bewiesen, dass
eine schrittweise Aufgabenpriorisierung sehr wohl moglich ist - und sei es, weil die faktische
Lage keine andere Wahl ldsst. Auch das Umweltministerium, das Landwirtschaftsministerium
und Dienststellen aus den nachgeordneten Bereichen liefern Beispiele, dass eine strukturierte Be-
schiftigung mit dem Thema als vorausschauende Mafinahme moglich und sinnvoll ist. Diese An-
sdtze konnen insoweit als ,,Best Practice® fir andere Dienststellen dienen.

Allerdings wird es zwischen den Ressorts aufgrund der unterschiedlichen Strukturen keinen ein-
heitlichen Mafstab fiir die Priorisierung geben kdnnen. Fiir eine reduzierte Aufgabenwahrneh-
mung bieten sich in erster Linie Bereiche an, in denen Freiwilligkeitsleistungen erbracht werden.
Aber auch bei gesetzlich geregelten Aufgaben, fiir die kein fester Umfang der Aufgabenwahrneh-
mung normiert ist, kann auf ein niedrigeres Niveau gewechselt werden.

Fiir eine stirkere Rolle der Aufgabenpriorisierung im (vorausschauenden) Krisenmanagement
spricht auch, dass sie kiinftig im Behdrdenalltag ohnehin eine groere Bedeutung bekommen
wird. Der demographische Wandel wird Entscheidungen zum Umfang der Aufgabenwahrneh-
mung auch auBBerhalb akuter Krisenlagen unausweichlich machen. Daher ist es bei einer gleich-
bleibenden oder sogar abnehmenden Anzahl an Ressourcen notwendig, den bestehenden Aufga-
benbestand kritisch zu hinterfragen.?* Einen solchen Prozess, die laufende Priifung des Aufgaben-
bestandes und der Art der Erledigung, sieht die Dienstordnung fiir die Landesverwaltung zwar

25 Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) ,,Handbuch fiir Organisationsuntersuchungen und Personal-
bedarfsermittlung* 2018: Seite 95.
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bereits heute vor.> Ein etabliertes Fithrungsinstrument sind Aufgabenkritik und Aufgabenpriori-
sierungen bislang indes nicht, auch wenn es Ausnahmen gibt. Es liegt aus Sicht des Rechnungs-
hofs nahe, den Prozess der Aufgabenkritik mit dem Krisenmanagement zu verkniipfen.

(E 22) Alle Ressorts sollten - bereits auBerhalb einer Krisensituation - ihre Aufgaben systema-
tisch erfassen und priorisieren. Sie sollten festlegen, welche Aufgaben im Krisenfall
nicht mehr oder nur noch in reduziertem Umfang wahrgenommen werden sollen.

(E 23) Mit der Aufgabenpriorisierung sollten die Voraussetzungen dafiir geschaffen werden,
den Personaleinsatz im Krisenfall quantitativ und qualitativ zielgerichtet zu steuern. Die
Ressorts sollten deshalb im Zuge der Priorisierung auch erheben, welche Personalkapa-
zititen mit welchen Qualifikationen durch die reduzierte Wahrnehmung der betreffenden
Aufgabe freigesetzt werden konnten.

Zeit ist bei der Krisenbewiltigung ein zentraler Faktor. Benétigt eine Dienststelle Unterstiitzung
aus anderen Bereichen, muss es schnell gehen. Um in einer konkreten Krisensituation auf-
wendige Verfahren zu vermeiden, sollte der Prozess zur Personalgestellung - etwa {iber Abord-
nungen - im Voraus geklért und festgelegt sein. Dazu gehdrt, Kommunikationskanéle zwischen
den beteiligten Dienststellen zu klaren und Ansprechpartner festzulegen. Dazu gehort aber auch,
die internen Prozesse, etwa hinsichtlich der Beteiligung der Personalvertretung, so zu gestalten,
dass moglichst kein Zeitverzug entsteht.

(E 24) Um innerhalb der Landesverwaltung im Bedarfsfall schnell Personal bereitstellen zu
konnen, sollte die Landesregierung die erforderlichen Strukturen und Prozesse im Vor-
feld kldren und festlegen. Dies betrifft insbesondere die Ausgestaltung der Bedarfsmel-
dung und ein moglichst 6konomisches Verfahren der Personalgestellung.

(E 25) Das Innenministerium sollte priifen, ob die bestehenden Regelungen fiir den Einsatz von
Personal auBerhalb der jeweils eigenen Dienststelle flexibel genug sind, um eine rasche
und effektive Personalgestellung zu ermdglichen.

(E 26) Mit der Entscheidung des Ministerrats, in den Krisenmodus zu wechseln, sollten die
Ressorts die notwendigen internen Prozesse zur konkreten Aufgabenreduzierung vorbe-
reiten. Ziel sollte es sein, geltend gemachte und vom Ministerrat anerkannte Personal-
mehrbedarfe eines oder mehrerer Ressorts zur Krisenbewaltigung moglichst ziigig und
in einem mdglichst einfachen Verfahren den betreffenden Dienststellen zur Verfiigung
stellen zu konnen.

Das gilt grundsétzlich auch im Verhéltnis zwischen Land und Kommunen. Das Angebot des Lan-
des wihrend der Pandemie, Personal auch zu kommunalen Dienststellen abzuordnen, ist - trotz
bestehenden Interesses auf Seiten der Beschéftigten und der Kommunen - letztlich kaum wahrge-
nommen worden. Ausschlaggebend war der vergleichsweise hohe Abstimmungsaufwand, der
von den betroffenen kommunalen Dienststellen parallel zur laufenden Krisenbewiltigung hétte
betrieben werden miissen. Vor diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, weshalb die Amtshilfe
der Bundeswehr fiir die Kommunen attraktiv war: sie war vergleichsweise unkompliziert und

26 Gemeinsame Anordnung der Ministerien iiber die Dienstordnung fiir die Landesverwaltung Baden-Wiirttemberg
vom 31. Januar 2019, Az.: 1-0200.0/12.
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fithrte schnell zu Ergebnissen. Ziel sollte sein, den Prozess einer personellen Unterstiitzung der
Kommunen so vorzubereiten, dass er im Bedarfsfall schnell und effektiv funktioniert.

(E 27) Festlegungen zu Prozessen der Personalgestellung bzw. -gewinnung in Krisenzeiten
sollte die Landesverwaltung auch mit der kommunalen Ebene treffen. Hier sollte das In-
nenministerium federfilhrend im Dialog mit den Kommunalen Landesverbanden kléren,
welche Stellen auf beiden Seiten im Krisenfall die Personalgewinnung koordinieren.

Schulungen und Ubungen

Fiir eine effektive und effiziente Krisenbewiltigung sollte Personal nicht nur quantitativ in aus-
reichender Anzahl vorhanden sein. Es muss auch iiber die erforderlichen fachlichen und organisa-
torischen Kenntnisse verfiigen, die fiir die Krisenbewéltigung wesentlich sind. Bei den fachlichen
Kenntnissen geht es um die inhaltliche Bewéltigung einer Krise, z. B. Kenntnisse zum Infektions-
schutz, zu Tierseuchen oder zu kerntechnischen Storfillen. Organisatorische Kenntnisse beziehen
sich auf den operativen Umgang mit einer Krise, insbesondere auf die Anwendung von Stabsar-
beit.

Der Rechnungshof hat erhoben, ob und in welchem Umfang in der Landesverwaltung und bei
den Kommunen Schulungen und Ubungen zum Krisenmanagement durchgefiihrt werden. Wih-
rend Schulungen das theoretische Wissen fiir die Bewéltigung von Krisenlagen vermitteln, er-
mdglichen Ubungen, dieses theoretische Wissen in der Praxis anzuwenden.

2.4.2.1 Landesverwaltung

Schulungen

Alle Ministerien”” und Regierungsprisidien teilten mit, dass Beschiftigte in den letzten 5 Jahren
an Schulungen zum Krisenmanagement oder zur Stabsarbeit teilgenommen haben. Dagegen sind
es bei den weiteren nachgeordneten Behorden nur 13 Prozent. Besonders hiufig finden sich da-
runter Dienststellen des Innenressorts. Auerdem besteht ein statistisch signifikanter Zusammen-
hang zwischen Schulungen und der Dienststellengréfe. Demnach werden Beschiftigte in grof3e-
ren Dienststellen eher in Bezug auf das Krisenmanagement geschult.

Umgekehrt heiB3t das: In 87 Prozent der nachgeordneten Dienststellen fanden in den vergangenen
5 Jahren keine Schulungen zum Krisenmanagement statt. Die meisten dieser Dienststellen be-
griinden dies mit der Unkenntnis {iber Schulungsangebote. An zweiter Stelle wird genannt, dass
die Eintrittswahrscheinlichkeit und mogliche Folgen kiinftiger Krisen gering seien. Zeitmangel
wird hingegen vergleichsweise selten angefiihrt.

Teilweise gaben Dienststellen an, keine Katastrophenschutzbehodrde oder zu klein zu sein, so dass
sich Schulungen zu Krisenmanagement oder Stabsarbeit flir sie nicht lohnten. Andere Dienststel-
len meinten, es sei keine entsprechende Anweisung der {ibergeordneten Behorde erfolgt, entspre-
chende Schulungen durchzufiihren.

27 Mit Ausnahme des Ministeriums fiir Landesentwicklung und Wohnen, das erst in der 17. Legislaturperiode neu
gebildet wurde.
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Das Innenministerium hélt es fiir wiinschenswert, Krisenmanagement bzw. Stabsarbeit in der
Landesverwaltung deutlich mehr zu schulen. Ein landesweites Konzept, wer von wem in Bezug
auf Krisenmanagement geschult werden soll, existiert jedoch nach Angaben des Ministeriums
nicht. Allerdings informiere das Innenministerium auf Ministerialebene {iber entsprechende
Schulungsangebote der Bundesakademie fiir Bevolkerungsschutz und Zivile Verteidigung
(BABZ).

Mit der LFS bietet auch eine landeseigene Dienststelle Schulungen an, deren Lehrangebot durch
das Innenministerium festgelegt wird. Die Bereiche Krisenmanagement, Katastrophenschutz, Zi-
vilschutz und Stabsausbildung haben bei der LFS in den letzten 10 Jahren stark an Bedeutung zu-
genommen. Zum Thema Stabsarbeit (Verwaltungsstab/Krisenstab) bietet sie beispielsweise
Grundlagenschulungen an. Die grofBe Mehrheit der Teilnehmenden kommt aus Regierungsprasi-
dien, Landratsdmtern oder Stadtkreisen, nur selten von oberen und obersten Landesbehérden.
Schulungen werden von der LFS auch als Vor-Ort-Schulungen bei den jeweiligen Behdrden an-
geboten. In der Regel kommen die jeweiligen Dienststellen hierfiir auf die LFS zu und melden
Schulungsbedarf an. Die LFS geht nicht in Eigeninitiative auf andere Dienststellen zu, da die
Schulungskapazititen aktuell weitgehend ausgeschopft sind.

Ubungen

In der Landesverwaltung gibt es Ubungen zu Gefahrensituationen oder mdglichen Krisenereig-
nissen in unterschiedlichen Dimensionen. Neben groBen ebeneniibergreifenden Ubungen wie der
bundesweiten LUKEX organisieren auch einzelne Ressorts Ubungen fiir den eigenen Bereich.
Beim Umweltministerium fiihrt beispielsweise die Abteilung 3 (Kernenergieliberwachung, Strah-
lenschutz) regelmiBig groBere, teilweise auch grenziiberschreitende Ubungen durch.

Bei der Bund-Linder-Ubung LUKEX 18, die sich mit einer Gasmangellage befasste, lag neben
der fachlichen Bewiltigung ein Schwerpunkt auf der Krisenkommunikation. Die LUKEX-Ubung
im September 2023 beschiftigte sich mit dem Thema Cyberangriff auf das Regierungshandeln
mit dem Fokus auf der Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunktionen. Daneben betei-
ligt sich das Innenministerium an ressortiibergreifenden Ubungen, z. B. zu den Themen Gasman-
gellage und Stromausfall. Aus Sicht des Innenministeriums sei eine Erkenntnis der vergangenen
Ubungen, dass auch bei vermeintlich isolierten fachlichen Themen eine breite fachliche Betrof-
fenheit in nahezu allen Ressorts festzustellen sei. Dies trage dazu bei, dass zunehmend Offenheit
fiir solche Ubungen bestehe.

Die meisten Ministerien geben an, in den letzten 5 Jahren Ubungen zu Gefahrensituationen oder
mdglichen Krisenereignissen durchgefiihrt oder an solchen Ubungen teilgenommen zu haben. Bei
den nachgeordneten Dienststellen trifft das allerdings nur fiir rund 22 Prozent zu. Auch bei den
Ubungen gibt es einen statistisch signifikanten Zusammenhang mit der DienststellengroBe. Dem-
nach iiben eher grofiere Dienststellen.

Wenn Ubungen durchgefiihrt wurden, bezogen sich diese inhaltlich iiberwiegend auf Stromaus-
fall, gefolgt von Amoklagen, Terroranschligen und Geiselnahmen. Vereinzelt folgen noch Ubun-
gen zu Hochwasserlagen, kerntechnischen Storfillen, Tierseuchen und anderen fachlichen Lagen.
Inhalte des Krisenmanagements wie Alarmierung oder Stabsarbeit wurden in den letzten 5 Jahren
landesweit nur von wenigen nachgeordneten Dienststellen geiibt.
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Der Hauptgrund, weshalb Dienststellen nicht an Ubungen teilnehmen, ist wiederum die Unkennt-
nis {iber Ubungsangebote. Die Hilfte der Dienststellen kann nicht einschiitzen, welchen Inhalt
Ubungen haben sollten. Fast ebenso hiufig wird genannt, dass die Eintrittswahrscheinlichkeit und
mogliche Folgen kiinftiger Krisen als gering eingeschitzt werden. Zeitgriinde werden dagegen
seltener angefiihrt, ebenso fehlende personelle Ressourcen.

2.4.2.2 Kommunen

Etwa ein Drittel der Kommunen gibt an, an Schulungen oder Ubungen zum Krisenmanagement
teilgenommen zu haben. Am haufigsten wurde der Bereich Hochwasser und Starkregen geschult
und geiibt, gefolgt von Stromausfall. Mit deutlichem Abstand folgt das Thema Stabsarbeit. Die
ibrigen Nennungen verteilten sich auf einzelne Sachthemen wie beispielsweise die Erstellung
von Krisenhandbiichern, Tierseuchen, Massenanfall von Verletzten oder Unwetter. Bei den Schu-
lungen und Ubungen zur Stabsarbeit stammt mehr als die Hilfte der Nennungen von Landkrei-
sen, die mit ihrer Zustindigkeit als Untere Katastrophenschutzbehdrden allerdings auch einen en-
geren Bezug zum Thema haben als kreisangehorige Gemeinden.

Die Initiative, Ubungen und Schulungen durchzufiihren, geht in fast zwei Drittel der Fille von
der jeweiligen Kommune selbst aus. Mit deutlichem Abstand gaben kreisangehdrige Gemeinden
an, dass Landratsamter oder Regierungsprésidien auf sie zukamen.

Die Durchfiihrung der Schulungen und Ubungen findet bei den Kommunen iiberwiegend in Ei-
genregie statt, teilweise durch die ortlichen Feuerwehren. Daneben werden private Unternehmen,
Landratsdmter, Regierungsprésidien und die LFS genannt. Kommunalspezifisch ist die Nutzung
der Verwaltungsschule und der Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie. Nur wenige Kommu-
nen nutzen das Angebot der BABZ auf Bundesebene, darunter sieben Landkreise und ein Stadt-
kreis, aber nur eine kreisangehorige Gemeinde.

Als hiufigster Grund, warum keine Schulungen oder Ubungen durchgefiihrt wurden, wird auf
kommunaler Ebene Zeitmangel genannt, gefolgt von der fehlenden Kenntnis, welchen Inhalt
diese haben sollten. Dagegen ist die Aussage, dass keine Schulungs- oder Ubungsangebote be-
kannt seien, bei den Kommunen deutlich seltener als bei den Landesdienststellen.

Bewertung und Empfehlungen:

Krisenmanagement ist Fiihrungsaufgabe. Dies gilt sowohl fiir die Landesverwaltung als auch fiir
die kommunale Ebene. Um in Krisensituationen angemessen agieren zu konnen, muss die Fiih-
rungsebene in den Behdrden iiber entsprechende Kenntnisse verfiigen und die Fithrungskrifte fiir
das Krisenmanagement sensibilisiert sein.

Die Umfragen des Rechnungshofs haben gezeigt, dass bei den obersten Landesbehdrden und den
Regierungsprisidien noch am ehesten Schulungen und Ubungen durchgefiihrt werden. Bei den
nachgeordneten Dienststellen, aber auch im kommunalen Bereich, sind entsprechende Mafinah-
men weit weniger {iblich. Auch die Erfahrungen der Regierungsprisidien aus Ubungsszenarien
zeigen, dass in vielen Dienststellen kaum Know-how zum Krisenmanagement vorhanden ist.
Dies erschwert in Krisenlagen gemeinsame, abgestimmte Reaktionen. Fehlendes Wissen und
mangelnde Ubung kosten gerade zu Beginn einer Krise wertvolle Zeit.
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Rechtzeitige und regelmiBige Schulungen und Ubungen vermitteln und vertiefen nicht nur die
notwendigen Kenntnisse, sondern bieten auch Raum fiir einen Erfahrungsaustausch und eine Ver-
netzung von Ansprechpartnern iiber Dienststellen hinweg. Der Rechnungshof hilt es fiir erforder-
lich, das Schulungs- und Ubungsangebot zum Krisenmanagement auszubauen. Idealerweise soll-
ten entsprechende Kenntnisse bereits dem Fiithrungs-Nachwuchs vermittelt werden. Als Anbieter
fiir ein ausgebautes Angebot kommen deshalb nicht nur die LFS, sondern auch die Fiihrungsaka-
demie Baden-Wiirttemberg und die Verwaltungshochschulen in Kehl und Ludwigsburg in Frage.

Aus Sicht des Rechnungshofs miissen Schulungen zum Krisenmanagement nicht flichendeckend
fiir simtliche Beschéftigten der Landesverwaltung stattfinden. Vielmehr sollten diese zielgrup-
penspezifisch zugeordnet und abgestuft werden. Personen, die Aufgaben des Krisenmanagements
iibernehmen, brauchen ein theoretisches und praktisches Grundverstindnis. Es sollten also insbe-
sondere alle diejenigen Personen geschult werden, die auch im Krisenfall in die Stabsarbeit ein-
gebunden werden, einschlieBlich eventueller Vertreter. Gleiches gilt fiir Ubungen.

Die mehrheitliche Aussage der nachgeordneten Dienststellen, keine Schulungsangebote zu ken-
nen, legt nahe, dass der Informationsfluss {iber bestehende Angebote unzureichend ist. Eine ho-
here Schulungs- und Ubungsdichte sollte deshalb durch entsprechende Informationen begleitet
werden. Hierfiir bietet sich eine ressortweise Biindelung an.

(E 28) Das Innenministerium sollte definieren, welche (Basis-) Kompetenzen fiir Krisenlagen
in der Landesverwaltung vorhanden sein miissen. Es sollte die Ressorts auf geeignete
Schulungsangebote hinweisen. Im Bedarfsfall sollte das Ministerium Angebote entwi-
ckeln lassen, die auf die spezifischen Bediirfnisse der Landesverwaltung zugeschnitten
sind.

(E 29) Die Ministerien sollten jeweils fiir ihren Ressortbereich priifen, welche Schulungsange-
bote in Betracht kommen und fiir eine Teilnahme werben. Insbesondere fiir Beschéftigte,
die fiir Stabsarbeit oder andere Aufgaben im Krisenmanagement vorgesehen sind, soll-
ten Schulungen verpflichtend vorgesehen sein.

(E 30) Das Innenministerium sollte Schwerpunkte fiir kiinftige Ubungen definieren. Zudem
sollte es fir die Ministerialebene sicherstellen, dass simtliche Ministerien regelméBig in
Ubungen einbezogen werden.

(E31) Die Ministerien sollten fiir ihren Ressortbereich sicherstellen, dass regelmiBig Ubungen
zum Krisenmanagement, insbesondere zur Stabsarbeit, durchgefiihrt werden.

(E 32) Die Landesverwaltung sollte Themen des Krisenmanagements, insbesondere der Stabs-
arbeit, in Curricula der Aus- und Fortbildungseinrichtungen des Landes einbringen, um
das Angebot und die Vielfalt an entsprechenden Schulungen zu erhohen. Zu denken ist
hier insbesondere an die Fiihrungsakademie, die Landesfeuerwehrschule und die Hoch-
schulen fiir 6ffentliche Verwaltung in Kehl und Ludwigsburg.

Krisenkompetenz der Verwaltung

In einer Krisensituation stellt zunachst jede Dienststelle in eigener Verantwortung (gegebenen-
falls mit Unterstiitzung {ibergeordneter Behorden) ihre Funktionsfahigkeit sicher. Die Fahigkeit
einer Organisation, mit Krisensituationen umzugehen, wird im Folgenden als ,,Krisenkompetenz*
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bezeichnet. Die Krisenkompetenz umfasst nicht nur das Wissen iiber fachliche und organisatori-
sche Elemente der Krisenbewiltigung. Sie schliefit dariiber hinaus auch Handlungskompetenzen
mit ein, d. h. die Féhigkeit, im Ernstfall die notwendigen Maflnahmen auch entsprechend umzu-
setzen.

Krisenkompetenz der Landesverwaltung

Die folgende Abbildung zeigt, wie die Ministerien und nachgeordneten Dienststellen ihre Krisen-
kompetenz einschétzen.

Abbildung 16:  Krisenkompetenz der Ministerien und der nachgeordneten Dienststellen

WIE BEWERTET IHRE DIENSTSTELLE IHRE FACHLICHEN
KOMPETENZEN FUR DAS KRISENMANAGEMENT?

Ministerien
(MW=5,8; SD=1,1)

Nachgeordnete Dienststellen

(MW~=4.2: SD-1.2) 107 192 150

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

defizitir  teils/teils = gut

Die Ministerien schitzen ihre Krisenkompetenz {iberwiegend gut ein. Die nachgeordneten
Dienststellen sehen die eigenen Kompetenzen dagegen kritischer. Hier schétzt sich nur rund ein
Drittel der Dienststellen als gut ein, rund 43 Prozent liegen mit teils/teils im Mittelfeld und im-
merhin rund ein Viertel schitzen ihre Krisenkompetenz defizitér ein.

Der Rechnungshof hat analytisch untersucht, worauf sich die Einschitzungen der Dienststellen
bzgl. der eigenen Fachkompetenz fiir das Krisenmanagement zuriickfiihren lassen.?® Demzufolge
schitzen sich Dienststellen selbst kompetenter ein, wenn Konzepte fiir die Biindelung von krisen-
bedingten Aufgaben vorliegen und diese eingeiibt sind. Gleiches gilt, wenn Dienststellen an
Schulungen und Ubungen zum Krisenmanagement teilgenommen haben. Reines Theoriewissen,
also die bloBe Kenntnis der VwV Stabsarbeit oder des Handbuchs Pandemieplanung, fiihrt hinge-
gen nicht dazu, dass sich die Dienststellen kompetenter einschétzen.

Die Ergebnisse decken sich mit den Angaben der Dienststellen in Freitexten. Gute Kompetenz
wird dadurch begriindet, dass Kenntnisse aus anderen Notlagen oder Krisensituationen iibertra-
gen werden konnten. Auch eingeilibte Kommunikationswege, eine klare Zusténdigkeitsregelung
und die Teilnahme an Ubungen und Schulungen seien Erfolgsfaktoren. Ebenfalls positiv wirke
sich eine gute Vernetzung mit anderen Behorden aus.

28 Hierzu wurde das statistische Verfahren der multiplen Regressionsanalyse angewandt.
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Die Einschitzung der fachlichen Kompetenz als defizitdr wurde iiberwiegend mit fehlenden per-
sonellen Ressourcen begriindet, gefolgt von der Information, nur auf einzelne Szenarien vorberei-
tet zu sein oder keine Vorgaben zur Vorbereitung und kein Schulungsangebot erhalten zu haben.

Der Rechnungshof hat auch erhoben, ob sich die Dienststellen durch die Corona-Pandemie fach-
lich (z. B. in ordnungsrechtlichen Belangen) und organisatorisch (z. B. bei der pandemiegerech-
ten Organisation der Dienststelle) iiberfordert fiihlten. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu
einen Uberblick.

Abbildung 17:  Fachliche und organisatorische Uberforderung (Dienststellen)

INWIEWEIT STIMMT IHRE DIENSTSTELLE FOLGENDEN
AUSSAGEN IN BEZUG AUF DIE CORONA-PANDEMIE ZU?

Wir flihlten uns fachlich iiberfordert.

(MW=2,9; SD=1,4) - 306

Wir fiihlten uns organisatorisch tiberfordert.

(MW=2,9; SD-1,4) ek & el

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Zustimmung  teils/teils = Ablehnung

Bei der organisatorischen Bewéltigung der Corona-Pandemie fiihlten sich die Dienststellen iiber-
wiegend gut aufgestellt. Rund 12 Prozent der nachgeordneten Dienststellen teilten mit, sie seien

in organisatorischen Fragen iiberfordert gewesen. Bei der Beurteilung der fachlichen Uberforde-
rung verschiebt sich die Einschitzung leicht in Richtung negativer Werte.

Krisenkompetenz der Kommunen

Der Rechnungshof hat auch bei den Kommunen die eigene Einschétzung der Krisenkompetenz
erhoben.
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Abbildung 18:  Krisenkompetenz (Kommunen)

WIE BEWERTET IHRE KOMMUNE THRE FACHLICHEN
KOMPETENZEN FUR DAS KRISENMANAGEMENT? (MW=4,2;
SD=1,1)

89 216 148

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

defizitir  teils/teils = gut

Rund ein Fiinftel der Kommunen hélt die eigene Krisenkompetenz fiir defizitér, ein Drittel
schitzt sich gut ein, die iibrigen Kommunen sehen sich im Mittelfeld. Stadt- und Landkreise
schitzen ihre Kompetenz statistisch signifikant besser ein als kreisangehdrige Gemeinden. Dies
diirfte darauf zurlickzufiihren sein, dass Aufgaben des Katastrophenschutzes und damit auch des
Krisenmanagements in den Stadt- und Landkreisen eher verankert sind und diese iiber Ubungen
und Schulungen entsprechende Kompetenzen aufbauen konnten.

Die wahrgenommene Krisenkompetenz ist zunichst eine pauschale Einschétzung, wie gut sich
eine Kommune auf Krisen vorbereitet fiihlt. In der Corona-Pandemie musste die konkrete Bewdél-
tigungsfahigkeit in einer realen Lage bewiesen werden. Die folgende Abbildung zeigt, wie sich
die Kommunen dieser Herausforderung gewachsen fiihlten.

Abbildung 19:  Fachliche und organisatorische Uberforderung (Kommunen)

INWIEWEIT STIMMT IHRE KOMMUNE FOLGENDEN AUSSAGEN IN
BEZUG AUF DIE CORONA-PANDEMIE ZU?

Wir fithlten uns fachlich iiberfordert.

(MW=3.7: SD-1.6) 131 11 207

Wir fiihlten uns organisatorisch iiberfordert.

(MW=4.2: SD—1.7) 184 104 157

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Zustimmung teils/teils Ablehnung

Fachliche Fragen betreffend fiihlten sich rund 29 Prozent der Kommunen iiberfordert, rund ein
Viertel teilweise iiberfordert. Etwa 46 Prozent der Kommunen konnten die Situation gut bewlti-
gen. Bezogen auf den organisatorischen Umgang mit der Corona-Pandemie verschiebt sich das
Spektrum in die Uberforderung. Hier teilten nur rund 35 Prozent der Kommunen mit, organisato-
risch nicht iiberfordert gewesen zu sein.
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Bewertung:

Die Ministerien bewerten die eigenen fachlichen Kompetenzen fiir das Krisenmanagement im
Durchschnitt als gut. Dabei wird die Kompetenz teilweise auf Erfahrungen mit vorangegangenen
Krisensituationen zuriickgefiihrt. Dagegen schitzt rund ein Fiinftel der nachgeordneten Dienst-
stellen und der Kommunen ihre Krisenkompetenz als defizitér ein. Dieser Befund ist insoweit be-
unruhigend, als es sich um jene Behdrden handelt, die im Krisenfall operativ mit der Bewéltigung
befasst wiren. Neben der strategischen Ebene der Ministerien sollten auch die nachgeordneten
Dienststellen und die Kommunen moglichst gut auf kiinftige Krisen vorbereitet sein und {iber
eine moglichst hohe Krisenkompetenz verfiigen.

Die Datenerhebung zeigt, dass sich die Kommunen wiahrend der Corona-Pandemie eher organisa-
torisch als fachlich iiberfordert fiihlten. Eine organisatorische Uberforderung sahen auch manche
nachgeordneten Dienststellen. Dies ist ein Hinweis dafiir, dass der Umgang mit Krisensituationen
nicht iiberall eingeiibt ist und entspricht der iiberwiegend zuriickhaltenden Einschitzung der eige-
nen Krisenkompetenz. Der organisatorische Umgang mit Krisensituationen kann zum einen in
Reallagen eingeiibt werden. Zur Bewiltigung der Corona-Pandemie konnten die nachgeordneten
Dienststellen und die Kommunen in weiten Teilen jedoch nicht auf Erfahrungen vorhergehender
Krisensituationen zuriickgreifen. Zum anderen konnen auBerhalb konkreter Krisenlagen Ubungen
und Schulungen zu einer hoheren Krisenkompetenz beitragen. Allerdings fanden in den vergan-
genen 5 Jahren in weiten Teilen der Landesverwaltung und der Kommunen keine Ubungen zu
Gefahrensituationen oder moglichen Krisenereignissen statt.

Hinzu kommt, dass nur wenige nachgeordnete Dienststellen in der Landesverwaltung und weni-
ger als die Hélfte der kreisangehdrigen Gemeinden die VwV Stabsarbeit kennen (siehe

Punkt 2.2.4). Hier existiert auch kein theoretisches Wissen dariiber, wie eine Krise angegangen
werden kann.

Zum Aufbau von Wissen und Erfahrungen im Umgang mit Krisen wird auf die Empfehlungen zu
Punkt 2.4.2 Schulungen und Ubungen verwiesen.

Sachressourcen

Zur Bewiltigung einer Krise braucht es neben Personal auch eine ausreichende Ausstattung an
krisenrelevanten Sachressourcen. Das Kapitel zeigt auf, welche Sachressourcen derzeit in der
Landesverwaltung fiir Krisenlagen vorgehalten werden. Auch der Einsatz von IT-Verfahren fiir
das Krisenmanagement wird behandelt. Dariiber hinaus geht es um die Verfligbarkeit von Sach-
ressourcen in Krisenzeiten und damit um die Frage der Beschaffung.

Sachressourcen fiir den Krisenfall

Krisen kénnen auf verschiedensten Ursachen beruhen (siche Punkt 1.1.1). Entsprechend sind je
nach Krisensituation auch unterschiedliche Sachressourcen notwendig, um auf die Lage zu rea-
gieren und den Geschéftsbetrieb zu sichern. Dabei geht es zum einen um bauliche und technische
Infrastruktur wie Rdumlichkeiten und Kommunikationsmittel. Zum anderen geht es aber auch um
- je nach Art der Krise - ereignisspezifische Sachressourcen zur Krisenbewiltigung wie etwa per-
sonliche Schutzausriistung bei der Corona-Pandemie.
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Bauliche und technische Infrastruktur

Das Innenministerium verfiigt iber das Lagezentrum der Landesregierung und zwei Stabsrdume,
die bei kritischen Situationen auch auBlerhalb von polizeilichen Gefahrenlagen zum Einsatz kom-
men konnen. Im Lagezentrum der Landesregierung kdnnen im Krisenfall Nachrichten, Daten zur
Lage und sonstige Informationen zusammenlaufen und aufbereitet zur Verfligung gestellt wer-
den.

Der Rechnungshof hat neben dem Innenministerium auch die anderen Ministerien, die Dienststel-
len und Kommunen des Landes gefragt, welche Sachressourcen fiir den Krisenfall zur Verfiigung
stehen. Sdmtliche Ministerien geben an, dass geeignete Rdumlichkeiten fiir Sitzungen von Stiben
zur Verfiigung stehen. In den meisten Ministerien gibt es aulerdem auch bei Stromausfall eine
gesicherte Energieversorgung, z. B. durch Netzersatzanlagen. Wéhrend der Priifungsphase wur-
den die Mdglichkeiten einer ausfallsicheren Kommunikation in und zwischen den Ministerien
ausgebaut (z. B. Satellitentelefonie).

Auf Seiten der Dienststellen gibt hingegen mehr als die Hélfte an, iiber keine spezifischen Sach-
ressourcen fiir Stabsarbeiten im Krisenfall zu verfiigen. Rund 40 Prozent der Dienststellen teilen
mit, einen Stabsraum zu haben. Rund 29 Prozent der Dienststellen konnen die Energieversorgung
auch bei Stromausfall sicherstellen. In rund 7 Prozent der Dienststellen gibt es ausfallsichere
Kommunikationsmedien.

Bei den Kommunen zeigt sich ein giinstigeres Bild. Hier gibt nur jede fiinfte Kommune an, keine
spezifischen Sachressourcen fiir Stabsarbeiten im Krisenfall vorzuhalten. Mehr als drei Viertel
der Kommunen haben einen Stabsraum. Etwa die Hélfte der Kommunen hat auch bei Stromaus-
fall eine gesicherte Energieversorgung. Bei rund 16 Prozent der Kommunen stehen ausfallsichere
Kommunikationsmedien zur Verfiigung.

Wihrend beispielsweise fiir Feuerwehrhduser Vorgaben bzw. Normen zu den baulichen Anforde-
rungen und zur Ausstattung existieren®, gibt es keine analogen Regelungen fiir Verwaltungsge-
baude. Es ist nicht definiert, welche Kriterien eine , krisenresiliente Dienststelle erfiillen muss
bzw. sollte. Es gibt auch keine einheitlichen Standards, welche Sachressourcen eine krisenfeste
Behorde vorhalten sollte. Das Innenministerium hat allerdings fiir einzelne Ausstattungsmerk-
male Rahmenempfehlungen erstellt. Zu nennen sind hierzu die Checkliste Stromausfall, die Rah-
menempfehlung Notfalltreffpunkte sowie Empfehlungen zur Satellitentelefonie.

Die Riickmeldungen in den Umfragen des Rechnungshofs zeigen, dass es in den Ministerien,
aber auch in den nachgeordneten Dienststellen weitergehende Erwartungen hinsichtlich zentraler
Vorgaben gibt. Zwar werden auch dort Rahmenempfehlungen fiir sinnvoll gehalten, doch wiin-
schen die Ressorts teilweise eine stirkere konzeptionelle Rolle des Innenministeriums in Bezug
auf Sachressourcen fiir das Krisenmanagement. Dabei wird beispielhaft auf den Prozess zum
Vorhalten von ausfallsicheren Kommunikationsmitteln durch die Beschaffung von Satellitentele-
fonen verwiesen. Dieser sei zwar vom Innenministerium angestoen worden. Letztlich sei jedoch
von jedem Ressort dezentral beschafft worden, ohne Abstimmung {iber technische Spezifikatio-
nen. So sei zunéchst nicht sicher gewesen, ob die Satellitentelefone im Ernstfall iberhaupt mitei-
nander kommunizieren kdnnten.

29 Unter anderem DIN 14092 , Feuerwehrhiuser.
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Als problematisch wird von verschiedenen Dienststellen auch das Thema ,,Redundanzkommuni-
kation* geschildert - einschlieBlich der Frage von ,,Riickfalloptionen®, falls die IT ausfallen
sollte. Zwar bestehe vom Innenministerium iiber die Regierungsprisidien bis zu den unteren Ka-
tastrophenschutzbehorden eine stindige Verbindung iiber Funk. Diese reiche aber nicht aus, um
Krisenlagen in den Griff zu bekommen. Das habe auch die Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz
und Nordrhein-Westfalen gezeigt: Weil die Kommunikationswege zusammengebrochen waren,
konnte erst mit groBem zeitlichen Verzug ein Lagebild erstellt werden. Zudem weisen Dienststel-
len aus dem nachgeordneten Bereich darauf hin, dass ein ausfallsicherer Datenaustausch ebenso
wichtig sei wie die Sicherstellung der verbalen Kommunikation. Auch hier gebe es aber gravie-
rende Defizite, ebenso bei der Stromversorgung in Krisenlagen. Einzelne Gebédude seien zwar mit
Netzersatzanlagen ausgestattet, ein landesweites Konzept gebe es jedoch nicht. Verbesserungs-
prozesse in diesem Bereich wiirden sich teilweise iiber Jahre ziehen. Dabei spielt auch eine Rolle,
dass die Zustdndigkeit fiir die Liegenschaften nicht bei der Dienststelle selbst, sondern bei Ver-
mogen und Bau liegt.

Das Innenministerium nimmt die Vorstellung anderer Ressorts, es miisse starker als bisher Vor-
gaben fiir die Ausstattung der Dienststellen machen, durchaus wahr. Das kénne das Ministerium
aber nicht leisten. Die Erstellung eines Gesamtkonzepts fiir eine krisenresiliente Dienststelle sei
weder moglich noch sinnvoll. Das ldge zum einen an der gro3en Bandbreite unterschiedlicher
Aufgaben in den Dienststellen des Landes und zum anderen an der Vielzahl potenzieller Krisen-
lagen mit sehr unterschiedlichen Auswirkungen in Bezug auf die Sicherstellung der eigenen
Handlungs- und Entscheidungsfihigkeit. Die Dienststellen miissten daher in eigener Zustindig-
keit priifen, welche technische Ausstattung geboten ist, um erforderliche Aufgaben auch in Kri-
sensituationen wahrnehmen zu kdnnen. Zur Priifung gegebenenfalls erforderlicher MaBBnahmen
zur Aufrechterhaltung der Arbeitsfahigkeit sei das Ministerium aber beratend tétig und konne
Unterlagen bereitstellen, wie z. B. bei der Checkliste Stromausfall geschehen, die u. a. auch As-
pekte der Redundanzkommunikation und weitere technische und organisatorische Aspekte be-
handle.

Moglichkeiten zum mobilen Arbeiten wihrend der Corona-Pandemie

Um das Infektionsrisiko einzuddmmen, hat die Landesverwaltung wéhrend der Pandemie ver-
starkt auf den Einsatz von Heimarbeitsplétzen {liber sogenannte VPN-Verbindungen gesetzt. Die
Ausstattung fiir das Arbeiten von Zuhause war insoweit eine wichtige ereignisspezifische Sach-
ressource fiir die Krisenbewiéltigung und die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs. Der Rech-
nungshof hat danach gefragt, wie zufrieden die Ministerien und Dienststellen mit der vorhande-
nen technischen Ausstattung fiir die Heimarbeit sowie mit den vorhandenen Kommunikations-
moglichkeiten (z. B. Videokonferenzsysteme) waren.

Fast alle Ministerien zeigten sich mit der Situation sowohl zu Beginn als auch im Verlauf der

Corona-Pandemie zufrieden. Die nachgeordneten Dienststellen schitzen die Situation besonders
zu Beginn der Krise hingegen anders ein, wie die nachfolgende Abbildung zeigt.
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Abbildung 20:  Zufriedenheit der nachgeordneten Dienststellen mit der vorhandenen techni-
schen Ausstattung fiir die Ausiibung von Heimarbeit und den Kommunikations-
moglichkeiten zu Beginn und im Verlauf der Corona-Pandemie

WIE ZUFRIEDEN WAR IHRE DIENSTSTELLE ZU BEGINN UND IM
VERLAUF DER CORONA-PANDEMIE MIT FOLGENDEN ASPEKTEN?

Ausstattung fiir Heimarbeit zu Beginn

(MW=3,3; SD=1,7) 258 Gl LIz
Ausstattung fiir Heimarbeit im Verlauf
(MW=4,5; SD=1,6) 116 90 247
Kommunikationsmoglichkeiten zu Beginn
(MW=3,2; SD=1,7) e e o
Kommunikationsmoglichkeiten im Verlauf 79 %3 202

(MW=4,9; SD=1,5)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

unzufrieden teils/teils zufrieden

Die Zufriedenheit der Dienststellen mit der vorhandenen technischen Ausstattung fiir die Heimar-
beit ist im Verlauf der Pandemie von einem Viertel auf rund 55 Prozent gestiegen. Ahnlich ver-
halt es sich mit Blick auf die Kommunikationsmoglichkeiten - z. B. durch Videokonferenzsys-
teme. Rund 22 Prozent der Dienststellen waren mit den Kommunikationsmoglichkeiten zuftie-
den, die ihnen zu Beginn der Krise zur Verfiigung standen. Im Verlauf der Corona-Pandemie zei-
gen sich mit rund 64 Prozent deutlich mehr Dienststellen diesbeziiglich zufrieden.

Auch wihrend der Corona-Pandemie lief die technische Ausstattung der Dienststellen iiber die
vorgesehenen Kanile, also primér durch Beauftragung der BITBW anhand des Servicekatalogs.
Die BITBW berichtet, zum Teil auch proaktiv gehandelt und die entsprechenden Produkte bei
den Kunden beworben sowie zusétzliche Handreichungen erstellt zu haben. Durch kurzfristige
technische Maflnahmen habe die Zahl der gleichzeitig aktiven Heimarbeitsplétze gleich zu Be-
ginn der Krise innerhalb weniger Wochen von 3.000 auf {iber 10.000 erweitert werden kdnnen.
Zudem seien vorsorglich Laptops auf Vorrat beschafft worden, insbesondere um erwarteten Lie-
ferengpissen und erhdhten Bestellungen durch die Dienststellen zuvor zu kommen. Dariiber hin-
aus sei die Infrastruktur fiir Telefon- und Videokonferenzen erweitert worden, die zunéchst nur
fiir wenige User ausgelegt und dann ziigig ausgebaut wurde.

Weitere krisenrelevante Sachressourcen
Je nach Art der Krise werden - neben den genannten baulichen und technischen Ressourcen - un-

terschiedliche ereignisspezifische Sachressourcen bendtigt, um den Betrieb bzw. das iibliche Auf-
gabenspektrum im gewohnten Umfang aufrechterhalten zu kénnen. Das Innenministerium hélt
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eine Vorhaltung entsprechender Ressourcen fiir wichtig. Danach sollte das Land durch Bevorra-
tung in die Lage versetzt werden, den Betrieb in Krisen fiir etwa 3 Monate aufrechtzuerhalten.
Typische Sachressourcen, die bevorratet werden konnen, sind Kraftstoffe, Feldbetten oder Per-
sonliche Schutzausriistung (PSA).

Bei einer Bevorratung sind zahlreiche Aspekte zu beriicksichtigen: zunéchst ist die Frage zu be-
antworten, was und in welcher Menge vorgehalten werden soll. Dabei spielt auch eine Rolle, wel-
che Sachressourcen sich tiberhaupt sinnvoll und/oder wirtschaftlich lagern lassen. Dies gilt fiir
Giiter, die ein (kurzes) Verfallsdatum haben oder regelmiBig gewartet werden miissen, in beson-
derem MaB3e. AnschlieBend ist zu regeln, wer bevorratet und damit auch fiir die Lagerung und ge-
gebenenfalls erforderliche Lagerwilzungen - den regelméBigen Austausch begrenzt lagerfahiger
Giiter - zustindig ist.

SchlieBlich ist auch die Standortfrage, wo gelagert werden soll, zu beantworten. Dabei ist zum
einen zu entscheiden, ob eine dezentrale oder zentrale Lagerung sachgerecht ist. Zum anderen
héngt die Standortentscheidung wesentlich an der Verfiigbarkeit geeigneter Liegenschaften.

Das Innenministerium zeigt eine grundsétzliche Préferenz fiir dezentrale Lager. So wiirden die
Ressourcen dort vorgehalten, wo sie auch im Alltag bendtigt werden. Beispielsweise konnten
Krankenhéuser - mit entsprechender finanzieller Ausstattung - die Bevorratung von Atemschutz-
masken fiir das Land ibernehmen. Die Regierungsprisidien bringen eine Lagerung krisenrele-
vanter Sachressourcen an vier Standorten im Land ins Gespréch, also ein Lager je Regierungsbe-
zirk. Diese Lager konnten auch bei Landkreisen angesiedelt werden. Die Umsetzung wiirde sich
bislang jedoch schwierig gestalten, auch deshalb, weil es noch nicht gelungen sei, geeignete Lie-
genschaften zu finden.

Die Landesregierung hat zwischenzeitlich ein Konzept fiir eine Notfallreserve beschlossen. Auf-
bau und Betrieb dieser Notfallreserve sollen durch das Sozialministerium und das Logistikzent-

rum Baden-Wiirttemberg (LZBW) in Kooperation mit den Universititsklinika erfolgen. Ziel ist,
bei kiinftigen Pandemien jederzeit ausreichend PSA zur Verfligung zu haben.

Bewertung und Empfehlungen:

Die Ergebnisse der Umfragen zeigen: Die meisten Dienststellen schitzten die technische Infra-
struktur und die Kommunikationsmoglichkeiten, wie sie zu Beginn der Corona-Krise im Land
vorhanden waren, als unzureichend ein. Sie zeigen aber auch, dass die Landesverwaltung in der
Krise rasch und iiberwiegend auch zur Zufriedenheit der Dienststellen entsprechende Infrastruk-
tur und Ausstattung aufbauen bzw. beschaffen konnte. Das gilt namentlich fiir den Aufbau von
Ressourcen fiir die Heimarbeit.

Die Landesverwaltung hat sich hier schnell und zielgerichtet der Krisensituation gestellt und An-
passungsfahigkeit bewiesen. Sie hat ziigig ihre Arbeitsfahigkeit sichergestellt und damit die
Grundlage fiir die Krisenbewaltigung geschaffen. Dennoch gibt es gute Griinde, das Krisenma-
nagement des Landes anzupassen. Zum einen haben diese Prozesse vor allem zu Beginn der
Krise Zeit gekostet und Ressourcen gebunden. Zum anderen kann nicht per se davon ausgegan-
gen werden, dass Ad-hoc-Mafinahmen bei kiinftigen Krisen dhnlich gut ablaufen und zu guten
Ergebnissen fiithren. Es sollte deshalb Ziel sein, vor einer Krisenlage zu priifen, welche Sachres-
sourcen erforderlich sind, um die Verwaltung unabhéngig vom konkreten Ereignis krisenfester
aufzustellen.
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Nicht alle potenziellen Sachmittelbedarfe zur Krisenbewiltigung konnen sinnvoll und wirtschaft-
lich ,,auf Vorrat“ gehalten werden. Aber es gibt typische Bedarfe im Krisenfall, die unabhéngig
vom konkreten Szenario vorausschauend geplant und vorgehalten werden konnten. Dazu gehdren
z. B. bauliche und Kommunikations-Infrastruktur.

Bislang gibt es keinen landesweiten Standard, welche Sachressourcen eine krisenfeste Behorde
vorhalten sollte. Derzeit entscheiden jedes Ressort bzw. in Teilen auch Dienststellen fiir sich
selbst, welche Ausstattung sinnvoll ist. Dies fiihrt nicht nur dazu, dass die einzelnen Dienststellen
in sehr unterschiedlichem Mafe auf Krisensituationen vorbereitet sind, etwa hinsichtlich einer
ausfallsicheren Energieversorgung. Es birgt auch das Risiko, dass Systeme zwar vorhanden, aber
nicht kompatibel sind und Kommunikationsprozesse im Krisenfall nicht zwingend flachende-
ckend gesichert sind.

Der Rechnungshof teilt die Auffassung des Innenministeriums, dass von dort keine detaillierten,
einheitlichen Vorgaben fiir simtliche Dienststellen des Landes bereitgestellt werden konnen. Die
erforderliche Ausstattung ist von der konkreten Aufgabenstellung der jeweiligen Dienststelle und
der Krisenlage abhéngig. So ist beispielsweise das Vorhalten von Stabsrdumen nur dann sachge-
recht, wenn in einer Dienststelle die Einrichtung eines Stabes zur Krisenbewéltigung grundsétz-
lich erforderlich ist.

Die abschlieBende Feststellung, welche Ausstattung vorhanden sein muss, um auch im Krisenfall
handlungsfahig zu sein, muss daher immer von der jeweiligen Dienststelle - gegebenenfalls im
Zusammenspiel mit der libergeordneten Behorde - getroffen werden. Dies gilt vor allem fiir er-
eignisspezifische Sachressourcen und deren Bevorratung; hier diirfte allein den Fachressorts eine
Einschidtzung der Bedarfe moglich sein. Entsprechend sollte in erster Linie auch dort die Verant-
wortung fiir geeignete Losungen liegen.

Gleichwohl hélt der Rechnungshof zentrale Vorgaben und konsentierte Standards fiir notwendig,
wenn es um die Frage der Arbeitsfihigkeit in Krisensituationen bzw. Betriebskontinuitét geht.
Dies gilt insbesondere dann, wenn Systeme oder Komponenten kompatibel sein miissen. Nur mit
einem koordinierten Vorgehen kann sichergestellt werden, dass die notwendige ressort- oder ebe-
neniibergreifende Kommunikation im Bedarfsfall funktioniert. Einer Koordination oder entspre-
chender Vorgaben bedarf es auch, wenn die Zustindigkeiten mehrerer Ressorts oder Dienststel-
len ineinandergreifen. Dies ist etwa bei Liegenschaften durchgehend der Fall.

In diesen Prozess sollte das Innenministerium stérker als bisher seine Fachexpertise einbringen
und Impulse setzen. Dies kann dadurch erfolgen, dass - nach entsprechender Abstimmung etwa
im Netzwerk der Krisenmanagement-Ansprechpartner - Standards gesetzt oder Entscheidungshil-
fen zur Verfiigung gestellt werden. Denkbar wire, dhnlich der VwV IT-Standards, mit einer eige-
nen Verwaltungsvorschrift einen normierten Rahmen vorzugeben, der das erforderliche Mal3 an
Einheitlichkeit und Kompatibilitét sichert, den Ressorts und Dienststellen aber den erforderlichen
Raum fiir eigenverantwortliche Entscheidungen belésst.

(E 33) Die Landesregierung sollte - unter Federfithrung des Innenministeriums - verbindliche

Vorgaben fiir Sachressourcen erarbeiten, die fiir den Krisenfall vorzuhalten sind. Dabei
sollte ein Schwerpunkt auf eine kompatible und ausfallsichere Kommunikations-Infra-
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struktur und die Sicherung der Energieversorgung gelegt werden. Ressorts und Dienst-
stellen sollten die Vorgaben im jeweiligen Geschéftsbereich unter Beriicksichtigung der
spezifischen Anforderungen in eigener Hoheit umsetzen.

(E 34) Um auch ebenentibergreifende Kompatibilitit zu sichern, sollte den Kommunen - soweit
relevant - die Umsetzung der fiir die Landesverwaltung verbindlichen Standards emp-
fohlen werden.

Digitalisierung und IT-Verfahren zur Krisenbewiltigung

Der Rechnungshof hat die Ministerien, die Dienststellen des Landes und die Kommunen danach
gefragt, wie wichtig bestimmte Aspekte sind, um kiinftige Krisen besser und schneller bewiltigen
zu konnen. Die nachfolgende Abbildung gibt hierzu einen Uberblick.

Abbildung 21:  Einschétzung der Ministerien, Dienststellen und Kommunen beziiglich der Re-
levanz einzelner Aspekte fiir die kiinftige Krisenbewiltigung

WIE WICHTIG SIND FOLGENDE ASPEKTE, UM KﬁNFTIGE KRISEN
BESSER UND SCHNELLER BEWALTIGEN ZU KONNEN?

Digitalisierung des Informations- und 6 16,5
Datenaustauschs vorantreiben 6,0
N 5.8
Erfahrungsaustausch starken 53_57
Informationsfluss zwischen den 5,8
5.8
Verwaltungsebenen verbessern 6,3
Analoge Kommunikationsmoglichkeiten redundant 50 5.8
vorhalten 75,3
. . . 5,6
Ebenen tlibergreifende Zusammenarbeit verbessern 5,2 56
S . 5,5
Personal hinsichtlich Krisenmanagement schulen 5,1 s
o " 5,5
Krisensituationen iiben 4.6 54
Entscheidungshilfen und Vordrucke zentral zur 5,1
. 5,8
Verfiligung stellen 6,3

0 1 2 3 4 5 6 7

Ministerien Dienststellen Kommunen

Alle gelisteten Aspekte werden tendenziell als relevant gewertet. Die Einschiatzungen der Teil-
nehmenden zeigen jedoch, dass es durchaus Differenzierungen gibt: Ministerien, Dienststellen
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und Kommunen bewerten die Relevanz einzelner Aspekte teils deutlich abweichend. Auffallig ist
dabei, dass die Digitalisierung des Informations- und Datenaustauschs nach Auffassung der Mini-
sterien und Dienststellen mit deutlichem Abstand als wichtigster Faktor eingeschétzt wird, wenn
es darum geht, kiinftige Krisen besser und schneller bewiltigen zu kénnen.

Exemplarisch hierfiir teilt das Justizministerium mit: ,,Fiir den Bereich der Gerichte, Staatsan-
waltschaften und Justizvollzugsanstalten in Baden-Wiirttemberg hat sich gezeigt, dass die Aus-
stattung mit digitalen Arbeitsmitteln (Hard- wie Software) ein wesentlicher Faktor fiir erfolgrei-
che Arbeit unter Pandemiebedingungen sein kann. So konnten beispielsweise im Grundbuchbe-
reich bei volldigitaler Arbeitsweise trotz Schutzmafinahmen und Homeoffice Verfahrensbestéinde
abgebaut werden. Gerichtsverhandlungen konnten in geeigneten Féllen als Videoverhandlungen
durchgefiihrt werden, was Effizienz und Infektionsschutz in optimaler Form vereint. Hier besteht
grof3es Potenzial auch fiir andere Krisenszenarien.*

Zur Krisenbewiltigung kommen iiberwiegend IT-Standardverfahren zum Einsatz: Rund 93 Pro-
zent der Dienststellen des Landes geben an, wihrend der Corona-Pandemie IT-Standardverfahren
fiir die Krisenbewiéltigung eingesetzt zu haben - vorwiegend Programme zur Textverarbeitung,
Tabellenkalkulation, Prasentation und E-Mail-Kommunikation. Auf kommunaler Ebene haben
rund 75 Prozent IT-Standardverfahren verwendet, um die Krise zu bewiltigen.

Wihrend der Corona-Pandemie kamen in den Ressorts auch unterschiedliche IT-Fachverfahren
zum Einsatz. So wurde beispielsweise im Hinblick auf die Krankenhausbelegung das Steue-
rungstool Resource-Board eingesetzt, u. a. um die Kapazititen der Intensivbetten darzustellen.

Ein zentraler Baustein der Sicherheitsarchitektur des Landes ist die Elektronische Lagedarstel-
lung Bevolkerungsschutz (ELD-BS). Es handelt sich um ein webbasiertes Informationssystem fiir
die Stabsarbeit, das vom Fraunhofer-Institut fiir Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung ge-
meinsam mit dem Innenministerium fiir den Katastrophen- und Bevolkerungsschutz entwickelt
wurde. Die Plattform soll den Informations- und Datenaustausch der Ressorts sowie zwischen
dem Innenministerium, den Regierungsprésidien und den unteren Katastrophenschutzbehérden
unterstiitzen, indem Informationen und Lagebilder schnell fiir alle bereitgestellt werden konnen.
ELD-BS kann auch in Krisensituationen genutzt werden. Zwischen 2018 und 2021 wurde ELD-
BS im Funktionsumfang und der Komplexitit erweitert und setzt sich inzwischen aus mehreren
Teilanwendungen zusammen. Dazu zdhlen u. a.:

o die zentrale Lageilibersicht der unteren Katastrophenschutzbehdrden,
o die zielgruppenorientierte Verarbeitung von Meldungen und Informationen,

o der automatisierte Informationsaustausch mit den radiologischen Lagezentren auf Bundes- und
Landesebene,

o die Darstellung der angeordneten Mallnahmen der hoheren Katastrophenschutzbehdrden nach
kerntechnischen Unféllen sowie

o cine Krisenobjektdatenbank auf Basis des Geoinformationssystems, die die Katastrophen-

schutzbehorden in der Planung von grof3flichigen Einsatzlagen, wie z. B. Evakuierungen, un-
terstitzt.

104



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 6438

Nach Auskunft des Innenministeriums sind in ELD-BS sowie in der integrierten Zentralen Eva-
kuierungs- und Unterbringungssteuerung (ZEUS-BS) noch nicht wie vorgesehen samtliche soge-
nannten Krisenobjekte eingepflegt. Damit gemeint sind z. B. Ubernachtungsmdglichkeiten,
Sporthallen, Pflegeheime, Kindergérten oder gefahrgeneigte Betriebe. Die Dateneingabe und
-pflege kann nach Darstellung des Ministeriums nicht zentral geleistet werden, sondern miisse de-
zentral - insbesondere durch die Kommunen - erfolgen. Zu diesem Zweck sei die Offnung der
bisher auf den staatlichen Bereich beschrankten ELD-BS fiir die Gemeinden in Vorbereitung, so
dass ein Eigeninteresse auch der Gemeinden an deren Nutzung und damit eine erhohte Bereit-
schaft zur Dateneingabe und -pflege generiert werden konne. Das System sei dann iiber alle Ver-
waltungsebenen hinweg nutzbar.

Zum Umfragezeitpunkt war den Kommunen die Anwendung noch weitgehend unbekannt. Fast
90 Prozent der Kommunen haben angegeben, ELD-BS nicht zu kennen. Gleiches gilt fiir ZEUS-
BS. Einsatzbereit war ELD-BS bei 9 Prozent der Kommunen, ZEUS-BS bei rund 3 Prozent.
Stattdessen ergab die Untersuchung der Systemlandschaft auf kommunaler Ebene eine starke He-
terogenitit. Von den Kommunen wurden 32 verschiedene IT-Fachverfahren genannt, die fiir Kri-
sensituationen genutzt werden, darunter sieben Eigenentwicklungen.

Das Innenministerium stellt ELD-BS mittlerweile auch allen anderen Ministerien zur Verfiigung.
Die Plattform wurde den Krisenmanagement-Ansprechpartnern der Ressorts in einer Sitzung
Ende 2022 vorgestellt. Eine Vorgabe zur Nutzung ist aus Sicht des Ministeriums nicht erforder-
lich, einfithrende Schulungen wiirden aber angeboten.

Bewertung und Empfehlung:

Einer stirkeren Digitalisierung des Informations- und Datenaustauschs kommt besondere Bedeu-
tung zu, wenn es um effiziente und effektive Krisenbewéltigung geht. Das Innenministerium hat
mit ELD-BS und den enthaltenen Bausteinen ein IT-Fachverfahren entwickelt, das den Informa-
tions- und Datenaustausch in Krisenlagen auf allen Verwaltungsebenen unterstiitzen soll. Der
eingeschlagene Weg ist aus Sicht des Rechnungshofs richtig und wichtig.

Jedoch hat die Datenerhebung des Rechnungshofs gezeigt, dass die Systemlandschaft zur Krisen-
bewiltigung - insbesondere auf kommunaler Ebene - bislang wenig harmonisiert ist. Dass Kom-
munen auch auf Eigenentwicklungen zuriickgreifen, betont den Bedarf an dieser Stelle. Deshalb
sollte fiir eine groBere Verbreitung von ELD-BS in der Landesverwaltung und bei den Kommu-
nen gesorgt werden. Zumindest in Teilanwendungen sollte die Nutzung des Verfahrens obligato-
risch sein, da den Kommunen bei der Eingabe und Pflege krisenrelevanter Daten eine tragende
Rolle zukommt. Die potenziellen Anwender sollten fachlich in der Lage sein, ELD-BS einzuset-
zen. Dies sollte mit Informationsveranstaltungen bzw. Fortbildungen sichergestellt werden.

(E 35) Die Digitalisierung des Informations- und Datenaustauschs im Krisenmanagement sollte
vorangetrieben werden. Hierzu sollte ELD-BS als IT-Fachverfahren kiinftig bei allen am
Krisenmanagement beteiligten Dienststellen des Landes, also den Ministerien, Regie-
rungsprasidien und fiir das Krisenmanagement relevanten nachgeordneten Dienststellen,
einsatzbereit sein. Gleiches gilt fiir die Kommunen. Das Innenministerium sollte die Im-
plementierung anstoen, begleiten und darauf hinwirken, dass das IT-Fachverfahren auf
Anwenderseite sachgerecht bedient werden kann.

105



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 6438

Beschaffung krisenrelevanter Sachressourcen

Die Beschaffungsstrukturen und -prozesse im Land sind heterogen organisiert. Zahlreiche Be-
schaffungsvorgidnge werden dezentral abgewickelt, d. h. von der jeweiligen Dienststelle selbst.
Teilweise werden Sachressourcen aber auch zentral eingekauft, etwa vom LZBW oder von der
BITBW. Soweit eine zentrale Beschaffung erfolgt, werden die entsprechenden Sachressourcen
den Dienststellen liber Produktkataloge angeboten.

Mit der Corona-Pandemie ist Anfang 2020 eine Sondersituation entstanden. Es entstand unerwar-
tet und plotzlich ein hoher Bedarf an bestimmten Sachressourcen wie etwa PSA, die nicht oder
nicht in der erforderlichen Menge verfiigbar waren - weder im eigenen Bestand noch am Markt.
Einer (zunéchst) begrenzten Zahl an Anbietern und begrenzten Produktionskapazititen stand eine
weltweit explodierende Nachfrage gegeniiber.

Bei hohen Stiickzahlen gleichartiger Giiter hitte sich unter normalen Umstinden eine zentrale
Beschaffung aufgedriangt, nicht zuletzt, um Skalenvorteile beim Preis zu realisieren. Nach Dar-
stellung des Sozialministeriums sah sich das LZBW jedoch wegen fehlender (Personal-)Ressour-
cen zu Beginn der Pandemie nicht in der Lage, die Beschaffung, Lagerung oder Verteilung der
erforderlichen groflen Mengen an PSA zu iibernehmen.

Zentrale Beschaffung von Schutzausriistung durch das Sozialministerium

Anfang Mirz 2020 beauftragte der IVWS das Sozialministerium mit der gemeinsamen Beschaf-
fung von PSA und Desinfektionsmitteln fiir alle Ressorts und die im Bevolkerungsschutz mitwir-
kenden Einheiten.*® Bis April 2020, so das Sozialministerium, seien Beschaffungen iiber Not-
vergaben umgesetzt worden. Ab dem zweiten Halbjahr 2020, als sich die Situation entspannte,
sei PSA iiber 6ffentliche Ausschreibungen bzw. Verhandlungsverfahren beschafft worden. Von
Januar bis Oktober 2021 wurde im Ministerium eine temporére Stabstelle fiir die zentrale Be-
schaffung, Lagerung und Verteilung von PSA und weiteren Medizinprodukten fiir die Ressorts
eingerichtet. In der Spitzenphase seien dort 30 VZA gebunden gewesen. Die LFS teilt in diesem
Zusammenhang mit, dass sie im zentralen Beschaffungsprozess unterstiitzt habe, indem zum ei-
nen Angebote gesichtet und zum anderen Masken in Containern auf dem eigenen Geldnde gela-
gert wurden.

Nach Auskunft des Sozialministeriums wurde in der Regel nur fiir die Ressorts und deren nach-
geordnete Bereiche beschafft. Hauptabnehmer waren die Polizei, die Schulen und die Justiz. Fiir
die Lieferung habe jedes Ressort Anlieferungspunkte benannt. Eine Sonderregelung habe fiir
Schulen gegolten, die weitestgehend direkt iiber Paketversand beliefert wurden. Anfangs hitten
allerdings auch zahlreiche Bedarfstriager auBBerhalb der Landesverwaltung Sachressourcen aus
Beschaffungen des Ministeriums erhalten. So habe das Ministerium bis Juni 2020 PSA an die
Stadt- und Landkreise geliefert, die diese wiederum an die Bedarfstrager auf ihrer Gemarkung
weitergegeben haben. Zusétzlich habe es einmalige Sonderaktionen gegeben, wie z. B. im De-
zember 2020, als vulnerable Personen u. a. in Pflegeheimen mit Atemschutzmasken beliefert
wurden.

Abstimmungen zu zentralen Beschaffungen haben laut Sozialministerium in der AG Corona statt-
gefunden. Entscheidungen seien entweder in der Lenkungsgruppe oder im Kabinett getroffen

30 Beschlussniederschrift der 3. Sitzung des IVwS vom 4. Mirz 2020.
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worden. Ein Fachgremium, mit dem sich das Ministerium zu Fragen der Beschaffung mit den
Ressorts hitte austauschen konnen, habe es nicht gegeben. Zum Teil seien Bedarfe jedoch vorab
im IVwS erortert worden.

Einschétzungen der Ministerien zum Beschaffungsprozess

Durch die zentrale Beschaffung sollten - jedenfalls nach dem Wortlaut der zugrundeliegenden
Kabinettsvorlage von Ende 2020 - bestehende Beschaffungs-, Verteilungs- und Lagerungsmal3-
nahmen einzelner Ressorts nicht ginzlich abgeldst, sondern ergénzt, zusammengefiihrt, verbes-
sert und entlastet werden.> Aus Sicht des Sozialministeriums sei aber eine dezentrale Beschaf-
fung durch die Ressorts seitdem nicht mehr vorgesehen gewesen.

Hinsichtlich der PSA zeigen die Aussagen der Ressorts allerdings, dass es keine einheitliche
Sicht gibt, auf welches Verfahren sich die Landesregierung festgelegt hatte. Einige Ministerien
sind der Ansicht, dass der Beschaffungsprozess fiir Atemschutzmasken bereits zu Beginn der
Pandemie vom Sozialministerium zentral iibernommen wurde. Es habe aber auch die Moglichkeit
gegeben, selbst zu beschaffen - auch, um das Sozialministerium zu entlasten. Andere hingegen
teilen mit, es habe anfangs zwar Bedarfsabfragen gegeben, es sei aber keine Verstindigung auf
eine zentrale Beschaffung erfolgt. Letztlich habe jedes Ressort eigenverantwortlich beschafft. Die
benétigten Mengen hitten, trotz sichtlicher Bemiihungen des Sozialministeriums, auch gar nicht
zentral gedeckt werden konnen, so ein weiteres Ministerium. Dezentrale Beschaffungen seien oft
unkomplizierter bzw. schneller moglich gewesen. Mit Blick auf die Zukunft wird der Wunsch ge-
dullert, die Grundinfrastruktur fiir Beschaffungen zu kldren.

Beschaffungen aus Sicht der nachgeordneten Dienststellen und der Kommunen

Um die Perspektive zu erweitern, hat der Rechnungshof die nachgeordneten Dienststellen und die
Kommunen danach gefragt, ob Zusténdigkeiten - z. B. in Bezug auf Beschaffung und Bevorra-
tung von PSA - zwischen der eigenen Dienststelle und anderen Landesdienststellen bzw. zwi-
schen der eigenen Kommune und Landesbehdrden klar geregelt waren. Die nachfolgende Abbil-
dung zeigt die Ergebnisse.

31 Kabinettsvorlage zur Einrichtung einer zentralen Stelle fiir die Beschaffung, Lagerung und Verteilung von per-
sonlicher Schutzausriistung fiir die Ressorts der Landesverwaltung vom 5. November 2020.
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Abbildung 22:  Regelung der Zusténdigkeiten, z. B. bei der Beschaffung und Bevorratung von
PSA

EINSCHATZUNG ZUR AUSSAGE: "ZUSTANDIGKEITEN, Z. B. ZUR
BESCHAFFUNG UND BEVORRATUNG VON PSA, WAREN KLAR

GEREGELT."
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Kommunen 149 137 165

(MW=4,1; SD=1,5)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Ablehnung teils/teils Zustimmung

Rund 63 Prozent der nachgeordneten Dienststellen sind der Auffassung, dass die Zustiandigkei-
ten, z. B. in Bezug auf die Beschaffung und Bevorratung von PSA, zwischen der eigenen Dienst-
stelle und anderen Landesdienststellen klar geregelt waren. Jede flinfte Dienststelle ist nicht die-
ser Meinung. Bei den Kommunen sind es rund 37 Prozent, die angeben, die Zustiandigkeiten
seien klar gewesen. Ahnlich viele sind jedoch auch gegenteiliger Auffassung.

Die Ergebnisse werden durch ergéinzende AuBerungen einzelner Dienststellen bzw. Kommunen
untermauert. So wird beispielsweise berichtet, dass PSA teilweise ohne Bedarfsabfrage geliefert
worden oder die zentral beschafften Mengen nicht ausreichend gewesen seien. Auch tiber unge-
eignete PSA wird berichtet. In den Dienststellen sei zunehmend dezentral beschafft worden, da
auf eine Versorgung durch die Ressorts nicht gewartet werden konnte. Berichte {iber zunéchst zu
geringe, spater zu grofe oder unangekiindigte Lieferungen kommen auch von der kommunalen
Seite.

Uber den richtigen Weg bei der Beschaffung gehen indes auch bei den Dienststellen und den
Kommunen die Meinungen auseinander. So berichtet eine Dienststelle, dass die dezentrale Be-
schaffung von PSA gerade zu Beginn der Pandemie sehr personalintensiv gewesen sei. Man habe
sich gefragt, ob nicht zentral in den Oberbehorden mit der Kaufkraft von groBen Mengen und Zu-
gang zu GroBhéndlern mit weniger Personaleinsatz zu besseren Konditionen hitte eingekauft
werden konnen. Andererseits schldgt eine weitere Dienststelle vor, in kiinftigen Krisen schneller
dezentrale Beschaffungsmoglichkeiten einzurdumen. Ungeachtet dessen, ob zentral oder dezent-
ral beschafft werden soll, wird jedoch auch hier das Bediirfnis deutlich, {iber die Verantwortlich-
keiten fiir Beschaffungen bei kiinftigen Krisen zeitnah zu entscheiden.

Bewertung und Empfehlungen:
Die Corona-Pandemie war auch hinsichtlich der Beschaffung erforderlicher Sachressourcen eine
Sondersituation fiir die Landesverwaltung. Angesichts der Marktlage, der Vielzahl an Bedarfstra-

gern und der hohen Bedeutung fiir den Schutz der Bevolkerung war die Beschaffung - unabhén-
gig davon, ob zentral oder dezentral - ein komplexer und schwieriger Prozess, der sich nur mit
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hohem Aufwand bewiltigen lie3. Dabei war das Zusammenspiel innerhalb der Landesverwaltung
nicht frei von Spannungen und Friktionen.

Die Riickmeldungen aus den Interviews und Umfragen des Rechnungshofs legen nahe, dass Be-
schaffungsentscheidungen getroffen wurden, die riickblickend nicht erforderlich oder nicht wirt-
schaftlich erscheinen. Der Rechnungshof kritisiert dies nicht. Zum einen waren nicht die singulé-
ren Beschaffungsentscheidungen, sondern Strukturen und Prozesse Gegenstand der Priifung;
schon deshalb kann der Rechnungshof keine Bewertungen im Einzelfall abgeben. Zum anderen
ist zu beriicksichtigen, dass Beschaffungsentscheidungen etwa zu PSA stets unter Handlungs-
und Zeitdruck, mit dem jeweils aktuellen Wissen iiber akute oder perspektivische Bedarfe und
auf Basis der von einem weltweiten Wettbewerb um knappe Giiter geprégten Marktlage getroffen
werden mussten. Eine Verwaltung im Krisenmodus trifft zwangsldufig auch falsche Entscheidun-
gen.

Fiir die Bewertung der Prozesse wiegt schwerer, dass die Ressorts selbst in der Nachbetrachtung
ein unterschiedliches Verstdndnis davon hatten, auf welches grundsétzliche Vorgehen man sich
verstindigt hatte. Diese Unklarheit zieht sich bis in die nachgeordneten Dienststellen durch. Al-
lerdings zeigen die Aussagen gegeniiber dem Rechnungshof auch, dass ein Bedarf gesehen wird,
Beschaffungsstrukturen und -prozesse fiir kiinftige Krisensituationen moglichst vorab zu klaren.

Dies betrifft zunéchst die Frage, ob ereignisspezifische Sachressourcen besser zentral oder de-
zentral beschafft werden sollen. Eine pauschale Antwort darauf gibt es allerdings nicht; sie hdngt
unter anderem von den konkreten Marktgegebenheiten, etwa der Anbieterstruktur und der Mog-
lichkeit lokaler bzw. regionaler Bedarfsdeckung, aber auch von der Art und Menge der zu be-
schaffenden Sachgiiter ab.

Prozessual spricht vieles dafiir, in einer beginnenden Krisensituation an den zuvor praktizierten
Beschaffungsverfahren festzuhalten. Kurzfristige Anderungen von Beschaffungszustindigkeiten
konnen hier zu Unklarheiten und Ineffizienzen fiihren. Dies gilt vor allem dann, wenn personelle
Ressourcen und Know-how erst aufgebaut und neue Prozesse etabliert werden miissen. Das ist
nicht nur zeitkritisch, sondern birgt auch die Gefahr, dass die Prozesse nicht bzw. nicht von Be-
ginn an sachgerecht funktionieren.

Ob das LZBW zu Beginn der Pandemie hinsichtlich seiner Ressourcen in der Lage gewesen
wire, die zentrale Beschaffung von PSA zu iibernehmen, kann dahingestellt bleiben. Das Sozial-
ministerium verfligte jedenfalls zum Zeitpunkt der Entscheidung, die Beschaffung unter anderem
von PSA dort zu biindeln, nicht {iber die notwendigen Ressourcen fiir Beschaffungen dieser Gro-
Benordnung. Beides musste erst mit enormem Aufwand und Einsatz aufgebaut werden. Das war,
erst Recht mit Blick auf die Komplexitdt und Herausforderungen der Aufgabe, zwangslaufig mit
hohen Belastungen fiir die Betroffenen, mit Reibungsverlusten und Konflikten verbunden.

Der Rechnungshof hélt es deshalb grundsétzlich fiir sinnvoll, Beschaffungsprozesse im Krisenfall
in den eingespielten (zentralen oder dezentralen) Strukturen zu belassen. Allerdings muss dann,
wenn die vorhandenen personellen Ressourcen (quantitativ oder qualitativ) nicht ausreichen, aus
anderen Bereichen verstiarkt werden (siehe 2.4.1).

Wenn dennoch in einer Krisensituation Beschaffungsprozesse gedndert werden miissen, bedarf

dies einer expliziten und eindeutigen Entscheidung. Die geénderten Strukturen und Prozesse
miissen dann so kommuniziert werden, dass ein gleiches Verstindnis aller betroffenen Einheiten
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sichergestellt ist. Auch in diesem Fall muss dafiir gesorgt werden, dass der betreffenden Einheit
entsprechende Ressourcen zur Verfligung stehen oder gestellt werden, wiederum gegebenenfalls
durch Verstirkungen aus anderen Bereichen.

(E 36) In Krisensituationen sollten eingespielte Strukturen und Prozesse des Beschaffungswe-
sens grundsétzlich beibehalten werden. Reichen die personellen Ressourcen der zustén-
digen Einheit quantitativ oder qualitativ nicht aus, sollte eine Verstirkung aus anderen
Bereichen der Landesverwaltung - entlang des im Krisenmodus vorgesehenen Verfah-
rens - erfolgen.

(E 37) Lasst sich eine Beschaffungsaufgabe in einer Krisensituation nicht in den bestehenden
Strukturen bewiltigen, sollte die Entscheidung iiber organisatorische Anderungen vom
Interministeriellen Verwaltungsstab getroffen und klar kommuniziert werden. Der Inter-
ministerielle Verwaltungsstab sollte auch {iber gegebenenfalls notwendige personelle
Verstirkungen aus anderen Bereichen der Landesverwaltung entscheiden.

gez. Ria Taxis gez. Lothar Nickerl
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Anlage 1: Empfehlungen zum Krisenmanagement in der Landesverwaltung

(ED

(E2)

(E3)

EH

(E5)

(E 6)

(E7)

(E8)

Die strukturierte Analyse moglicher Krisenpotenziale sollte fiir alle Bereiche der Lan-
desverwaltung verbindlich werden. Die Ministerien sollten jeweils fiir ihren Geschifts-
bereich und auf Basis der jeweiligen Ressortspezifika bestimmen, welche Kategorien
von Krisen zwingend zu analysieren sind und die Zustdndigkeiten fiir die Analyse festle-
gen. Bei mehreren Dienststellen mit gleich gelagerten Risikostrukturen sollten tiberge-
ordnete Behorden den Prozess koordinieren bzw. biindeln.

Die Erfahrungen aus Krisenlagen wie der Corona-Pandemie sollten strukturiert ausge-
wertet und in bestehende Dokumente (etwa Alarmpline) oder in neue Krisenkonzepte
eingearbeitet werden. Um diese Erfahrungen zu sichern, sollten die Ministerien entspre-
chende Evaluationen in ihren Zusténdigkeitsbereichen anstoen und koordinieren.

Die Sensibilisierung von Bevdlkerung und Unternehmen hinsichtlich ihrer Eigenverant-
wortung fiir die Krisenvorsorge sollte verstarkt werden. Das Innenministerium und die
anderen Ressorts sollten im Dialog mit den Kommunalen Landesverbianden den hierzu
erforderlichen Prozess strukturieren und die Zusténdigkeiten entlang der vorhandenen
(Ressort-) Expertise regeln. Dabei kdnnen auch geeignete Multiplikatoren wie Verbande
und Interessenvereinigungen eingebunden werden.

Die Ministerien sollten ressortiibergreifend festlegen, welche Risiken im Rahmen eines
Krisenmonitorings jeweils laufend beobachtet werden sollen und wer filir das Monitoring
zustdndig ist. Zudem sollte ein Informationsweg definiert werden, wann und mit wel-
chen Inhalten das Innenministerium tiber aufwachsende Lagen oder plotzlich eintretende
Ereignisse informiert wird.

Die Ministerien sollten sich iiber Standards fiir krisenmanagementbezogene Aufgaben
verstandigen, die in jedem Ressort wahrgenommen werden sollen. Diese sollten einheit-
lich in die jeweils eigene Aufbauorganisation integriert und nachvollziehbar dargestellt
werden (z. B. in Geschiftsverteilungspldnen).

Die Ressorts sollten Verbindungspersonen benennen, um eine bessere horizontale und
vertikale Vernetzung der Verwaltung in Fragen des Krisenmanagements zu erreichen.
Diese sollten ebeneniibergreifend bekannt gemacht werden.

Das Netzwerk der Krisenmanagement-Ansprechpartner sollte stirker als bisher dazu ge-
nutzt werden, Themen ressortiibergreifend zu besprechen und Maflnahmen verbindlich
abzustimmen. Das Innenministerium sollte Aufgaben und Ziele des Netzwerks festlegen.

Die Zusténdigkeitsabgrenzung der Ministerien nach dem Ressortprinzip sollte auch in
Krisenzeiten beibehalten werden. Die Ministerien sollten auf ein einheitliches Rollen-
verstdndnis in Bezug auf Zustindigkeiten und Kompetenzen in Krisensituationen hin-
wirken.
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(E9)

(E 10)

(E 11)

(E 12)

(E 13)

(E 14)

(E 15)

(E 16)

(E 17)

112

Die Landesregierung sollte einen Prozess definieren, mit dem die Landesverwaltung in
Situationen, die nicht das AusmaB einer Katastrophe erreichen, in einen ,,Krisenmodus*
versetzt werden kann. Um zu Beginn der Krise schneller und besser handlungsfahig zu
sein, sollte zudem definiert werden, welche strukturellen und organisatorischen Konse-
quenzen damit flir die gesamte Landesverwaltung verbunden sind oder verbunden sein
konnen.

Die Ministerien sollten Regelungen und Informationen zum Thema Krisenmanagement
aktuell halten, zentral zur Verfiigung stellen und regelmaBig aktiv bewerben.

Die Landesregierung sollte die ,,zweigleisige* Struktur aus Interministeriellem Verwal-
tungsstab und (politischer) Lenkungsgruppe als Regelfall bei der Krisenbewailtigung
vorsehen. Die beiden Gremien sollten im Bedarfsfall zeitgleich installiert werden, um
die Prozesse von Beginn an entsprechend zu verorten und zu synchronisieren.

Die Ministerien sollten sich auf einheitliche Kommunikationsstrukturen und -prozesse
verstiandigen, die in Krisensituationen greifen. Dabei sollten Anlaufstellen, Erreichbar-
keiten und Zusténdigkeiten geregelt werden. Dies sollte nicht personenbezogen, sondern
funktionenbezogen erfolgen. Beispielsweise sollten konsequent Funktionspostfacher ge-
nutzt werden.

In Krisensituationen sollten hauptbetroffene Dienststellen ihre Arbeitsweisen nach den
Prinzipien der Stabsarbeit organisieren. Die librigen Dienststellen sollten entsprechend
der zuvor festgelegten Standards auf eine Krise reagieren. Hierzu konnten sich die Mini-
sterien im Netzwerk der Krisenmanagement-Ansprechpartner abstimmen.

Der Rechnungshof empfiehlt, fiir die Kommunikation grundsétzlich den tiblichen
Dienstweg beizubehalten. Dabei muss aber eine ziigige Informationsweitergabe gewihr-
leistet werden.

Die Ministerien sollten ihre bei der Corona-Pandemie gewéhlte ressortinterne Kommu-
nikationsstrategie evaluieren, um den Informationsfluss mit dem nachgeordneten Be-
reich fiir kiinftige Krisen zu verbessern. In kiinftigen Krisenlagen sollten sie aulerdem
bereits wihrend der Krise die Erfahrungen der nachgeordneten Dienststellen einholen,
um mit einem aktiven Wissensmanagement auf potenzielle Missstdnde zeitnah reagieren
zu konnen.

Organisatorische Hinweise, Entscheidungshilfen, Vordrucke und Musterschreiben soll-
ten auch bei kiinftigen Krisen moglichst zentral erarbeitet, gepriift und bereitgestellt
werden. Dabei sollte starker auf arbeitsteilige, an der fachlichen Kompetenz orientierte
Prozesse geachtet werden. Zudem sollte sichergestellt werden, dass die Information bzw.
Unterstiitzung alle Adressaten auch tatséchlich erreicht.

Die Regierungsprésidien und die Kommunalen Landesverbénde sollten in Krisensituati-
onen mit starkem kommunalen Bezug moglichst von Beginn an in die Arbeit der rele-
vanten Gremien einbezogen werden. Hierbei sollten die jeweiligen Rollen beachtet wer-
den: die Regierungsprésidien als operative Schaltstellen und die Kommunalen Landes-
verbéande als Multiplikatoren.
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(E 18)

(E 19)

(E 20)

(E21)

(E 22)

(E 23)

(E 24)

(E 25)

(E 26)

(E 27)

Fiir die Kommunikation zu den Kommunen sollten auch in Krisenzeiten die vorhande-
nen Strukturen des dreistufigen Verwaltungsaufbaus genutzt werden.

Werden weitere Akteure - etwa die Kommunalen Landesverbédnde - in strategische
Uberlegungen und Kommunikationsprozesse einbezogen, miissen die unterschiedlichen
Wege koordiniert werden. Soweit fiir die Kommunikation mit den Kommunen parallele
Verfahren genutzt werden, sollten sie stets so gestaltet werden, dass die Regierungspri-
sidien ihrer iiblichen Rolle als Schaltstelle zu und von den Kommunen gerecht werden
konnen.

Fiir die Kommunikation zwischen Land und Kommunen sollten in Krisensituationen
moglichst ausschlieBlich Funktionspostfacher genutzt werden. Die betreffenden Landes-
dienststellen und die einzelnen Kommunen sollten eine moglichst hohe Aktualitit si-
cherstellen.

Das Innenministerium sollte in seiner Eigenschaft als Kommunalministerium priifen, ob
es hinsichtlich der organisatorischen Unterstiitzung der Kommunen in Krisensituationen
eine stirker koordinierende Rolle einnehmen kann.

Alle Ressorts sollten - bereits auBerhalb einer Krisensituation - ihre Aufgaben systema-
tisch erfassen und priorisieren. Sie sollten festlegen, welche Aufgaben im Krisenfall
nicht mehr oder nur noch in reduziertem Umfang wahrgenommen werden sollen.

Mit der Aufgabenpriorisierung sollten die Voraussetzungen dafiir geschaffen werden,
den Personaleinsatz im Krisenfall quantitativ und qualitativ zielgerichtet zu steuern. Die
Ressorts sollten deshalb im Zuge der Priorisierung auch erheben, welche Personalkapa-
zitdten mit welchen Qualifikationen durch die reduzierte Wahrnehmung der betreffenden
Aufgabe freigesetzt werden konnten.

Um innerhalb der Landesverwaltung im Bedarfsfall schnell Personal bereitstellen zu
konnen, sollte die Landesregierung die erforderlichen Strukturen und Prozesse im Vor-
feld kldren und festlegen. Dies betrifft insbesondere die Ausgestaltung der Bedarfsmel-
dung und ein moglichst 6konomisches Verfahren der Personalgestellung.

Das Innenministerium sollte priifen, ob die bestehenden Regelungen fiir den Einsatz von
Personal auBlerhalb der jeweils eigenen Dienststelle flexibel genug sind, um eine rasche
und effektive Personalgestellung zu ermdglichen.

Mit der Entscheidung des Ministerrats, in den Krisenmodus zu wechseln, sollten die
Ressorts die notwendigen internen Prozesse zur konkreten Aufgabenreduzierung vorbe-
reiten. Ziel sollte es sein, geltend gemachte und vom Ministerrat anerkannte Personal-
mehrbedarfe eines oder mehrerer Ressorts zur Krisenbewéltigung moglichst ziigig und
in einem mdglichst einfachen Verfahren den betreffenden Dienststellen zur Verfiigung
stellen zu konnen.

Festlegungen zu Prozessen der Personalgestellung bzw. -gewinnung in Krisenzeiten
sollte die Landesverwaltung auch mit der kommunalen Ebene treffen. Hier sollte das In-
nenministerium federfithrend im Dialog mit den Kommunalen Landesverbénden kléren,
welche Stellen auf beiden Seiten im Krisenfall die Personalgewinnung koordinieren.
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(E 28)

(E 29)

(E 30)

(E 31)

(E 32)

(E 33)

(E34)

(E 35)

(E 36)
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Das Innenministerium sollte definieren, welche (Basis-) Kompetenzen fiir Krisenlagen
in der Landesverwaltung vorhanden sein miissen. Es sollte die Ressorts auf geeignete
Schulungsangebote hinweisen. Im Bedarfsfall sollte das Ministerium Angebote entwi-
ckeln lassen, die auf die spezifischen Bediirfnisse der Landesverwaltung zugeschnitten
sind.

Die Ministerien sollten jeweils fiir ihren Ressortbereich priifen, welche Schulungsange-
bote in Betracht kommen und fiir eine Teilnahme werben. Insbesondere fiir Beschéftigte,
die fiir Stabsarbeit oder andere Aufgaben im Krisenmanagement vorgesehen sind, soll-
ten Schulungen verpflichtend vorgesehen sein.

Das Innenministerium sollte Schwerpunkte fiir kiinftige Ubungen definieren. Zudem
sollte es flir die Ministerialebene sicherstellen, dass sémtliche Ministerien regelmafig in
Ubungen einbezogen werden.

Die Ministerien sollten fiir ihren Ressortbereich sicherstellen, dass regelmiBig Ubungen
zum Krisenmanagement, insbesondere zur Stabsarbeit, durchgefiihrt werden.

Die Landesverwaltung sollte Themen des Krisenmanagements, insbesondere der Stabs-
arbeit, in Curricula der Aus- und Fortbildungseinrichtungen des Landes einbringen, um
das Angebot und die Vielfalt an entsprechenden Schulungen zu erhohen. Zu denken ist
hier insbesondere an die Fithrungsakademie, die Landesfeuerwehrschule und die Hoch-
schulen fiir 6ffentliche Verwaltung in Kehl und Ludwigsburg.

Die Landesregierung sollte - unter Federfiihrung des Innenministeriums - verbindliche
Vorgaben fiir Sachressourcen erarbeiten, die fiir den Krisenfall vorzuhalten sind. Dabei
sollte ein Schwerpunkt auf eine kompatible und ausfallsichere Kommunikations-Infra-
struktur und die Sicherung der Energieversorgung gelegt werden. Ressorts und Dienst-
stellen sollten die Vorgaben im jeweiligen Geschéftsbereich unter Beriicksichtigung der
spezifischen Anforderungen in eigener Hoheit umsetzen.

Um auch ebeneniibergreifende Kompatibilitdt zu sichern, sollte den Kommunen - soweit
relevant - die Umsetzung der fiir die Landesverwaltung verbindlichen Standards emp-
fohlen werden.

Die Digitalisierung des Informations- und Datenaustauschs im Krisenmanagement sollte
vorangetrieben werden. Hierzu sollte ELD-BS als IT-Fachverfahren kiinftig bei allen am
Krisenmanagement beteiligten Dienststellen des Landes, also den Ministerien, Regie-
rungsprasidien und fiir das Krisenmanagement relevanten nachgeordneten Dienststellen,
einsatzbereit sein. Gleiches gilt fiir die Kommunen. Das Innenministerium sollte die Im-
plementierung anstofen, begleiten und darauf hinwirken, dass das IT-Fachverfahren auf
Anwenderseite sachgerecht bedient werden kann.

In Krisensituationen sollten eingespielte Strukturen und Prozesse des Beschaffungswe-
sens grundsétzlich beibehalten werden. Reichen die personellen Ressourcen der zustén-
digen Einheit quantitativ oder qualitativ nicht aus, sollte eine Verstirkung aus anderen
Bereichen der Landesverwaltung - entlang des im Krisenmodus vorgesehenen Verfah-
rens - erfolgen.
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(E 37) Lasst sich eine Beschaffungsaufgabe in einer Krisensituation nicht in den bestehenden
Strukturen bewiltigen, sollte die Entscheidung iiber organisatorische Anderungen vom
Interministeriellen Verwaltungsstab getroffen und klar kommuniziert werden. Der Inter-
ministerielle Verwaltungsstab sollte auch iiber gegebenenfalls notwendige personelle
Verstirkungen aus anderen Bereichen der Landesverwaltung entscheiden.

115



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 / 6438
	18.3.2024
	Mitteilung
	des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung 
	und Kommunen
	Beratende Äußerung des Rechnungshofs „Krisenmanagement  in der Landesverwaltung“


